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Vorwort der Herausgeberin der Reihe

Prof. Dr. Annette Harth
Herausgeberin der Schriftenreihe „Bremer Schriften zur Sozialen Arbeit“
→ annette.harth@hs-bremen.de

Die „Bremer Schriften zur Sozialen Arbeit“ werden durch die drei Studiengänge der Sozialen Arbeit an der 
Hochschule Bremen herausgegeben (B.A., B.A. Dual und M.A. Praxisforschung und Innovation in der So-
zialen Arbeit). Hier werden Ergebnisse aus laufenden Forschungen und theoretischen Diskussionen vor-

gestellt, die ein breites thematisches Spektrum umfassen. Die Art der Beiträge ist so divers wie die Themen. 
Sie reichen von Vorab-Veröff entlichungen von Fachbeiträgen über Arbeitspapiere und ausgewählte besonders 
gelungene Qualifi kationsarbeiten bis hin zu Dokumentationen von Fachveranstaltungen. 
Die Bremer Schriften zur Sozialen Arbeit richten sich an Fachkräfte aus Wissenschaft und Praxis Sozialer Arbeit, 
aber auch an Interessierte in Politik und Gesellschaft.
Die Schriftenreihe erscheint seit dem Frühling 2020 unregelmäßig und mehrfach jährlich online und ist zu er-
reichen unter https://www.hs-bremen.de/Bremer-Schriften-zur-Sozialen-Arbeit

Prof. Dr. Sabine Wagenblass
Diplom Pädagogin, Professorin an der Hochschule Bremen, Fakultät 3 Studiengang 
Soziale Arbeit, Arbeits- und Forschungsschwerpunkte: Geschichte und Theorien 
Sozialer Arbeit, Kinder- und Jugendhilfe, Kinderschutz, Arbeit mit Familien, frühe 
Kindheit, Kinder psychisch kranker Eltern, Kooperation und Vernetzung
→ sabine.wagenblass@hs-bremen.de

Prof. Dr. Christian Spatscheck
Dipl.-Päd., Dipl.-Soz.-Arb., Professor für Theorien und Methoden 

der Sozialen Arbeit an der Fakultät Gesellschaftswissenschaften der Hochschule 
Bremen, Visiting Scholar an der Universität Lund, Visiting Professor an der Universität 

Pisa. Mitglied des Vorstands der Deutschen Gesellschaft für Soziale Arbeit (DGSA); 
Arbeitsschwerpunkte: Theorien und Methoden der Sozialen Arbeit, insbes. sozialraum-

bezogene Arbeitsansätze, systemisches Denken und Handeln und Sozialpädagogik,
Kinder- und Jugendhilfe, insbes. Jugendarbeit, sowie Internationale Soziale Arbeit.

→ christian.spatscheck@hs-bremen.de
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V om 18. bis 20. September 2019 fand an der Hochschule Bremen die 4. Sommerhochschule Kinder-
schutz unter dem Leitthema „Diversität im Kinderschutz gestalten“ statt. Veranstaltet wurde sie von  
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutz-Zentren e.V. in Kooperation mit dem Kinderschutz-

Zentrum des DKSB Bremen und der Hochschule Bremen. Drei Tage beschäftigten sich 160 Studierende der 
Sozialen Arbeit und anderer Fachrichtungen in Fachvorträgen, Workshops, Forschungskolloquien und Praxis-
besuchen mit der Frage wie Kinderschutz in einer Gesellschaft der Vielfalt gestaltet werden kann.

Der Begriff „Diversität“ kann als einer der zentralen Termini aktueller Diskurse zur Beschreibung der Verschieden- 
heit in unserer Gesellschaft angesehen werden. Auch in der Kinder- und Jugendhilfe spielt die Verschiedenheit 
in Lebensbedingungen, Milieus, Kulturen, Altersgruppen, sozialen Schichten, Geschlechtern und sexuellen  
Orientierungen eine zunehmend zentrale Rolle. Mit einer wachsenden Aufmerksamkeit für Themen wie Inklusion 
und Teilhabe, Zuwanderung und Integration, Transidentität sowie neuen Familien-, Lebens- und Arbeitsformen 
müssen auch Fragen der Kinderrechte und des Kinderschutzes neu betrachtet werden. Kinder in unserer Ge-
sellschaft haben das Recht, sich jenseits stereotyper Zuschreibungen, ungeachtet ihrer sozialen und kulturellen 
Herkunft, ihrer körperlichen und geistigen Möglichkeiten, ihres Geschlechtes und ihrer sexuellen Orientierung 
gewaltfrei und geschützt aufzuwachsen. 
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, Rahmenbedingungen zu schaffen, die den dazu nötigen Schutz gewähr- 
leisten und die Möglichkeit bieten, Kinder und Jugendliche in ihrer Vielfalt wahrzunehmen, ihren Differen-
zen ressourcenorientiert zu begegnen und sie in ihren individuellen Kompetenzen umfassend fördern und 
unterstützen zu können. Dies erfordert auf der Seite der Professionellen nicht nur die Akzeptanz von anderen  
biografischen Hintergründen, Lebensstilen und Einstellungen, sondern auch ein selbstkritisches Hinterfragen 
und die Bereitschaft zur Veränderung eigener Einstellungen und Handlungsroutinen. Voraussetzung dafür ist die 
Reflexion der eigenen Sichtweise und professionellen Haltung in ihrer kulturellen und sozialen Gebundenheit. 
Die Herausforderung liegt darin, zum einen die eigene Sicht als eine mögliche unter vielen zu verstehen und 
anzuerkennen, dass es noch andere gleichberechtigte Perspektiven gibt und zum anderen die Kompetenz  
Unbekanntes, Verschiedenheit, Mehrdeutigkeit und Widersprüchlichkeit auszuhalten. Darüber hinaus ist es 
auch erforderlich, die Thematik im Kontext wachsender gesellschaftlicher Ungleichheit und sozialer Spaltungen 
zu betrachten. Die Realität von Ungleichheitsverhältnissen beeinflusst wesentlich die Bedingungen des Auf- 
wachens von Kindern und Jugendlichen.
Die Sommerhochschule 2019 bietet den Teilnehmenden die Möglichkeit, einen Einblick in die Vielfalt des  
Arbeitsfeldes des Kinderschutzes und seine aktuellen politischen, strukturellen, konzeptionellen und profes-
sionellen Debatten zu gewinnen. In Vorträgen, Workshops, Seminaren und Praxisbesuchen wird Kinderschutz 
unter dem Aspekt gesellschaftlicher und sozialer Diversität kritisch reflektiert und diskutiert. Die vorliegenden 
Beiträge geben einen fundierten Ein- und Überblick in die Inhalte der Sommerhochschule, die Reihenfolge  
orientiert sich am Programmablauf.

Zunächst wird Stefan Heinitz allgemein zu dem Entstehungshintergrund der Sommerhochschule berich-
ten. Die vielfältigen Aufgaben des Kinderschutzes haben in den letzten Jahren in vielen Berufsfeldern an Auf-
merksamkeit und Bedeutung gewonnen, dieser Bedeutungszuwachs findet sich jedoch nur vereinzelt in den  
Modulhandbüchern der Studiengänge der Sozialen Arbeit wieder. Aufgrund der generalistischen Orientierung 
des Studiums ist Kinderschutz nur ein Thema unter vielen und bereitet die Studierenden nicht umfassend auf die 
vielfältigen Anforderungen. Vor diesem Hintergrund will die Sommerhochschule mit einem innovativen Format 
jenseits des Studienalltags angehende Sozialarbeiter*innen in ihrem Wissen, Können und Haltung bezogen auf 
die dringenden Fragen des Kinderschutzes qualifizieren.

Antje Krueger leitet in ihrem Eröffnungsvortrag in das Thema ein und nähert sich dem Begriff „Diversität“ 

theoretisch an. Hierbei zeigt sie zwei konträre Entwicklungslinien auf, die mit dem Konzept Diversität verbunden 
sind: Zum einen gilt Vielfalt - so Krueger - als bereichernde Ressource für Zusammenleben und Zusammenarbeit 
und zum anderen als Instrument zur Analyse von Ungleichheit und Ausschluss. Für die Kinder- und Jugendhilfe 
und den Schutz von Kindern ergibt sich daraus eine doppelte Auftragslage:  Diversität zum einen als anerken-
nenswerte Ressource von Kindern und ihren Familien(mitgliedern) zu betrachten und entsprechend zu schützen 
und zum anderen den Herstellungsprozessen von Ungleichheit, Diskriminierung und Ausschluss entschieden 
und wirksam entgegenzutreten, damit Kinder und Jugendliche lebensweltlich gleichwertige Zugangs- und Ge-
staltungsmöglichkeiten haben und ohne Belastungen und Beschädigungen aufwachsen können. Um dies in der 
Praxis umsetzen zu können braucht es eine Pädagogik der Anerkennung und des Empowerments sowie eine 
aktive Positionierung gegen individuelle und strukturelle Diskriminierung, die dem Kindeswohl und dem Kinder-
willen entgegenstehen. Dazu gehört auch die Hinterfragung eigener Institutionen, Methoden und Praxen.

Neben den Fachvorträgen gab es eine Vielzahl von Workshops zu wichtigen Aufgaben und Handlungsfeldern 
des Kinderschutzes. Aline Schoch und Brigitte Müller von der Hochschule für Soziale Arbeit FHNW, 
Muttenz/Schweiz geben einen Einblick in ein aktuelles Forschungsprojekt in der Schweiz, das eine vergleichende 
Analyse von Eingriffen in Familien früher und heute durchführt und historische Beispiele von Kindswegnahmen 
mit der aktuellen Kinderschutzpraxis in der Schweiz kontrastiert. In den Forschungen zur Aufarbeitung fürsor-
gerischer Zwangsmaßnahmen und Fremdunterbringungen in der Schweiz wird in ganzer Deutlichkeit klar, mit 
welchen erheblichen Traumatisierungen und Benachteiligungen die Personen leben mussten, die im Lauf ihrer 
Kindheit, Jugend oder auch erst im Erwachsenenalter Opfer der rückblickend als willkürlich und schädigend zu 
bezeichnenden schweizerischen Fürsorgepraxis wurden. Kontrastierend zu den historischen Befunden werden 
aktuelle Ergebnisse eines laufenden Forschungsprojektes zu der Frage, wie Kinder/Jugendliche und Eltern Kin-
derschutzverfahren und Begegnungen mit den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden KESB wahrnehmen 
und darauf reagieren, vorgestellt.

Michael Böwer geht in seinem Workshop zurück in das Jahr 2006, um von dort aus, die zentralen Facet-
ten und Entwicklungen im Fallverlauf des tragischen Bremer „Fall Kevin“ zu erarbeiten. Mittels der Methode 
des ‚MindSet Achtsamer Kinderschutz‘ wird der Rolle unterschiedlicher Beteiligter in Kinderschutzfällen nach-
gespürt und herausgearbeitet, welche normativen und fachlichen Innovationen den professionellen Blick er-
weitert, versierter, komplexer und heraufordernder gemacht haben. Befunde aus dem „Fall Kevin“ werden mit 
der aktuellen Kinderschutz- und Jugendhilfeforschung verknüpft und Parallelen zu neueren Fällen wie z.B. aus 
Lügde aufgezeigt. Damit soll sichtbar werden, zu welchen Erkenntnissen ein organisationspädagogischer Blick 
auf die Arbeitsbündnisse, die Kontexte und die Rahmenbedingungen des Kinderschutzes heute führen kann 
und damit eine Antwort auf die Frage im Titel gegeben werden, was ‚das Reden‘ im Kinderschutz ‚gebracht‘ hat.

Sabine Ader diskutiert in ihrem Beitrag die Fragen was denn überhaupt der Fall ist und was Fallverstehen und 
sozialpädagogische Diagnostik bedeuten, wenn es um die sogenannten „besonders schwierigen“ Kindern und 
Familien geht, die die Jugendhilfe und ihre Kooperationspartner oftmals an ihre Grenzen bringen. Sie stellt hier-
für ein Konzept für einen sozialpädagogischen Zugang der fachlichen Analyse und Deutung vor, der über Jahre 
gemeinsam mit Fachkräften und in Institutionen der Kinder- und Jugendhilfe entwickelt worden ist. Wesentlich 
ist dabei, dass die fallanalytische Aufgabe immer Fallverstehen und Diagnostik in einem sozialpädagogischen 
Sinne impliziert und dabei auf den respektvollen Dialog und die Mitwirkung von Kindern, Eltern und anderen 
Akteuren in Familie und Umfeld zwingend angewiesen ist. Das Ganze vollzieht sich immer in einem dynami-
sches Beziehungsgeschehen sowie einem institutionellen Kontext, den es zu berücksichtigen gilt. Abschließend 
werden sechs (Basis-)Instrumente für ein sozialpädagogisches Fallverstehen und Diagnostizieren vorgestellt.

Claudia Daigler beschäftigt sich in ihrem Workshop mit Gender als ein im Kinderschutz weitgehend nicht 
thematisiertes Diversitätsmerkmal. Anhand vier Anmerkungen zeigt sie Benachteiligungsebenen, Ausblendun-
gen in der professionellen Wahrnehmung und Gefährdungseinschätzung, Facetten des Alleine-gelassen-wer-
dens und ungeklärte Konzeptentwicklungen in den Angeboten der Hilfen zur Erziehung auf. Im Kinderschutz 
und in den Hilfen zur Erziehung muss wieder mehr die Wirkmächtigkeit von Geschlecht und entsprechenden Zu-
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schreibungen analysiert und in den Hilfen gezielt darauf reagiert werden. Zu der Frage, welche Erwartungshal-
tungen und genderbezogenen Normen das institutionelle Handeln und die Haltungen von Fachkräften prägen 
und wie diese von Kindern bzw. jungen Menschen erlebt und verarbeitet werden, bedarf es dringend aktualisier-
ter Forschungen. Ihre Forderung ist dabei abschließend, dass sich Kinderschutz fach- und institutionenpolitisch 
und kritisch verstehen muss und neben der Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen immer auch die 
Wirkmächtigkeit der Strukturkategorie Gender verstehen und verhandeln muss.

Der Beitrag von Reinhold Schone vertieft Aspekte des Kinderschutzes und bezieht sich auf Ergebnisse eines 
Forschungsprojektes zur Zusammenarbeit von Jugendämtern und Gerichten (vgl. Münder 2017). Zunächst nä-
hert sich der Autor den Begriffen „Kindeswohl“ und „Kindeswohlgefährdung“. Deutlich wird dabei, dass Kin-
deswohlgefährdung kein beobachtbarer Sachverhalt an sich ist, sondern dass es sich um ein rechtliches und 
normatives Konstrukt handelt. Und somit immer auch von subjektiven Bewertungen und Einschätzungen von 
Richter*innen und Sozialarbeiter*innen beinhaltet. Insofern gilt es zu betrachten, wie und auf welcher Grundlage 
solche Bewertungen zustande kommen und wie die Kooperation der beiden Institutionen in der Praxis realisiert 
wird. Bezogen darauf lautet das Fazit, dass das neue Miteinander von Jugendämtern und Gerichten in den letzten 
20 Jahren unter den neuen gesetzlichen Vorzeichen zweifelsohne deutlich besser geworden und als Entwick-
lung im Sinne einer Verantwortungsgemeinschaft durchaus zu begrüßen ist. Ob damit aber auch der Kinder-
schutz und die diesbezüglichen Strategien gegenüber mit der Erziehung überforderter Eltern und ihrer Kinder 
besser geworden sind, wird am Ende des Beitrags als offene - aber dringend zu bearbeitende – Frage formuliert.

Das Thema Kinderschutz im ländlichen Raum steht im Fokus des Beitrages von Michael Herschelmann. 
Ausgehend von der amtlichen § 8a-Statistik des SGB VIII zu den Gefährdungseinschätzungen wird die Diversi-
tät des Kinderschutzes in ländlichen Räumen in Niedersachsen analysiert und ihre Bedeutung für die zukünftige 
Gestaltung des Kinderschutzes skizziert. Zunächst zeigt sich, dass die Anzahl der Verfahren im Zeitraum von 
2012-2018 in den Städten deutlich höher angestiegen ist als in den Landkreisen. Als mögliche Gründe für diese 
Unterschiede sieht der Autor neben unterschiedlichen kommunalspezifische Anwendungsvorgaben beim Um-
gang mit der Statistik, insbesondere die unterschiedliche Interpretation der Kategorien akute und vor allem la-
tente Kindeswohlgefährdungen als Grund an. Und nicht zuletzt können auch Rollenvermischungen in ländlichen 
Räumen von Bedeutung sein, nämlich dann, wenn es zu einer Vermischung unterschiedlicher Lebensbereiche 
bei Fachkräften kommt und Nachbarschaft, Freundschaft oder ähnliches das behördliche Melden von kinder-
schutzrelevanten Vorfällen eher erschwert. Weiterhin können die Ausrichtung und Qualität der Netzwerke eines 
Jugendamtes als auch die Infrastrukurangebote an (Beratungs-)Einrichtungen eine Rolle spielen. Grundsätz-
lich sieht der Autor einen Veränderungsbedarf grundlegender, verinnerlichter, historisch entstandener Denk-, 
Wahrnehmungs- und Handlungstraditionen als Denkroutinen, die die Alltags- und Fachpraxis im Kinderschutz 
bestimmen, welchen Richtungswechsel sie nehmen müssen, wird abschließend formuliert.

Meike Kampert und Tanja Rusack setzen sich mit den für die jugendliche Lebenswelt wichtigen Themen: 
Sexualität, Paarbeziehungen und Mediennutzung auseinander. Da in diesem Kontext häufig Grenzverletzungen 
stattfinden, müssen sich Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe die Frage stellen, wie eine organisationale 
Kultur der Achtsamkeit entstehen kann, die den Schutz der Jugendlichen sicherstellt, sie aber gleichzeitig nicht 
in ihren Bedürfnissen oder persönlichen Rechten beschneidet. Ziel des Beitrages ist es, diese Frage unter Einbe-
zug empirischer Daten aus dem Projekt „Ich bin sicher“, das sich mit Schutzkonzepten in stationären Einrichtun-
gen aus der Perspektive von Jugendlichen und Fachkräften beschäftigt, zu beleuchten und Implikationen für die 
Praxis abzuleiten. Im Ergebnis zeigt sich jedoch, dass in Einrichtungen der stationären Erziehungshilfe bzüglich 
der Themen Paarbeziehungen, Sexualität und Mediennutzung oftmals ein sehr restriktiver Umgang besteht. 
Mediennutzung wird zeitlich sehr eingeschränkt, Paarbeziehungen und Sexualität durch eine ablehnende Hal-
tung und rigiden Besuchsregeln begrenzt. Zusammenfassend halten die Autorinnen am Ende fest, dass, wenn 
es um die Ermöglichung eines geschützten Aufwachsens in Einrichtungen und um die Unterstützung nach Au-
tonomiebestreben und Persönlichkeitsentwicklung von jungen Menschen in stationären Einrichtungen geht, 
eine kinder- und jugendrechtsbasierte Haltung und Arbeitsweise der Leitungs- und Fachkräfte essentiell ist.

In der Kinderschutzarbeit sind die Fachkräfte oftmals mit Familien mit einem komplexen Hilfebedarf konfron-
tiert, der aus einem Zusammenspiel vielfältiger Problemlagen resultiert, wie bspw. Minderung der Erwerbs-
fähigkeit, Überschuldung, Desorganisation bei der Haushaltsführung, Konflikte mit Behörden, Trennung und 
Scheidung sowie traumatischen und psychischen Belastungen. Michael Hipp zeigt in seinem Beitrag auf, 
wie unverarbeitete frühkindliche traumatischen Erfahrungen der Eltern wie z.B. Vernachlässigung, emotionale 
Misshandlung, Gewalt und sexueller Missbrauch das familiäre Zusammenleben erschüttern und ihre Fürsor-
ge- und Erziehungsfähigkeit in Bezug auf die eigenen Kinder nachhaltig beeinflussen können. Die Geburt eines 
Kindes aktualisiert die eigene Bindungsgeschichte und abgespaltene Erinnerungen an traumatische Erfahrun-
gen drängen ins Bewusstsein. Das angeborene Bindungsbedürfnis des Kindes wirkt bedrohlich und erinnert als 
„Triggerreiz“ an die eigenen Traumagefühle wie Todesangst, Hilflosigkeit, Ohnmacht, Scham- und Schuldge-
fühlen oder Wut. Die Eltern sind nicht in der Lage, die Bindungsentwicklung ihrer Kinder durch ein ausreichend 
einfühlsames und responsives Verhalten zu fördern. Um die Eltern ganzheitlich verstehen und unterstützen zu 
können, ist - so Hipp – neben traumapädagogischen Kompetenzen der Fachkräfte eine integrierte, systemüber-
greifende Zusammenarbeit zwischen den Institutionen des Gesundheitswesens (inklusive der Erwachsenen-
psychiatrie) und der Kinder- und Jugendhilfe unabdingbar. 

Axel Iseke erklärt in seinem Beitrag zunächst den Unterschied zwischen Transidentität und Transsexualität. 
Die Begriffe beschreiben letztendlich verschiedene Dimensionen individueller Identität. Mit Transidentität ist 
das subjektives Empfinden eines Menschen, sich als Mann und/oder Frau, dazwischen oder uneindeutig zu er-
leben. Diese ist abzugrenzen von der sexuellen Orientierung, die das emotionale und körperliche Hingezogensein 
zu Partner_innen des eigenen, anderen, beider oder vieler Geschlechter beschreibt. Jeder Mensch hat sowohl 
eine Geschlechtsidentität als auch eine sexuelle Orientierung. Das Eine hat mit dem anderen nichts zu tun. 
Transidentität ist ein individuelles Empfinden und nicht „von außen sichtbar“. Missempfindungen oder Konflikte 
können sich einstellen, je mehr das Empfinden als „nicht zum körperlichen Geschlecht passend“ empfunden 
wird, im Rahmen von divergierenden erzieherischen oder gesellschaftlichen Einstellungen oder bei Divergenzen 
gegenüber der zugeschriebenen oder eingenommenen sozialen Rolle. Die Unterscheidung in Norm und Abwei-
chung schafft die Grundlage für ausgrenzendes Verhalten und Pathologisierung von transidenten Menschen. 
Kinder und -Jugendliche bilden dabei eine besonders vulnerable Gruppe, die den Weg in die Unterstützungs-
angebote oftmals erst nach „langer Odyssee“ und mit erheblichem Leidensdruck und/oder mit erheblichen ge-
sundheitlichen Folgen finden. Hier ist Kinder- und Jugendhilfe besonders gefragt.

Anna Fischbeck, Jana Rump und Kathrin Moosdorf erleben in ihrer praktischen Arbeit im Kinder-
schutzzentrum Bremen, dass das Sprechen mit Kindern, insbesondere mit denen die Gewalt erlebt haben und 
unter ungünstigen, gar gefährdenden Lebensumständen aufwachsen eine besondere Herausforderung für 
Fachkräfte darstellt. In ihrem Beitrag geben sie konkretisiert an Hand eines Praxisbeispiel Hinweise und zeigen 
Methoden wie mit gewaltbelasteten Kindern Gespräche – auch nonverbal – geführt werden können. Hierbei 
weisen sie nachdrücklich darauf hin, dass es hilfreich ist, im „Takt“ des Kindes zu bleiben, damit diese sein eige-
nes Tempo finden kann. Gerade für gewaltbelastete Kinder ist eine transparente, offene und beteiligungsorien-
tierte Gesprächsführung wichtig, denn in der Vergangenheit haben sie zumeist mit Grenzüberschreitungen, Un-
sicherheiten, Druck und Unvorhersehbarem leben müssen. 

In dem abschließenden Beitrag gibt Christian Spatscheck einen Überblick über das Konzept der men-
schenrechtsorientierten Sozialen Arbeit. Die Menschenrechte können als unhintergehbare Kriterien und Maß-
stäbe für die Förderung und Entwicklung positiver individueller Lebenssituationen und gesellschaftlicher 
Strukturen herangezogen werden. Im Beitrag werden sechs aktuelle Aufgaben, Spannungsfelder und Heraus-
forderungen eines menschenrechtsbezogenen Ansatzes in der Kinderschutzarbeit dargelegt. Im abschließen-
den Ausblick wird die auf die Notwendigkeit eines Gesamtkonzeptes einer menschenrechtsbezogenen Kinder-
schutzarbeit verwiesen, das in seinen Ansprüchen weiterreicht als das bloße Arbeiten mit einzelnen „Fällen“ und 
ihren familiären Bezugsgruppen. Vielmehr erfordert es eine aktive fachliche Positionierung, die Kinderschutz 
als ganzheitliche und sozialräumliche Fragestellung betrachtet und die Umsetzung der Subjektorientierung und 
der Demokratisierung der Institutionen des Kinderschutzes, der Bildung und Erziehung und des Gesundheits-
wesens voranbringt.



1 Kinderschutz-Zentren sind bundesweit tätige multiprofessionelle Facheinrichtungen, die Beratung und unterschiedliche Formen von Hilfe im Kontext von 
Gewalt an Kindern und Jugendlichen bieten. In unterschiedlichen Regionen verfügen Kinderschutz-Zentren über Erfahrung und Expertise zur Einschätzung 
und Diff erentialdiagnostik bei Kindeswohlgefährdungen, zur Beratung von Kindern und Familien und zur Fachberatung von anderen professionellen Akteuren. 
Sie sind als Fach- und Spezialeinrichtung wichtiger Akteur im kommunalen Hilfefeld und Schnittstelle zwischen unterschiedlichen professionellen Beteiligten. 
Die Arbeit basiert auf einem grundlegenden Verständnis eines hilfe- und beziehungsorientierten Kinderschutzes (vgl. www.kinderschutz-zentren.org).

Die Sommerhochschule Kinderschutz: Idee und Entwicklung
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Die Sommerhochschule Kinderschutz: 
Neue Wege zwischen Hochschule und Praxis gehen
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D ie Idee zur Entwicklung der Sommerhochschule Kinderschutz entstand in der fachverbandlichen 
Diskussion der Kinderschutz-Zentren.1 Angesichts eines hohen bundespolitischen Reformeifers 
und einer stetig fortschreitenden fachlichen Weiterentwicklung und Diff erenzierung des Arbeits-

feldes steigen auch die Erwartungen an (künftige) Fach- und Leitungskräfte. Der Schutz von Kindern und 
Jugendlichen wurde in den letzten Jahren so zu einem zentralen fachpolitischen Thema und zu einem wich-
tigen Motor der Professionalisierung in der Kinder- und Jugendhilfe, in der frühkindlichen Bildung und Er-
ziehung sowie dem Gesundheitswesen. Aber wie können künftige Fach- und Leitungskräfte auf ihr Arbeits-
feld – auf den Schutz von Kindern und die Hilfe für Familien im Kontext von Gewalt – vorbereitet werden? 
Diese Ausgangsfrage lag dem Format einer mehrtägigen, bundesweit ausgeschriebenen „Sommerhochschule
Kinderschutz“ zugrunde, die zum ersten Mal im Jahr 2013 in enger Kooperation mit der Hochschule Münster,
Abteilung Sozialwesen stattfand. Dort konnte erstmals der besondere Charakter der Veranstaltung entwickelt
und erprobt werden. In der Kombination aus wissenschaftlichen Vorträgen, fachmethodischen Workshops
und handlungsfeldspezifi schen Praxisbesuchen gewannen Studierende von Hochschulen und Universitäten 
und aus unterschiedlichen Studiengängen wichtige Einblicke in das Diskurs- und Handlungsfeld Kinderschutz
sowie in wissenschaftliche Grundlagen und methodisches Handwerkszeug. In Kombination mit konkreten
Einblicken in die Praxis fügte sich so für die Teilnehmenden ein Gesamtbild zusammen, das ansatzweise zeigt,
was es heißt, im Kinderschutz zu arbeiten. Dieser ersten Veranstaltung folgten zu unterschiedlichen inhaltlichen 
Schwerpunkten weitere Sommerhochschulen, so an der Alice-Salomon-Hochschule in Berlin (2015) und an der 
Hochschule des Rauhen Hauses in Hamburg (2017). Unter dem Thema „Diversität im Kinderschutz gestalten“ 
fand im September 2019 in Kooperation mit der Hochschule Bremen und dem Kinderschutz-Zentrum des DKSB 
Bremen die vierte Sommerhochschule Kinderschutz statt. Diese Veranstaltung zeigte wiederum, wie lebendig, 
anregend und kritisch Kinderschutz im Kontext hochschulübergreifender Veranstaltungen diskutiert werden 
kann. 

Stefan Heinitz
Bundesgeschäftsführer Die Kinderschutz-Zentren, Köln 
Diplom-Sozialpädagoge/Sozialarbeiter, Geschäftsführer der Geschäftsstelle der 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutz-Zentren
→ heinitz@kinderschutz-zentren.org



2 Die Auswahl der Hochschulstandorte orientierte sich insbesondere daran, ob diese das Thema Kinderschutz herausstellt und als Teil der Ausbildung be-
trachtet. Diese Hochschulen sind sicher als Leuchttürme für die Weiterentwicklung des Themas Kinderschutz im Rahmen des Hochschulstudiums anzusehen.

3 So auch der Befund des Runden Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch aus dem Jahr 2011: „Bislang wird das Thema an den Hochschulen viel zu wenig 
behandelt. Sexueller Missbrauch von Kindern ist, ebenso wie Vernachlässigung und Misshandlung, auch in der Wissenschaft vielfach ein Tabuthema. Das 
hat weitreichende Folgen. (…) Die nachwachsende Generation wird in ihrer Ausbildung kaum mit der Thematik konfrontiert.“ (Abschlussbericht des Runden 
Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“, 2011: 43).

4 Vgl. die Studie von Heinz Kindler, die von einer Verweildauer bei zwei Dritteln der Befragten unter sechs Jahren spricht (Kindler 2019).

5  Vgl. hier auch das bundesweite Qualifizierungsprogramm der Kinderschutz-Zentren unter www.kinderschutz-zentren.org.

6 Vgl.: www.ash-berlin.eu/studium/studiengaenge/master-kinderschutz-dialogische-qualitaetsentwicklung-in-den-fruehen-hilfen-und-im-kinderschutz/ 
profil/#c11993, Zugriff vom 5.12.2019

7 Waclawik / Kopp stellen drei Formen heraus, die sich bei der Analyse von Onlinemodulhandbüchern differenzieren lassen: Kinderschutz in Form von Semina-
ren / Vorlesungen zum Thema, Kinderschutz als inhaltlicher Teilbereich einer Veranstaltungsreihe oder Kinderschutzthemen als inhaltlicher Teil eines Moduls 
bzw. der Prüfungsordnung (Waclawik / Kopp 2018: 413).
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Die Studierenden der Sozialen Arbeit wurden dabei von Beginn an der Organisation und Durchführung der Ver-
anstaltung beteiligt. Im gemeinsamen Austausch konnten sie aber vor allem eines: ihre Zugänge, Kenntnisse 
und Haltungen reflektieren und gemeinsam darüber nachdenken, wie Kinderschutzarbeit gelingen kann und 
überhaupt erst möglich wird.2

Kinderschutz als professionelles Arbeitsfeld: Einblicke und Handlungsbedarfe

Die vielfältigen Aufgaben des Kinderschutzes haben in den letzten Jahren in vielen Berufsfeldern an Aufmerk-
samkeit und Bedeutung gewonnen. Insbesondere in der Kinder- und Jugendhilfe wurden die immer schon zen-
tral geltenden Paradigmen von Schutz und Hilfe weiter rechtlich normiert und durch fachlich-professionelle 
Standards ergänzt. Fach- und Leitungskräfte haben sich in der Prozessbegleitung wie in der Arbeit mit Kindern 
und Familien im Kinderschutz qualifiziert. Dennoch stellt das Arbeitsfeld vielfältige und wachsende Herausfor-
derungen an professionelles Handeln. Gerade junge Fachkräfte und Berufseinsteiger*innen bekommen dies in 
ihrer täglichen Arbeit zu spüren.
Insofern stellt sich vor diesem Hintergrund die Frage des Stellenwertes des Kinderschutzes im Studium an 
Hochschulen und Universitäten in besonderer Weise3. Darüber hinaus scheint es wichtig, auch darüber nachzu-
denken, wie Fachkräfte nach dem Studium gut in das Arbeitsfeld finden und wie sie zu Beginn ihrer Berufspraxis 
unterstützt werden können. Denn aktuelle Forschungsergebnisse aus dem Handlungsfeld verweisen deutlich 
auf den Handlungsbedarf zur Entwicklung geeigneter und tragfähiger Konzepte gerade an dieser sensiblen Pas-
sage professioneller Praxis. In der Kinder- und Jugendhilfe und insbesondere in Jugendämtern herrscht einer 
Fachkräftestudie aus Baden-Württemberg nach (Kindler 2019) eine hohe Fluktuation und damit eine relativ 
kurze Verweildauer „on the job“ (ebd.).4 Fachkräfte fühlen sich im Studium nur ungenügend vorbereitet auf das 
Arbeitsfeld Kinderschutz (ebd.), während eine überwiegende Mehrheit „gern“ im Kinderschutz tätig wäre (ebd.). 
Die Angst vor Fehlern und ein ungenügender institutioneller Schutz (ebd.) sind ebenfalls wichtige Hinweise dar-
auf, dass Rahmenbedingungen in der Praxis nachjustiert, aber auch, dass künftige Fachkräfte bereits früh für ihr 
Handlungsfeld gestärkt werden müssen.
Darüber hinaus gibt es trotz gesteigerter Qualifizierungsangebote für die Praxis5 immer noch Defizite in der 
fachlichen Begleitung sowie Fort- und Weiterbildung (ebd.). Spezialisiertes Kinderschutzwissen und Möglich-
keiten spezialisierter Beratung sind nicht in ausreichendem Maße verfügbar, Handlungskonzepte zu wenig zu-
geschnitten auf die Arbeit z.B. in Vernachlässigungsfamilien (ebd.). Kinderschutz ist somit ein Feld kontinuier-
licher Qualifizierung und des gemeinsamen Lernens.

Kinderschutz an der Hochschule: Entwicklungen und Perspektiven

In den letzten Jahren haben sich einige Hochschulen (und Universitäten) auf den Weg gemacht und das Thema 
Kinderschutz im Rahmen des Studiums der Sozialen Arbeit, der Erziehungswissenschaften, der frühen Erzie-
hung und Bildung, der Medizin und anderer Disziplinen aufgegriffen. Für das Handlungsfeld der „Sexuelle(n) 

Gewalt in pädagogischen Kontexten“ gab es bspws. eine Förderlinie mit fünf Juniorprofessor*innen, die ein Ba-
sis-Curriculum entwickelten und damit wichtige Impulse für die Lehre lieferten, die aber bislang kaum zum Auf-
bau einer vertiefenden und flächendeckenden Verortung in der hochschulischen Ausbildung geführt haben (vgl. 
Waclawik 2018).
Die curriculare Ausgestaltung des Themas Kinderschutz zeigt weiterhin eine große methodische wie thema-
tische Differenzierung. Das Angebot reicht von der klassischen Vorlesung über die Aufnahme in die Modul-
handbücher bis hin zu einem eigenen Studiengang an der Alice-Salomon-Hochschule Berlin6  (für eine Über-
sicht aktueller Angebote: Waclawik 2018)7.  Inhaltlich finden sich dabei aber immer nur einzelne thematische 
Ausschnitte: als Thema in Rechtsmodulen, in der fallarbeitsbezogenen Auseinandersetzung oder bspws. in der 
Frage des Schutzes von Kindern und Jugendlichen in Institutionen. Das Handlungsfeld Kinderschutz als ein ge-
wachsenes, professionell organisiertes, multiprofessionelles Diskurs- und Handlungsfeld wird allerdings meist 
ebenso fragmentarisch behandelt wie die Spezifika unterschiedlicher Beratungs- und Arbeitsformen, die An-
forderungen unterschiedlicher Gewaltdynamiken (bspw. bei Vernachlässigung oder sexueller Gewalt) oder die 
Frage der Reflexion und Kritik grundlegender Verständnisse von Gewalt an Kindern und Kinderschutz und ihrem 
gesellschaftshistorischen Wandel (vgl. Heinitz i.E.).
Trotz der steigenden Aufmerksamkeit für das Feld ist es diesen kursorischen Befunden nach bislang nur an-
satzweise gelungen, das Thema Kinderschutz systematisch in den grundständigen humanwissenschaftlichen 
Studiengängen zu verankern und damit angemessene und vergleichbare Berufseinstiegsbedingungen für Nach-
wuchsfachkräfte zu gestalten. In der Hochschullandschaft wird das Thema nun zunehmend integriert, es bleibt 
aber oftmals an engagierten Professor*innen, es grundsätzlich curricular zu verankern. Kinderschutz muss aller-
dings zu einem Thema grundständiger Studiengänge werden, denn auch Erzieher*innen, Sozialarbeiter*innen, 
Lehrer*innen und Gesundheitsfachkräfte sind wichtige Verantwortungsträger im Kinderschutz. Daher muss das 
Thema in vielen Studiengängen breit verankert sein. Dort kann die Basis gelegt werden, auf die man dann mit 
den Erfahrungen der Fallarbeitspraxis rekurrieren kann. Ohne diese Basis aber wird der Start in die Berufspraxis 
zu einem Sprung in eiskaltes Wasser, denn Kinderschutzprozesse sind vielfältig, voller Überraschungen, aber 
auch konflikthaft und emotional fordernd.

Aus den bisherigen Erfahrungen der Sommerhochschule Kinderschutz lassen sich kursorisch und als eine grobe 
Orientierung insbesondere drei professionelle Eckpfeiler herausstellen, die zu einem gelingenden Kinderschutz 
beitragen (vgl. Heinitz / Schone 2013) und daher im Studium gewürdigt werden sollten:

Kinderschutz 

braucht Wissen
Professionalität im Kinderschutz basiert auf der Vermittlung und Reflexion grundlegender 
wissenschaftlicher Erkenntnisse sozialwissenschaftlicher, entwicklungspsychologischer, 
medizinischer, juristischer und anderer Disziplinen. Insbesondere sind dabei das Wissen 
über Ursachen, Formen und Folgen und gesellschaftliche, institutionelle und familiale Kon-
texte von Gewalt relevant, unter anderem Wissen zu Fall- und Familiendynamiken und zu 
den multiprofessionell verfügbaren hilfesystemischen Handlungsmöglichkeiten.
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Künftige Fachkräfte sollten schon im Studium vorbereitet werden auf Einschätzungspro-
zesse von Konflikt-, Krisen- und Gefährdungssituationen für das Aufwachsen von Kindern, 
und dabei auf die reflexive Abwägung unterschiedlicher Faktoren vorbereitet werden. Sie 
sollten deshalb vertraut sein mit unterschiedlichen Formen der Beratung und Gesprächs-
führung in konfliktreicher Dynamik. Hier sollten aber die Grenzen zwischen grundlegender 
basaler Kinderschutzkompetenz und spezialisiertem, meist beruflich nachzusozialisieren-
dem Erfahrungswissen und Spezialausbildung gewahrt bleiben.

Gerade in komplexen Kinderschutzfällen werden Fachkräfte immer wieder in ihrer eigenen 
Rolle und Haltung adressiert. Emotionen, Erfahrungen und beziehungsdynamische Pro-
zesse müssen verstanden und eingeordnet werden. Dies erfordert eine vor allem macht-, 
kulturell und gender-reflektierte professionelle Haltung, deren Grundlage ebenfalls im 
Studium durch Prozesse der Selbstreflexion angeregt werden können. Hieraus entspringt 
dann eine wichtige professionsethische Quelle selbstbewusster Fachlichkeit. Auch das frü-
he Einbeziehen von Kinderschutzpraxis – oder auch von Nutzern von Hilfen – bietet dabei 
oftmals prägende Lernanlässe

Dies sind nur einige der Facetten professionellen Kinderschutzes, die bereits im Studium angelegt werden soll-
ten, um die künftigen Aufgaben in diesem wichtigen Handlungsfeld bewältigen und damit Kinder zu schützen 
und Familien helfen zu können (vgl. weiterführend Biesel / Urban 2018). Die Sommerhochschule ist ein Ort des 
Austauschs und des Lernens, und damit ein Weg zwischen Hochschule und Praxis. Sie ist aber auch Anlass und 
Chance, über eine Vertiefung des Themas in der Hochschulausbildung und der Verknüpfung mit dem Praxisein-
stieg nachzudenken. Denn gelingender Kinderschutz braucht vor allem eines: engagierte, kritisch-reflektierte 
und gut ausgebildete professionelle Fachkräfte!
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B ezeichnungen, wie der Begriff „Gesellschaft der Vielfalt“ gelten als Verweis auf eine soziale Realität, die 
durch die Verschiedenartigkeit der einzelnen Gesellschaftsmitglieder geprägt ist. Welche und wie viele 
Diversitätsmerkmale dabei Berücksichtigung finden, darüber existiert in Diversity-Konzepten kein ein-

heitlicher Ansatz, so werden neben Kategorien wie Geschlecht, Ethnizität, sozioökonomische Situation (bzw. 
Klasse), Alter, Religion, Bildung, sexuelle Orientierung, Befähigung, auch Elternschaftsformen, staatsbürger-
schaftliche Rechte etc. angeführt – letztlich kann auch die Identifikation mit einer subkulturellen Gruppe oder 
die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft dazugehören (vgl. Wolfsgruber 2015). Während die Merkmale einer-
seits zunächst individuell für sich stehen und zur Selbstbeschreibung und Selbstbezeichnung herangezogen 
werden können, dienen sie anderseits auch dazu, sich mit sozial relevanten Gruppen zu verbinden oder, gewollt 
wie ungewollt, von außen mit spezifischen Merkmalen assoziiert und zugeordnet zu werden. Da die Kategorien 
in komplexen Wechselwirkungen mit einander verwoben sind, entstehen sich vermischende und überschnei-
dende Identitäten, Lebenswelten, Lebensstile und Mehrfachzugehörigkeiten. Die individuellen Handlungs-
spielräume im „doing difference“ (West/ Fenstermaker 1995) und damit z.B. die Möglichkeit, Kategorien zu er-
weitern oder in Frage zu stellen, sind dabei allerdings begrenzt, da es entlang von Normalitätserwartungen 
einen nach wie vor recht dominanten Zwang zur Eindeutigkeit gibt. Gleichsam erfolgt gesellschaftlich eine Zu-
weisung darüber, welche Differenzmerkmale politisch und kulturell als mehr oder weniger anerkannt gelten. 
 
Mit dem Konzept Diversität gehen entsprechend 2 zentrale Perspektiven einher:

		  → positiv konnotiert für die Wertschätzung jeglicher Vielfalt, wie den verbindenden Cha- 
		  rakter von Gemeinsamkeiten. Vielfalt gilt in dieser Perspektive als bereichernde Ressource 
		  für Zusammenleben und Zusammenarbeit (vgl. Wolfsgruber 2015).

		  → für eine problematisierende Perspektive auf Ungleichheit und Differenz und macht damit 
		  auf Machtunterschiede, Einfach- und Mehrfachdiskriminierung sowie individuelle  wie struk-
		  turelle Ausschlussprozesse aufmerksam. Diversität kann entsprechend als Instrument zur 
 		  (intersektionalen) Analyse von Ungleichheit und Ausschluss genutzt werden (vgl. Mecheril 
 		  & Plößer 2011).

Beide Perspektiven besitzen für die Pädagogik, Bildung und Soziale Arbeit und damit auch für Fragen des Kin-
deswohls und des Kinderschutzes eine hohe Relevanz.

Diversität als Ressource

Die erste Perspektive von Diversität hat zum einen eine Abkehr von Defizitorientierungen hin zu Pädagogiken 
der Anerkennung von Vielfalt eröffnet, wie sie zum Beispiel 1993 von Annedore Prengel im Rahmen ihres Buches 
„Pädagogik der Vielfalt“ entworfen wurde, und die aktuell auch unter Stichworten wie diversitätsbewusste, dis-
kriminierungsbewusste, inklusive Pädagogik oder Anti-Bias, Social Justice und Radical Diversity firmieren und 
durch spezifische Ausrichtungen wie gender-bewusste oder rassismuskritische Ansätze ergänzt werden. 
Allen Ansätzen gemein ist eine erweiterte Auffassung von Heterogenität, die Anerkennung vielfältiger Identi-
tätsentwürfe und sozialer Realitäten, genauso wie der Anspruch einer anerkennenden, emanzipatorischen, auf 
Zugangsgerechtigkeit ausgerichteten Haltung oder wie es Prengel beschreibt: Die Vision einer Gesellschaft, in 
der alle Mitglieder in allen Bereichen selbstverständlich teilnehmen können, ohne Formen gruppen- oder indivi-
duumsbezogener Menschenfeindlichkeit zu erfahren (vgl. ebd.).
Ein Anspruch, der sich zumindest in Teilen mit dem aktuellen politischen und soziokulturellen Entwurf von Ge-
sellschaft deckt. Geschützt durch Antidiskriminierungsgesetze, gefördert durch die inklusive Umgestaltung der 
Regelschulen, die Einführung der dritten Option im Personenstandsrecht, das Recht auf Eheschließung und 
Adoption für homosexuelle Paare oder auch durch die Veränderung der Repräsentation verschiedener Diversi-
tätsmerkmale in Institutionen (Einführung diversitätsbezogener Spielzeuge und Bücher im Kindergärten) und 
in den Medien (die Bravo hat mittlerweile eine eigenständige Rubrik unter dem Titel LGBTQ+),  haben Kinder 
und Jugendliche zumindest theoretisch unzählige individuelle Möglichkeiten der Identifikation, Zuordnung und 
Orientierungsbeispiele für eine zukünftige Lebensgestaltung – die zumindest scheinbar als gleichwertig und 
gleichberechtigt anerkannt werden. 
Auch in den unterschiedlichen Bereichen der Sozialen Arbeit und im Kinderschutz ist in vielen pädagogischen 
Fachkreisen mittlerweile Konsens, dass Diversitätsmerkmale nicht per se besondere Zielgruppen oder spezi-
fische Handlungsbedarfe hervorbringen. Mit Blick auf notwendige Unterstützungsangebote wurde dabei auch 
deutlich, dass diversitätsgeprägten Familiensystemen „hilft, was allen hilft: Handlungsspielraum, Entlastung, 
Orientierung und Information“ (Kühner & Paulus 2018: 598).

Diversität als problematisierende Perspektive auf Ungleichheit und Differenz

Mit der Pluralisierung von Lebensformen und -stilen, der Diversifizierung von Lebenslagen und -modellen haben 
Kinder und Jugendliche mehr Freiheitsgrade, ihr Leben den eigenen Vorstellungen entsprechend zu gestalten. 
Diese Freiheitsgrade gelten allerdings eher für Kinder und Jugendliche in privilegierteren Positionen und sozia-
len Situationen, in denen Diversität als Ressource und Bereicherung betrachtet wird – und doch können auch 
diese Kinder und Jugendlichen sich nicht aus gesellschaftlichen Normalitätsanforderungen befreien. Grund-
sätzlich ist nach wie vor gültig, dass die Zugehörigkeit zu ungleichen sozialen Bevölkerungsschichten den Alltag 
von Kindern und Jugendlichen und ihre Freundschaftsbeziehungen prägt, den Besuch bestimmter Schulformen 
mehr oder weniger wahrscheinlich macht und das Aufwachsen mit oder ohne staatsbürgerschaftlichen Rechte 
oder gesicherten Aufenthaltsstatus spezifische Ungleichheiten und Ausschlüsse produziert (vgl. Gaupp 2018). 
Neben der klassischen Trias „race-class-gender“ (vgl. u.a. Meulenbelt 1988), der die Diskriminierungsformen 
Rassismus, Klassismus und Sexismus zugeordnet werden, sind im Rahmen der Erweiterung von Diversitäts-
kategorien und Intersektionalitätsdebatten weitere Diskriminierungsformen, benennbar geworden, die, mehr 
oder weniger offenkundig ausgeprägt, auf die Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen wirken, diese struk-
turieren und dabei für ungleiche Handlungsmöglichkeiten sorgen (vgl. u.a. Crenshaw 1989; Walgenbach 2007; 
Leiprecht/Lutz 2009; Winker/Degele 2009). Dass dabei die Verschränkung verschiedener Zuschreibungen vor 
allem für Sozialarbeitende in der Beziehungsaufnahme eine besondere Relevanz besitzt, möchte ihnen gerne 
anhand einer übergreifenden Diskriminierungsform verdeutlichen: Lookismus, die Diskriminierung von Indivi-
duen aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes. Dies kann sich auf viele unterschiedliche Aspekte beziehen, 
z.B. auf die gepflegte oder scheinbar ungepflegte Erscheinung, auf Körperfett, auf Hautfarbe, auf Kleiderwahl 
und -zustand, auf sichtbare Behinderungen, auf die Größe, ob jemand sichtbar religiöse Symbole trägt oder eine 
nationalsozialistische Tätowierung hat (vgl. Diamond et al. 2017). Oft spielen zusätzlich olfaktorische Einflüsse, 
also der Geruch einer Person, eine große Rolle (mag ich das Parfüm, riecht jemand nach Urin oder Alkohol etc.). 
Wenn Sie sich jetzt Situationen in Erinnerung rufen, in denen Sie das äußere Erscheinungsbild irritiert hat oder 
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als Gradmesser für Eigenschaften, Herkunft oder die 
sozioökonomische Lage einer Person herangezogen 
wurde, werden Sie sicherlich bestätigen, dass Loo-
kismus ein vorherrschendes Prinzip von Erstkontak-
ten in der Sozialen Arbeit darstellt.
Soziale Arbeit und Kinderschutz haben entsprechend 
der skizzierten Perspektiven immer eine doppelte 
Auftragslage:  Diversität zum einen als anerkennens- 
werte Ressource von Kindern und ihren Familien (mit- 
gliedern) zu betrachten und entsprechend zu schüt-
zen und zum anderen den Herstellungsprozessen 
von Ungleichheit, Diskriminierung und Ausschluss 
entschieden und wirksam entgegenzutreten, damit 
Kinder und Jugendliche lebensweltlich gleichwertige 
Zugangs- und Gestaltungsmöglichkeiten haben und 
ohne Belastungen und Beschädigungen aufwach-
sen können. Da die Soziale Arbeit als gesellschaft- 
liche Instanz immer auch selbst machtvolle Diffe-
renzordnungen aufruft und über Instrumente der 
Definitionsmacht, Risikoeinschätzungen etc. spezi-
fische Kategorisierungen und Diskriminierungen 
(re-)produziert, befindet sich die Profession quasi in 
einem Positionierungs- wie Auftragsdilemma. Von 
den Einflüssen geltender Differenzordnungen kann 
sich weder die individuelle Kinderschutzfachkraft 
noch der Berufsstand freimachen. Ein Bereich, in 
dem Lookismus ein zentrales Bewertungsmuster ist, 
der aktuell aber auch einer der Bereiche ist, in dem 
die Gesellschaft am meisten mit Vielfalt hadert, ist 

der Bereich Migration, auf den ich mit Blick auf den Kinderschutz genauer eingehen möchte.

Hadern mit Differenz und Heterogenität

Die Islam- und Rechtswissenschaftlerin Riem Spielhaus betont, dass diversitätsgeprägte Gesellschaften im-
mer auch durch Konfliktpotentiale gekennzeichnet sind, da sie „mit den Effekten […] der Pluralisierung ihrer 
Bevölkerung, ihren gesellschaftlichen Milieus und Lebensstilen hadern“ (Spielhaus 2014: 97). Dieses Hadern 
kann zum Teil auch in eine Abwehrhaltung umschlagen, was insbesondere in Debatten um Grenzsicherungen, 
Angstdiskurse um eine befürchtete Islamisierung Europas oder Diskussionen um Leitkultur erkennbar und im 
Alltag verstärkt in differenzierten Formen von Rassismus erlebt wird (vgl. Foroutan et al. 2014, 2015; Keskinkılıç 
2019).  Der „Rassismus ohne Rassen“ (Balibar 1990: 28) bzw. kulturelle Rassismus zeigt sich zum Beispiel in 
der wieder aufgelegten Kopftuchdebatte, wie sie aktuell mit der Petition „Den Kopf frei haben“ zum Kopftuch-
verbot für Minderjährige von Terre de Femmes (2018) geführt wird und die mittlerweile knapp 10.000 Personen 
unterzeichnet haben. An dieser Initiative lässt sich sehr gut nachverfolgen, wie die Deutungsmacht über Zwang 
und Unterdrückung, über Emanzipation und Zivilisierung stereotype Klischees bedient und letztlich mit Ver-
weis auf das Kindeswohl legitimiert. Statt einer fachlich erforderlichen Einzelfallarbeit, die sowohl die familiäre 
Situation betrachtet, wie das Interesse und den Willen der betroffenen Mädchen und jungen Frauen einbezieht 
und abwägt, sollen hohe Werte, wie Selbstbestimmungsrechte und Religionsfreiheit grundsätzlich nicht für alle 
Gesellschaftsmitglieder gelten. Dass über diese Forderung darüber hinaus ggf. auch Bildungs- und Teilhabeaus-
schlüsse provoziert werden, scheint in der Verteidigung des vermeintlich progressiven Ansinnens keine Rolle zu 
spielen (vgl. hierzu auch Netzwerk Rassismuskritische Migrationspädagogik 2019). 
Wie die Befunde zu menschenfeindlichen Einstellungen und Ungleichwertigkeitsideologien zeigen, können 
überall antimuslimische Ressentiments festgestellt werden – grundsätzlich ist Rassismus als virulentes Pro-

blem der gesellschaftlichen Mitte bestätigt. Auch Möller et al. konnten im Rahmen ihrer 2016 erschienenen 
qualitativen Befragung von Jugendlichen im Alter von 12 bis 18 Jahren einen relativ stabil erscheinenden Sockel 
natio-ethno-kultureller Ablehnungshaltungen feststellen. Neben dem jugendspezifischen Wunsch nach Ab-
grenzung und Provokation, wurde in der Studie deutlich, dass vor allem Fragen um Etabliertenrechte, die Sorge 
um Teilhabechancen in Bildung bzw. Arbeitsmarkt und um die zunehmende Verengung des Wohnungsmarktes 
Ablehnungsverhalten befördern. Verschiedene soziale Ungleichheitsgefühle und -realitäten scheinen sich ent-
sprechend auf die Akzeptanzfähigkeit von Differenz auszuwirken.

Kindeswohl und Kindeswille in der Migrationsgesellschaft 

In der Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen bildet sich die beschriebenen Phänomene, je nach Herkunft, 
Rechtsstatus bzw. natio-ethno-kultureller Zuschreibung, u.a. durch fehlende Anerkennung, Stigmatisierung, 
und daraus resultierenden geringeren Zugangs- und Gestaltungsmöglichkeiten, Abwertungen und Gewalter-
fahrungen ab. Im Kontext von Lebensbedingungen, die asyl- und aufenthalts-rechtlichen Restriktionen unter-
liegen, tritt dies am offensichtlichsten hervor. Hierzu möchte ich exemplarisch einige Aspekte skizzieren:

			 

		

Aktuell muss auch auf die Auswirkungen des „Zweiten Gesetzes zur besseren Durchführung der Ausreisepflicht“ 
sowie die grundsätzliche Bedrohung durch Abschiebungen hingewiesen werden.

→ Bislang gibt es keine Methode, die das Alter von unbegleitet geflüchteten Kinder und Ju-
gendlichen exakt festlegen könnte; gleichzeitig ist die Frage des Alters essentiell „für die an-
gemessene und effektive Sicherstellung des Schutzes von Minderjährigen“ (González Mén-
dez de Vigo & Wiesinger 2019: 4) und die daran geknüpften Möglichkeiten, Leistungen nach 
dem SGB XIII zu beziehen, an Bildung zu partizipieren und angemessen psychosozial wie ge-
sundheitlich begleitet zu werden.
 
→ Das Recht auf Familiennachzug, und damit auf emotionale Zuwendung in stabilen und ver-
trauten sozialen Beziehungen, ist durch langwierige Verwaltungsabläufe schwer umzuset-
zen und abhängig von Alter, Aufenthaltstitel und bürokratischen Hürden im Herkunfts- wie 
Aufnahmeland nicht allen Kindern und Jugendlichen möglich. Betroffen davon sind sowohl 
Kinder und Jugendliche, die ihre Familienangehörige zu sich nach Deutschland holen möch-
ten, als auch diejenigen, die zu ihren Eltern(teilen) ins Bundesgebiet ziehen. Der gesetzlich 
enggefasste Familienbegriff verhindert, dass volljährige Geschwister, Großeltern oder soziale 
Elternschaften im Kreis der weiteren Verwandtschaft einbezogen werden können (vgl. iaf e.V. 
2019). Ein Prozess, der von wiederkehrenden Trennungserfahrungen, Beziehungsabbrüchen 
und großen Unsicherheiten geprägt ist und als sehr belastend empfunden wird.

→ Familien, die bereits in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt wurden und ausreisepflich-
tig sind, sollen nach einer 2wöchigen Überbrückungsleistung keine Leistungen mehr nach 
dem AsylbLG mehr erhalten (§ 1 Abs. 4 AsylbLG-E). „Die Gefahr für anerkannte Flüchtlinge, 
die aufgrund der menschenunwürdigen Zustände in Griechenland, Italien oder Bulgarien hier 
leben, im Zuge dieses Gesetzes auf der Straße zu landen, ist groß“ (BumF 2019: 2). 
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Unter den geschilderten Voraussetzungen treten die Frage des Kindeswillens, der eigenen Interessen, Autono-
mie- und Freiheitsgrade sowie partizipative Entscheidungs- und Handlungsspielräume in den Hintergrund. Die 
Beispiele verweisen darauf, dass das Kindeswohl in der Gesellschaft mit unterschiedlichen Maßstäben bemes-
sen wird und einigen aufgrund der aufenthalts- und asylrechtlichen Situation eben nur ein „Kinderschutz light“ 
zur Verfügung steht (vgl. Krueger 2019).
Abschließend möchte ich den Blick noch einmal weiten und grundsätzlicher Herausforderungen und Anforde-
rungen an Kinderschutz in einer Gesellschaft der Vielfalt thematisieren.

Kinderschutz in einer Gesellschaft der Vielfalt

Kinder und Jugendlichen leben grundsätzlich in einem Spannungsverhältnis zwischen Normierungsanforderun-
gen und der Aufforderung zur Individualität. Mit den wachsenden Freiheitsgraden in der diversitätsgeprägten 
Gesellschaft nimmt allerdings auch die persönliche Verantwortung für den eigenen Lebensentwurf zu. In die-
sem Kontext haben Kinder und Jugendliche scheinbar die Möglichkeit, aber auch den Druck, mehr und mehr 
Entscheidungen für das eigene Leben treffen zu müssen. Eine Anforderung, die leichter gelingt, wenn sie sich in 
ihren Sozialräumen in ihrer individuellen Einzigartig anerkannt fühlen und bei den Suchbewegungen und Orien-
tierungsbedarfen wertschätzend begleitet werden.
In diesem Sinne gilt es, Empowerment-Ansätze flächendeckender in die regulären Angebote zu integrieren, da-
mit sie und von der Zielgruppe als stärkende und schützende Räume genutzt werden können. Das gilt ganz 
allgemein, insbesondere aber für Kinder und Jugendliche, die die Freiheitsgrade aufgrund gesellschaftlicher 
Ungleichheitsverhältnisse und ungleichen Teilhabe- und Zugangsmöglichkeiten schlechter oder auch gar nicht 
nutzen können. 
Um unterschiedlichen Radikalisierungsprozessen entgegenzuwirken, müssen dabei genauso Kinder und Ju-
gendlichen adressiert werden, die selbst (oder deren Umfeld) mit den Herausforderungen einer pluralen Ge-
sellschaft hadern, überfordert sind oder diese ablehnen. Möller et al. 2016 haben dazu in ihrer Studie zu Pau-
schalisierenden Ablehnungshaltungen wegweisende Ansatzpunkte für Einzel- und Gemeinwesenarbeit und den 
Kinderschutz formuliert, die u.a. auch in der Handreichung „Mit Rückgrat gegen PAKOs! Eine Step by Step-An-
leitung für die Jugendarbeit“ veröffentlicht wurden und als open resource im Netz zur Verfügung steht (vgl. 
Lempp et al. 2017).
Der alleinige Verweis auf Empowerment verkennt aber die strukturellen Ungleichheits-bedingungen, die die 
Notwendigkeit von Ermächtigung, Resilienzförderung und Agency (Handlungsfähigkeit) erst hervorbringen. 
Unter diesem Blickwinkel sind die genannten Ansatzpunkte quasi negative Konzepte, da sie daran anknüpfen, 
wie Kinder und Jugendliche die Abwesenheit entwicklungsfördernder und protektiver Rahmenbedingungen be-
wältigen, Ungleichheitseffekte und Diskriminierung aushalten und trotzdem nicht verzagen bzw. im besten Fall 
sogar daran wachsen und handlungsfähig werden. Stephanie Graefe zeigt in ihren aktuellen Ausführungen zu 

→ Abschiebungen stellen grundsätzlich eine Bedrohung für Kinder und Jugendliche dar, 
wenn ihr Asylantrag (bzw. der ihrer Eltern) abgelehnt wurde, ihr Aufenthaltstitel abgelaufen 
ist bzw. widerrufen wurde oder wenn sie mit dem Status der Duldung in Deutschland leben. 
Durch diese in Aussicht gestellten oder vollzogenen Maßnahmen werden (Re-)Traumatisie-
rungen, der Verlust von Sicherheit und ausreichend guten Lebensbedingungen wie Bildungs-
möglichkeiten riskiert (vgl. u.a. Roma Center Göttingen 2018). 

→ Hochproblematisch wird es, wenn Soziale Arbeit das Hadern und die Abwehrmechanismen 
der Gesellschaft übernimmt und die damit einhergehende Sortierungen in gute und schlechte 
Migrationsgründe, gute und schlechte Bleibeprognosen sowie die damit verbundenen Zu-
schreibungen, ob jemand als integrationsfähig oder leistungswürdig gilt, ohne Widerstand 
akzeptiert oder sogar aktiv unterstützt und vorantreibt (indem sie u.a. indirekt u. direkt an 
Abschiebungen mitwirkt). Damit toleriert die Profession die Ungleichbehandlung im Kinder-
schutz nicht nur untätig, sondern bringt sie auch eigenständig hervor.

Resilienz im Krisenkapitalismus (2019) an einem Modellprojekt zur „Förderung von Kindern aus Romafamilien“ 
(vgl. Amaro Kher 2012; Zander & Roemer 2016) sehr prägnant auf, wie Resilienzförderung bei so genannten 
Hochrisikokindern zwar alles dafür tut, psychisch robuste, sozial kompatible, lernfreudige und anpassungs-
willige Kinder zu formen, eine Kritik oder Bearbeitung objektiver und konkreter Diskriminierungs- wie Exklu-
sionsbedingungen allerdings ausbleibt. An diesem Beispiel wird der eingangs erwähnte doppelte Arbeitsauftrag 
eines Kinderschutzes in der Gesellschaft der Vielfalt noch einmal prägnant sichtbar: Um alle Kinder in der Ge-
sellschaft zu schützen und in ihrer freien Entwicklung zu unterstützen braucht es parallel zu Pädagogiken der 
Anerkennung und des Empowerments immer auch den aktiven Einsatz gegen individuelle und strukturelle Dis-
kriminierung, die dem Kindeswohl und dem Kinderwillen entgegenstehen. Dazu gehört auch die Hinterfragung 
eigener Institutionen, Methoden und Praxen. Mit Blick auf die immer größer werdenden sozioökonomischen 
Ungleichheitsverhältnisse hieße das beispielsweise nicht nur, armutssensible Ansätze zu entwickeln, sondern 
immer auch Armut und ihre Entstehungsbedingungen und Ausprägungen zu bekämpfen.
Ich bin überzeugt, dass Sie im Rahmen der Workshops und Praxisexkursionen auf der Sommerhochschule viele 
Beispiele kennenlernen werden, die dazu beitragen, dass sich Kinder und Familien trotz eingeschränkter Lebens-
führung als selbstwirksam erfahren dürfen und in denen sich Kolleg*innen gleichsam für die Veränderbarkeit 
schlechter Lebensbedingungen einsetzen. Seien Sie aufmerksam, welche Lücken nach wie vor bestehen, welche 
Herausforderungen angegangen werden müssen und fühlen Sie sich ermutigt, die dringlich erforderlichen neu-
en Weichenstellungen im Kinderschutz zukünftig mitzugestalten.



Quellen

Amaro Kher (2012): „Ich kann über’s Feuer springen!“ Ein 
Projekt zur Resilienzförderung von Roma-Flüchtlings-
kindern – Amaro Kher, Köln, verfügbar unter: https://
www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&sour-
ce=web&cd=1&ved=2ahUKEwiFnse3rrzmAhVM2aYK-
HUZYCAsQFjAAegQIAhAC&url=http%3A%2F%2Fwww.
romev.de%2Fwp-content%2Fuplo-
ads%2F2014%2F05%2Fresilienz.pdf&usg=AOvVaw-
0niJcHWVLPUy4XiY7mt-kY [18.08.2019]

Balibar, É. (1990): Rasse Klasse Nation. Ambivalente Identi-
täten, Hamburg. 

BRAVO-LGBTQ+: verfügbar unter: https://www.bravo.de/
lgbtq

Bundesfachverband unbegleitete minderjährige Flücht-
linge (BumF) (2019): Stellungnahme zum sog. »Geordnete-
Rückkehr«-Gesetz: verfügbar unter: https://b-umf.de/src/
wp-content/uploads/2019/04/2019_04_17_stellungnah-
me_geordnete_rueckkehr.pdf [18.08.2019] 

Crenshaw, K. (1989): Demarginalizing the Intersection of 
Race and Sex: A Black Feminist Critique of Antidiscrimina-
tion Doctrine. In: The University of Chicago Legal Forum, 
139-167. 

Diamond, D./ Pflaster, P./ Schmidt, L. (2017): Lookismus. 
Normierte Körper. Diskriminierende Mechanismen. (Self-)
Empowerment, Münster: unrast.

Diversity-Spielzeug: verfügbar unter: https://diversity-
spielzeug.de

Foroutan, N./ Canan, C./ Beigang, S./ Arnold, S./ Schwarze, 
B./ Kalkum, D. (2014): „Deutschland postmigrantisch I. 

Gesellschaft, Religion, Identität – Erste Ergebnisse“, Berlin: 
BIM.

Foroutan, N./ Canan, C./ Beigang, S./ Schwarze, B./ 
Kalkum, D. (2015): Deutschland postmigrantisch II – Ein-
stellungen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu 
Gesellschaft, Religion und Identität, Berlin: BIM.

Gaupp, N. (2018): Jugend zwischen Individualität und 
gesellschaftlichen Erwartungen. In: DJI-Impulse. Jung 
und queer. Über die Lebenssituation von Jugendlichen, die 
lesbisch, schwul, bisexuell, trans* oder queer sind. Nr. 120, 
H. 2, S. 4-9

González Méndez de Vigo, N., Wiesinger, I. (2019): Alters-
einschätzung – Rechtlicher Rahmen, fachliche Standards 
und Hinweise für die Praxis: verfügbar unter: https://b-umf.
de/src/wp-content/uploads/2019/07/2019_07_arbeitshil-
fe_alterseinschaetzung.pdf [01.08.2019] 

Graefe, S. (2019): Resilienz im Krisenkapitalismus. Wider 
das Lob der Anpassungsfähigkeit, Bielefeld: transcript.
iaf e.V. – Verband binationaler Familien und Partnerschaf-
ten (2019): Familienzusammenführung. Für ein Recht auf 
Familienleben für alle: verfügbar unter: https://b-umf.de/
src/wp-content/uploads/2019/04/familiennachzug_bro-
schuere_web.pdf [01.08.2019] 

Keskinkılıç, O. Z. (2019): Die Islamdebatte gehört zu 
Deutschland. Rechtspopulismus und antimuslimischer 
Rassismus im (post)kolonialen Kontext, Berlin. 

Krueger, A. (2019): Kindeswohl und Kindeswille in der Mi-
grationsgesellschaft. Herausforderungen und Ansätze für 
die Kinder- und Jugendhilfe, Frühe Hilfe 4/19, 30-37.

Kühner, A./ Paulus, M. (2018): Frühe Hilfen für geflüchtete 
Familien: Unterstützung zwischen Hoffnungen und Ohn-
macht in einer doppelten Übergangsphase. In: Hartwig, L., 
Mennen, G., Schrapper, C. (Hrsg.): Handbuch Soziale Arbeit 
mit geflüchteten Kindern und Jugendlichen, Weinheim, S. 
597-588. 

Leiprecht, R./ Lutz, H. (2009): Rassismus – Sexismus 
– Intersektionalität. In: Melter, C./ Mecheril, P. (Hrg.): 
Rassismuskritik, Bd. 1: Rassismustheorie und -forschung, 
Schwalbach/Ts.: Wochenschau Verlag, 179-198.

Lempp, M./ Möller, K./ Nolde, K./ Schuhmacher, N. (2017): 
Mit Rückgrat gegen PAKOS! Eine Step by Step-Anleitung 
für die Jugendarbeit zur Gestaltung und Selbstevaluation 
von Angeboten gegen Pauschalisierende Ablehnungs-
konstruktionen. Hamburg: Drucktechnik Altona: verfügbar 
unter:  http://www.bpb.de/shop/lernen/weitere/249751/
mit-rueckgrat-gegen-pakos?pk_campaign=nl2017-
06-14&pk_kwd=249751 [30.08.2019]. 

Mecheril, P. /Plößer, M. (2011): Diversity und Soziale Arbeit, 
in:  Otto, H.-U./ Thiersch, H. (Hrsg.): Handbuch Soziale 
Arbeit, München: Ernst Reinhardt, S. 283-291.

Meulenbelt, A. (1988): Scheidelinien. Über Sexismus, Ras-
sismus und Klassismus, Reinbek bei Hamburg: Rowohlt.

Möller, K., Grote, J., Nolde, K., Schumacher, N. (2016): „Die 
kann ich nicht ab!“ - Ablehnung, Diskriminierung und Ge-
walt bei Jugendlichen in der (Post-) Migrationsgesellschaft. 
Wiesbaden: VS.

Netzwerk Rassismuskritische Migrationspädagogik (2019): 
Nein zu einem Kopftuchverbot für Minderjährige – eine 
migrationspädagogische Stellungnahme: verfügbar unter: 
https://www.rassismuskritik-bw.de/nein-zum-kopftuch-
verbot/ [06.04.2019]. 

Prengel, A. (1993): Pädagogik der Vielfalt. Verschiedenheit 
und Gleichberechtigung in interkultureller, feministischer 
und integrativer Pädagogik, Opladen: Leske und Budrich.

Roma Center Göttingen (2018): Kampagne Zukunft für alle 
– Schule ohne Abschiebung: verfügbar unter: http://www.
roma-center.de/zukunft-fuer-alle-schule-ohne-abschie-
bung-2/ [18.08.2019] 

Spielhaus, R. (2014): Studien in der postmigrantischen 
Gesellschaft. Eine kritische Auseinandersetzung. In: 
Kulturbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg (Hg.): 
Kongressdokumentation. 4. Bundesfachkongress Inter-
kultur_DIVERCITY_Hamburg_26.-28.10.2012. Hamburg, 
96-100: verfügbar unter: http://www.bundesfachkon-
gress-interkultur-2012.de/dokumen-tation/ [14.11.2015]. 

Terre de Femmes (2018): Petition „Den Kopf frei haben!“: 
verfügbar unter: https://www.frauenrechte.de/unsere-
arbeit/themen/gleichberechtigung-und-integration/kinder-
kopftuch/3338-terre-des-femmes-unterschriftenaktion-
den-kopf-frei-haben [14.03.2019] 

Walgenbach, K. (2007): Gender als interdependente 
Kategorie. In: Walgenbach, K./ Dietze, G./ Hornscheidt, A./ 
Palm, K. (Hrsg.): Gender als interdependente Kategorie. 
Neue Perspektiven auf Intersektionalität, Diversität und 
Heterogenität, Opladen: Budrich, 23– 64.

West C./ Fenstermaker, S. B. (1995): Doing Difference. In: 
Gender & Society, Heft 1/9, 8–37.

Winker, G./ Degele, N. (2009): Intersektionalität. Zur Ana-
lyse sozialer Ungleichheiten, Bielefeld: Transkript.

Wolfsgruber, G. (2015). Soziale Arbeit und soziokulturelle 
Diversität: Handlungskompetenzen für Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendarbeit. Opladen: Budrich UniPress.

Zander, M./ Roemer, M. (2016): Resilienz im Kontext 
Sozialer Arbeit: Das Geheimnis der menschlichen Seele 
lüften? In: Wink, R. (Hg.): Multidisziplinäre Perspektiven der 
Reseilienzforschung, Wiesbaden: Springer VS, 47-72.

Beiträge

2524



1 Die Studierenden der Sommerhochschule erhielten Einblick in das Nationales Forschungsprogramm NFP 76 «Fürsorge und Zwang», das vom Bund im Rah-
men der Aufarbeitung vergangener Fürsorgepraxen und -politiken in der Schweiz in Auftrag gegeben wurde (http://www.nfp76.ch/de/News/Seiten/170404-
news-nfp76-ausschreibung.aspx). Zudem wurde ein aktuelles Forschungsprojekt aus dem NFP 76 vorgestellt, das in einer interdisziplinären Herangehenswei-
se die Betroffenenperspektive auf das Handeln der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) in Kinderschutzverfahren erforscht.

Einführung

Arten der Fremdplatzierung

Beiträge

Historische Beispiele von Kindswegnahmen und Einblicke in ein laufendes 
Forschungsprojekt zur aktuellen Kinderschutzpraxis in der Schweiz1

Eingriffe in Familien früher und heute: EINGREIFENDE FÜRSORGEPRAXIS IN DER SCHWEIZ: 
Historische Kontextualisierung
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Aline Schoch
Wissenschaftliche Mitarbeiterin, Institut Kinder- und Jugendhilfe, 
Hochschule für Soziale Arbeit, Fachhochschule Nordwestschweiz 
FHNW, Muttenz/Schweiz. lic. phil. Soziologin mit Arbeitsschwer-
punkt Kinderschutz, Partizipation und Gender.

Ziel des Workshops war es, den Studierenden einen Einblick in das Kinderschutzsystem der Schweiz zu  
geben und diesen durch eine umfangreiche historische Einbettung herzuleiten. Der Workshop richtete 
sein Augenmerk insbesondere auf Fragen der Integrität, Autonomie und Partizipation von Betroffenen. 

 
Die Schweizerische Eidgenossenschaft ist stark geprägt durch die kulturelle und sprachliche Vielfalt der ein-
zelnen Landesteile. In der Schweiz werden vier Sprachen in 26 Kantonen gesprochen. Die Kantone sind den 
Bundesländern in Deutschland ähnlich, nur sind sie sehr viel kleinräumiger und mit einer durch den Föderalis-
mus stärker ausgeprägten Autonomie der Kantone und Gemeinden ausgestattet. Diese Gegebenheiten wieder-
spiegeln sich auch im Schweizer Kinderschutzsystem (Schnurr 2017). Die helvetische Föderation ist eine direkte 
Demokratie, d.h. politische Einflussnahme ist auf Gemeinde-, Kantons- und Bundesebene möglich. Anliegen 
der Bevölkerung können in den politischen Prozess über eine vom Volk erarbeitete Vorlage, einer Volksinitiative, 
eingebracht werden, die – bei ausreichender Anzahl an gültigen Unterschriften – der Bevölkerung zur direkten 
Abstimmung vorgelegt wird.
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punkt Kindesrchutz und Familien mit psychisch erkrankten Eltern.

Die Lernziele waren:
→ Einen Einblick in den historischen Kontext der Fürsorgepraxis in der Schweiz zu erhalten
→ Die Relevanz für Fragen von Integrität, Autonomie und Partizipation in Kinderschutzver- 
     fahren nachvollziehen und im historischen Rückblick verorten zu können 
→ Ein aktuelles Schweizer Forschungsprojekt kennenzulernen
→ Einen Einblick in die aktuelle Kinderschutzpraxis der Schweiz zu erhalten 
→ Vertiefte Arbeit an qualitativem Datenmaterial 

Bis ins 18. Jahrhundert wurden in der Schweiz - wie auch in Deutschland und andernorts - Kinder, deren Eltern 
die Fürsorge nicht oder nicht ausreichend wahrnehmen konnten, und die nicht bei Verwandten unterkamen, die 
bettelten oder auf der Strasse lebten, von Armenbehörden, kirchlichen Institutionen oder «Waisenvögten» mög-
lichst kostengünstig in Waisen- oder Armenhäusern untergebracht (Andresen/Hurrelmann 2010; Bange 2005; 
Riemer-Kafka 2011). Diese im karitativen, armenrechtlichen oder auch armutspolitischen Kontext vorgenom-
menen Massnahmen wichen ab dem 19. Jahrhundert vermehrt vorbeugenden Wegnahmen, da sich mit den 
damals aufkommenden Vorstellungen über Kindheit als schützenswerter Raum zunehmend bürgerliche Ideale 
verbreiteten, vor deren Hintergrund Kinder aus benachteiligten Familien aus dem sie «gefährdenden» Umfeld 
entfernt und in einem anderen Rahmen zu rechtschaffenen Gesellschaftsmitgliedern erzogen bzw. geformt 
werden sollten (ebd.; Biesel/Urban-Stahl 2018). Nebst der Unterbringung in Arbeits- und Erziehungsanstalten 
war in der Schweiz bis etwa 1960 die so genannte «Verdingung» eine verbreitete Praxis: Kinder wurden aus 
Familien, die arm waren, als «verwahrlost» galten oder vom klassischen Familienmodell abwichen (bspw. Allein-
erziehende, suchterkrankter Elternteil), weggebracht und auf Bauernhöfen als günstige Arbeitskräfte einge-
setzt. Dabei wurden die Kinder buchstäblich zum Ding degradiert und als Objekte behandelt - sie wurden nach 
Gutdünken der Vormünder platziert und verschoben, ohne Rücksichtnahme auf ihre kindlichen Bedürfnisse und 
ihr Befinden und ohne jegliches Mitspracherecht. Die Bauernfamilien erhielten für die Kinder ein Kostgeld, das 
oft als willkommene Ergänzung des spärlichen Einkommens diente. Zudem liess man die Verdingkinder harte 
Arbeit verrichten, häufig litten sie Hunger und oft wurden sie misshandelt, sie konnten die Schule nicht regel-
mässig besuchen und erhielten auch kein Entgelt für ihre Arbeit (Übersicht bei Müller/Biesel/Schär 2020). Es 
wird geschätzt, dass in der Schweiz im frühen 20. Jahrhundert zwischen 4 und 10 % aller Kinder auf diese Weise 
fremdplatziert wurden (Leuenberger et al. 2011). Auch Kinder, welche in Arbeits- und Erziehungsanstalten 
untergebracht wurden, mussten für «Kost und Logis» arbeiten, zudem waren sie seitens der Aufsichtspersonen 
harten körperlichen Strafen und psychischen Misshandlungen ausgesetzt (Aker-mann/Furrer/Jenzer 2012; Ex-
pertenkommission Ingenbohl 2013). 

Eine weitere Form von Kindswegnahmen fand im Rahmen des so genannten «Hilfswerks für die Kinder der 
Landstrasse» statt. Diese 1926 auf Initiative der privaten Stiftung Pro Juventute ins Leben gerufene Kampagne 
richtete sich gegen den fahrenden (als «Vagantismus» bezeichneten) Lebensstil der Jenischen, einer nicht-sess-
haften Minderheit in der Schweiz (Leimgruber/Meier/Sablonier 1998; Galle 2016). Mit der Zugehörigkeit zur 
jenischen Gemeinschaft wurde im Licht zeitgenössischer eugenischer Vorstellungen eine erbliche Minderwer-
tigkeit verbunden, die zu Kriminalität, «Liederlichkeit», «Arbeitsscheu» und «Trunksucht» führen würde (Rams-
auer 2000; Galle 2016). Mit der Wegnahme jenischer Kinder aus ihren Familienverbänden und einem absoluten 
Kontaktabbruch - einschliesslich Namensänderung und teils auch Zwangssterilisationen - zwischen Eltern und 
Kindern wurde versucht, den angenommenen erblich determinierten devianten Lebenslauf jenischer Kinder zu 
verhindern und die «vagantische» Lebensweise zu zerstören (ebd.). Zwischen 1926 und 1973 wurden über 600 
Kinder ihren Familien weggenommen (ebd.). Das ursprüngliche Vorhaben, die Kinder in Pflegefamilien zu geben, 
konnte nicht realisiert werden, da sich zu wenig Familien finden liessen, welche diese «erblich vorbelasteten» 
Kinder aufnehmen wollten - so verdingte man die Kinder oder brachte sie in Arbeits-, Erziehungs- oder Behin-
derteninstitutionen unter, wo sie häufig Opfer von Demütigung und Misshandlung wurden (Galle/Meier 2009; 
Galle 2016). 1973, nach der Auflösung des «Hilfswerks» auf öffentlichen Druck hin, erhielten die Betroffenen 
eine bescheidene Entschädigung zwischen 2’000 und 7’000 Schweizer Franken. 
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Die in der Schweiz praktizierten Kindswegnahmen fanden in einem uneinheitlichen und unübersichtlichen 
Rechtsrahmen statt (UEK Administrative Versorgungen 2019). Auf Bundesebene definierte das Schweizeri-
sche Zivilgesetzbuch (ZGB) von 1912 erstmalig elterliche Verpflichtungen - und somit auch eine staatliche Ver-
antwortung für den Schutz des Kindes - und legitimierte so genannte Vormundschaftsbehörden, den Eltern das 
Sorgerecht zu entziehen, sollten diese ihren Verpflichtungen nicht nachkommen (Häsler 2008). Zur Umsetzung 
bestanden jedoch auf Kantons- und sogar auf Gemeindeebene sehr unterschiedliche Verordnungen und Be-
stimmungen (Moser 2008; UEK Administrative Versorgungen 2019). In vielen Fällen von Kindswegnahmen, 
vor allem bei armutsbetroffenen Familien, stand nicht das Wohl des Kindes im Vordergrund, sondern ein mög-
lichst haushälterischer Umgang mit den kommunalen Steuergeldern (Furrer/Heiniger/Huonker/Jenzer/Praz 
2014). Die Vormundschaftsbehörden waren auf Gemeindeebene angesiedelt und setzten sich aus politischen 
Amtsträgern, d.h. Laien aus der Gemeinde, zusammen. In den kleineren der damals über 3’000 Gemeinden in 
der Schweiz übernahm oft eine Einzelperson die Entscheidungen bezüglich vormundschaftlicher Massnahmen 
(Schnyder/Stettler/Häfeli 1995; Affolter 2013). Dieselbe/n Person/en nahm/en Einschätzungen über die Situati-
on der Familien vor, die sie vor allem in ländlichen Gebieten oft bereits kannten, entschieden über Massnahmen, 
und setzten diese um bzw. koordinierten sie (Schnurr 2012). Oft verfügten die Zuständigen gar nicht oder nur 
ansatzweise über fachliche oder rechtliche Sachkompetenz und verliessen sich bei Entscheidungen nebst der 
Orientierung an normativen, meist bürgerlichen Werten stark auf ärztliche oder juristische Gutachten (Moser 
2008; Schnurr 2012).  

Neben zivilrechtlichen Platzierungen gab es die so genannten «administrativen Versorgungen». «Versorgen» 
hat im Schweizerdeutschen noch die zusätzliche Bedeutung des Verstauens, Verwahrens, Unterbringens und 
umschreibt das Phänomen ziemlich treffend. Nicht nur Erwachsene waren von dieser Art der Zwangsunter-
bringung betroffen, sondern in deren Rahmen wurden auch Kinder und Jugendliche in den oben beschriebenen 
Formen platziert. Eine Vielzahl kantonaler armuts- und fürsorgerechtlicher Bestimmungen erlaubte es verschie-
denen Behörden, Personen, die als deviant, auffällig, arbeitsscheu oder verwahrlost galten bzw. entsprechend 
etikettiert wurden, ohne formelles Rechtsverfahren in Pflegefamilien, Erziehungs- und Arbeitsanstalten, «Besse-
rungsanstalten», Kinderheimen, psychiatrischen Kliniken oder sogar Gefängnissen unterzubringen - häufig auf 
unbestimmte Zeit und ohne Möglichkeiten des Rekurses (Runder Tisch 2014; UEK Administrative Versorgungen 
2019). Insgesamt stützte sich die Anordnung für die Unterbringung und Platzierung zwar «teils auf gesetzliche 
Grundlagen, konnte aber auch behördlicher Willkür entspringen […]. Oft erfolgte selbst die Einwilligung zu be-
stimmten Massnahmen unter Zwang, wobei dieser aber nicht formaljuristisch, sondern eher informeller Natur 
war» (Mazza Muschietti 2016, 5). Das Ausmass dieser erzwungenen Einverständnisse ist unbekannt, da das 
Phänomen vor allem im Rahmen biografischer Interviews beschrieben wird. 

Eine Betroffene schildert rückblickend im Rahmen des Forschungsprojektes neben der fehlenden Begründung 
und keinerlei Vorinformation über ihre bevorstehende erste Unterbringung in einem Heim, eine Vielzahl von 
nachfolgenden Platzierungen in Umerziehungsanstalten, psychiatrischen Institutionen und Gefängnissen. Sie 
beschreibt zum Teil rigide, offen integritätsverletzende Überwachungs- und Kontrollstrategien in den Institu-
tionen und erzählt davon, wie sie persönlichen Widerstand dagegen leistete (UEK Administrative Versorgungen 
2018)

Einmal besuchen sie eine ehemalige Lehrerin und die Frau des Lehrers, bei dem sie die sechste Klas-
se besucht und der ihren Berufswunsch abgewiesen hat. Zielstrebig nutzt Helena die Gelegenheit, 
um eine Antwort auf ihre brennendsten Fragen zu erhalten: »Und da habe ich gesagt, wann ich 
wieder heim könne? Ich halte das nicht aus da, ich wolle heim, ich wisse auch nicht, wieso ich da sei. 
Ja eben, dass ich die Schule fertig machen könne. Dann habe ich gesagt: ‹Was, die Schule fertig ma-
chen?› Ich wolle in die Sek [Sekundarschule], ich wolle Krankenschwester werden. Ja, das gehe jetzt 
nicht. Das sind die Antworten gewesen. Und dort habe ich also am Rad gedreht.» Sie beschliesst in 
der Konsequenz, zusammen mit einer Freundin aus dem Heim zu fliehen. (ebd.)

Aus den rechtlichen Rahmenbedingungen und der beschriebenen Unterbringungspraxis wird deutlich, dass die 
administrativen Versorgungen von Kindern im Kontext zweier zentraler auslösender Momente vorgenommen 
wurden: Einerseits dienten sie der Erfüllung staatlicher Fürsorgepflichten im Hinblick auf Kinder aus ver-
armten Familien - hierbei standen jedoch nicht Bildungsziele oder das subjektive Wohl der Kinder im Vorder-
grund der Unterbringungen, sondern eine möglichst kostengünstige Art der Armutsbekämpfung (Furrer et al. 
2014). Implizit damit verknüpft waren armuts- und gesellschaftspolitische Überlegungen wie z.B. die Angst vor 
«Pauperisierung» und gesellschaftlicher Desintegration (Guggisberg 2014; Spratt/ Nett/Bromfield/Hietamäki/
Kindler/Ponnert 2015). Darüber hinaus und eng damit verknüpft lagen den Unterbringungen andererseits vor-
herrschende, oft stigmatisierende und diskriminierende, Normalitätsvorstellungen und negative Stereotypisie-
rungen zugrunde; sie dienten somit auch als sozialdisziplinierende Massnahme (Bütow/Pomey/Schär/Studer 
2014; Guggisberg 2014; Thieme 2013). Der implizit dahinterliegenden Angst vor Degeneration und einem Verfall 
der sozialen Ordnung wurde versucht, mit einer rigiden Arbeitsmoral, also der Erziehung zur Arbeit durch Arbeit, 
zu begegnen, wobei sich die Erziehungs- bzw. Sozialisationsziele darauf beschränkten, «die Fremdplatzierten 
zu einer eigenständigen und unauffälligen Lebensweise zu befähigen» (Leuenberger/Seglias 2015, 353). Nebst 
extremen Eingriffspraxen, die oft von Willkür und Machtmissbrauch geprägt waren, wie Zwangssterilisationen 
und Zwangsadoptionen, gab es in den Unterbringungsprozessen auch sonst keinerlei Mitspracherechte für 
Kinder (ebd.). Nicht nur, weil die Kinder auf-grund ihrer Herkunft ohnehin bereits marginalisiert und stigma-
tisiert waren, sondern weil auch der gesellschaftliche Status von Kindern allgemein und die Erwartungen an 
sie sich stark von heutigen Vorstellungen unterschieden (ebd.; Mazza Muschietti 2016). So war es auch nicht 
üblich, Kindern (wie auch erwachsenen Betroffenen) eine Unterbringung anzukündigen und zu begründen oder 
sie über den Ort und die Dauer der Massnahme aufzuklären. Daneben waren die Entscheidungsprozesse und 
Umsetzung der Massnahmen davon geprägt, dass eine staatliche Aufsichtsfunktion - z.B. im Rahmen von Re-
kursmöglichkeiten oder definierten Formen der Massnahmenüberprüfung - schwach bzw. inexistent war und 
die Kinder somit den für sie zuständigen Behördenmitgliedern und Aufsichtspersonen völlig ausgeliefert waren 
(Leuenberger/Mani/Rudin/Seglias 2011).

Aufarbeitung der Fremdunterbringungspraxis und Erkenntnisse über deren Folgen 

Nachdem die Schweiz 1974 die Europäische Menschenrechtskonvention ratifiziert hatte, geriet die Praxis der 
administrativen Versorgungen zunehmend unter Rechtfertigungsdruck. Die Versorgungen wurden schliesslich 
1981 im Rahmen einer Änderung des Zivilgesetzbuches abgeschafft und für die fortan «fürsorgerischer Frei-
heitsentzug» genannten Unterbringungsmassnahmen wurden Möglichkeiten des Rekurses definiert (Rietmann 
2013; UEK Administrative Versorgungen 2019). Eine breitere Öffentlichkeit wurde jedoch erst auf die Schicksale 
der verdingten Kinder, der «Kinder der Landstrasse» und der administrativ versorgten Personen aufmerksam, 
als anfangs der 1990er Jahre erste autobiografische Berichte Betroffener publik gemacht wurden (Nett/Spratt 
2012). In den folgenden Jahren beleuchtete eine Reihe von Studien die schwierigen Lebensbedingungen ehe-
mals betroffener Kinder, wobei auch durch die Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention 1997 der Fokus 
vermehrt auf fehlende Mitspracherechte und integritätsverletzende Erfahrungen behördlicher Willkür gelegt 
wurde. Zunehmend wurden durch die Biografien und Studien die teils schwerwiegenden und langfristigen ne-
gativen Folgen der Fürsorgepraxis der platzierten und versorgten Menschen sichtbar. Erst Jahre später folgte 
eine gesellschaftliche und insbesondere auch politische Debatte um die Aufarbeitung dieses dunklen Kapitels 
der schweizerischen Fürsorgepraxis. Neben einer offiziellen bundesrätlichen Entschuldigung im Jahr 2010, die 
dazu führte, dass sich Betroffene breiter organisierten, initiierte das Eidgenössische Departement für Justiz und 
Polizei 2013 einen «Runden Tisch» mit Expert*innen und Betroffenen, der über die Notwendigkeit und mögliche 
Formen der Aufarbeitung diskutierte (UEK Administrative Versorgungen 2019). 2014 wurde das Bundesgesetz 
zur Wiedergutmachung (Rehabilitierungsgesetz) erlassen sowie eine «Unabhängige Expertenkommission Ad-
ministrative Versorgungen» (UEK) ins Leben gerufen, um die administrativen Versorgungen aus interdisziplinä-
rer Perspektive zu erforschen und so den Aufarbeitungsprozess zu systematisieren. Zeitgleich wurde aus dem 
Kreis ehemaliger Betroffener die «Wiedergutmachungsinitiative» ins Leben gerufen, welche die Schaffung eines 
mit 500 Millionen Schweizer Franken dotierten Fonds mit zwanzig Jahren Laufzeit forderte, aus dem schwer be-
troffene Personen entschädigt werden sollten. Der Bundesrat stellte der Volksinitiative einen Gegenvorschlag 
gegenüber, worauf die Initiative zurückgezogen wurde. In der Folge wurde das Rehabilitierungsgesetz durch das 
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Bundesgesetz über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdunterbringungen vor 
1981 ersetzt, welches im April 2017 in Kraft trat und die (finanzielle) Entschädigung ehemalig administrativ ver-
sorgter Personen und von Verdingkindern ermöglichte (UEK Administrative Versorgungen 2019).
2019 schloss die UEK ihre umfangreichen Forschungen und Aufarbeitungsaktivitäten ab. In den Schlussberich-
ten (ebd.) wurde erstmals in ganzer Deutlichkeit klar, mit welch erheblichen Traumatisierungen und Benach-
teiligungen die Personen leben mussten, die im Lauf ihrer Kindheit, Jugend oder auch erst im Erwachsenen-
alter Opfer der rückblickend als willkürlich und schädigend zu bezeichnenden schweizerischen Fürsorgepraxis 
wurden. So stellen die vor dem Hintergrund der Arbeitsverpflichtung der betroffenen Personen mangelhafte 
Schulbildung und beruflichen Qualifikationsmöglichkeiten, sowie die durch die «unentgeltlich» geleistete Arbeit 
unzureichende Altersfürsorge ein mehrfach determiniertes Armutsrisiko dar (ebd.). Dieses wird durch die 
Stigmatisierung ehemaliger «Heiminsassen» und deren Stereotypisierung als «arbeitsscheu» verstärkt, da es 
den Betroffenen schwerfiel bzw. schwergemacht wurde, Arbeit zu finden und die Bevormundung und sequen-
tielle Unterbringungen oft im Erwachsenenalter fortgeführt wurden. Die Stigmatisierung und sich nur langsam 
verändernde gesellschaftliche Vorstellungen über die Selbstverschuldung von «Heimkarrieren» erschwerten 
es Betroffenen zusätzlich, einen Platz in der Gesellschaft zu finden (ebd.). Viele der Betroffenen hatten und 
haben darüber hinaus mit Gesundheitsproblemen, verursacht durch jahrelange harte körperliche Arbeit und 
Mangel- oder Fehlernährung, zu kämpfen. Auch an den psychischen Folgen wie Traumatisierungen im Zu-
sammenhang mit abrupten Trennungen von den Eltern, Erfahrungen von Gewalt, Verachtung und Missbrauch, 
haben viele ehemalige Verding- und Heimkinder oder administrativ versorgte Personen schwer zu tragen (ebd.). 
Wie sich bereits in früheren Arbeiten zur Thematik zeigte (Freisler-Mühlemann 2011; Akermann et al. 2012), 
wurde von Betroffenen ihre Rechtlosigkeit, ihr fehlender Einbezug, kein rechtliches Gehör zu erhalten und die 
gänzliche Absenz von Mitsprache und Einflussmöglichkeiten auf weitreichende Entscheidungen als die 
schwerwiegendsten und am stärksten belastenden Aspekte der Fürsorgepraxis empfunden (UEK Administrati-
ve Versorgungen 2019).

Schweizer Kinderschutzsystem heute

Das Schweizer Kinderschutzsystem wird heute als System mit vier Bereichen beschreiben: freiwilliger, öffent-
licher, strafrechtlicher und zivilrechtlicher Kinderschutz (Rosch/Hauri 2016; Biesel/Urban-Stahl 2018). Der 
freiwillige Bereich umfasst Angebote verschiedener Sozialdienste der Kinder- und Jugendhilfe wie Familien-
zentren, Beratungsangebote (z.B. im Frühbereich oder in der Opferhilfe) oder der Gesundheitsförderung sowie 
medizinische und psychiatrische Behandlungen für Kinder, Eltern und Familien. Der öffentlich-rechtliche Be-
reich umfasst hauptsächlich den Auftrag von Bildungsinstitutionen (Schulen und Kindergärten), mit Eltern im 
Interesse des Kindes zu kooperieren und bei Bedarf Hilfe und Unterstützung vorzuschlagen und zu initiieren, wie 
z.B. logopädische oder heilpädagogische Massnahmen, schulpsychologische oder -sozialarbeiterische Unter-
stützung. Organisationen und Fachkräfte in diesem Feld sind rechtlich dazu verpflichtet, die Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörden KESB (s.u.) bei einer vermuteten Kindeswohlgefährdung zu informieren. Schliess-
lich sind im strafrechtlichen Bereich Justiz und Polizei dafür zuständig, in Strafsachen, in welchen Kinder 
gefährdet werden oder zu Schaden kommen, zu verfolgen, zu ermitteln und zu sanktionieren. 
Im zivilrechtlichen Bereich sind seit 2013 die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden KESB dafür ver-
antwortlich, Hinweise auf Kindeswohlgefährdungen entgegenzunehmen, zu bearbeiten und abzuklären und bei 
Bedarf - auch gegen den Willen der Eltern - zivilrechtliche Kinderschutzmassnahmen anzuordnen und in Eltern-
rechte einzugreifen, um das Wohl von Kindern zu schützen, sofern die Eltern nicht in der Lage oder gewillt sind 
Kindswohlgefährdungen selbst abzuwenden. Die KESB ist somit die einzige Behörde, die dazu legitimiert ist, die 
Rechte der Eltern einzuschränken (Rosch/Hauri 2016; Biesel/Urban-Stahl 2018). 
Die Gesetzesreform von 2013 brachte grundlegende Verfahrens- und Systemänderungen mit sich. In Bezug 
auf die Gestaltung der Verfahren, insbesondere der Kinderschutzverfahren, wurde in den neuen Bestimmungen 
das Recht des Kindes (und seiner Eltern) auf Anhörung und eine Rechtsvertretung festgehalten (Bundesrat 
2006; Cottier/Steck 2012). Strukturelle Veränderungen zielten zum einen auf eine Professionalisierung der Be-
hördenorganisation, die bisher als Laiengremien geführt wurden. Zum anderen wurden inhaltliche Anpassung 
einiger seit 1912 im Zivilgesetzbuch niedergeschriebenen Rechtsnormen in diesem Gebiet vorgenommen (vgl. 
z.B. das Einführungsgesetz des Kantons Zürich zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht EG KESR vom 25. 

Juni 2012). Die bisherigen Laienbehörden, die Vormundschaftsbehörde, wurden durch die KESB als interdis-
ziplinäre und überregionale Fachbehörden abgelöst (Müller/Schnurr 2020). Die KESB treffen heute ihre Ent-
scheidungen in «Spruchkörpern», dessen Mitglieder Fachwissen aus Recht und Sozialer Arbeit, sowie – je nach 
Zusammensetzung - Pädagogik, Psychologie, Gesundheit oder Treuhandwesen – in die Entscheidungsfindung 
einfliessen lassen (vgl. z.B. das Einführungsgesetz des Kantons Zürich zum Kindes- und Erwachsenenschutz-
recht EG KESR vom 25. Juni 2012; Müller/Schnurr 2020). Gegenwärtig befindet sich das System in einer Kon-
solidierungsphase (vgl. Bundesrat 2017): die rund 1‘400 Vormundschaftsbehörden wurden in etwas über 140 
KESB überführt (KOKES 2017).
Zu Teilen wurden auch die vorhergehend beschriebenen Fürsorgemassnahmen im zivilrechtlichen Rahmen 
vollzogen. Das Schweizerische Zivilgesetzbuch von 1912 wurde zwar bereits im Laufe des 20. Jahrhunderts 
mehrfach überarbeitet und Bestimmungen zum Kindes- und Erwachsenenschutz bzw. der staatlichen Fürsor-
gepflicht und ihren Rahmenbedingung angepasst - so erfolgte z.B. die Abschaffung der administrativen Versor-
gung 1981 im Nachgang der Ratifizierung (1974) der Europäischen Menschenrechtskonvention. Die UN-Kinder-
rechtskonvention, von der Schweiz 1997 unterzeichnet, war hier insofern bedeutsam, indem sie zum einen auf 
das zunehmende Wissen über die Bedeutung kindlicher Bedürfnisse und deren Erfüllung über den gesamten Le-
benslauf zurückgriff und verdeutlichte, dass der Schutz, die Förderung und die Beteiligung aller Kinder rechtlich 
gerahmt werden muss (Müller et al. 2020). Zum anderen trug sie ihrerseits zu einer grösseren Aufmerksamkeit 
gegenüber diesen Themen bei, sowohl in der Schweiz wie auch international (Nett/Spratt 2012). Diese Entwick-
lungen führten sowohl gesellschaftlich wie auch bei der Entwicklung und Erarbeitung der neuen zivilrechtlichen 
Bestimmungen zu einem Diskurs über die Rolle des Staates im Hinblick auf den Schutz von Kindern und die 
notwendigen gesetzlichen Veränderungen, die die Voraussetzung eines modernen Kinderschutzsystems bilden. 
Gleichzeitig war in der Schweiz das ab den 90er Jahren zunehmende Wissen über die einschneidenden Folgen 
einer Fürsorgepraxis, die für Kinder (und betroffene Erwachsene) keinerlei Mitspracherechte vorsah, prägend in 
der Diskussion über die Möglichkeiten der - rechtlich gesicherten - Beteiligung von Kindern in Verfahren, die ihre 
Interessen betreffen. 
Jeder Kanton verfügt heute über eine oder mehrere KESB, die entweder behördlich oder gerichtlich organi-
siert sind und je nach Kanton, neben den Bundesgesetzen, noch mit zusätzlichen kantonalen Gesetzen und 
Verordnungen (z.B. Zivilprozessordnungen) rechtlich gerahmt sind. Nicht nur variieren die Organisation und die 
rechtlichen Grundlagen der einzelnen KESB kantonal, sondern auch die Verfügbarkeit freiwilliger Hilfeangebote 
im Kinderschutzsystem ist regional unterschied-lich ausgeprägt (UBS Optimus Foundation 2018). So wieder-
spiegeln sich das Prinzip des Föderalismus und die dezentrale Organisation der Schweiz auch im Kinderschutz-
system.

				    Intapart: Studie im Rahmen des Forschungsprogramms 		
				    NFP 76 «Fürsorge und Zwang – Geschichte, Gegenwart,
				    Zukunft»

				    Die Forschung in der Schweiz wird unter anderem durch den Bund über 
				    den Schweizer National Fonds (SNF) finanziell gefördert. Eines der Förder- 
				    gefässe des SNF sind die nationalen Forschungsprogramme (NFP), 
				    welche verschiedene Forschungsprojekte zu einer gemeinsamen Thematik  
				    bündeln und finanzieren, die «einen Beitrag zur Lösung von Gegenwarts-
problemen von nationaler Bedeutung» versprechen (SNF 2017, 4). Das Nationale Forschungsprogramm NFP 
76 «Fürsorge und Zwang. Geschichte, Gegenwart und Zukunft» wurde 2017 in Ergänzung zur bereits er-
wähnten Aufarbeitungsarbeit fürsorgerischer Zwangsmassnahmen und Fremdunterbringungen, beispielsweise 
durch die «Unabhängige Expertenkommission Administrative Versorgung UEK», lanciert. Ziel ist eine intensi-
vierte und breitere wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der schweizerischen Fürsorgepolitik und -praxis 
in verschiedenen Kontexten der Vergangenheit sowie der Gegenwart. Es sollen dabei integritätsverletzende und 
-schützende Fürsorgepraxen und deren Auswirkung auf Betroffene identifiziert und analysiert werden. Die 27 
geförderten Forschungsprojekte sollen «Handlungs- und Orientierungswissen für Politik, Gesellschaft und Pra-
xis erarbeiten» und haben eine Laufzeit von fünf Jahren (ebd., 5).
Eines der geförderten Forschungsprojekte ist Intapart «Integrität, Autonomie und Partizipation: Wie erleben 



Literatur

Affolter, Kurt (2013). Die Totalrevision des Vormund-
schaftsrechts. SozialAktuell, 45(1): 10-14.

Akermann, Martina/Furrer, Markus/Jenzer, Sabine (2012). 
Bericht Kinderheime im Kanton Luzern im Zeitraum von 
1930-1970. Luzern: Gesundheits- und Sozialdepartement 
des Kantons Luzern.

Andresen, Sabine/Hurrelmann, Klaus (2010). Kindheit. 
Weinheim, Basel: Beltz.

Bange, Dirk (2005). Gewalt gegen Kinder in der Geschich-
te. In: Günther, Deegener/Wilhelm Körner (Hg.). Kindes-
misshandlung und Vernachlässigung. Ein Handbuch. 
Göttingen: Hogrefe. S. 13-18.

Biesel, Kay/Urban-Stahl, Ulrike (2018). Lehrbuch Kinder-
schutz. Weinheim/München: Beltz Juventa. 

Bundesrat (2006). Botschaft vom 28. Juni 2006 zur 
Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Er-
wachsenenschutz, Personenrecht und Kindesrecht). Bern: 
Schweizerische Eidgenossenschaft.

Bundesrat (2017). Erste Erfahrungen mit dem neuen Kin-
des- und Erwachsenenschutzrecht. Bericht des Bundes-
rates in Erfüllung der Postulate 14.3776, 14.3891, 14.4113 
und 15.3614. Bern: Schweizerische Eidgenossenschaft.

Bütow, Birgit/Pomey, Marion/Rutschmann, Myriam/
Schär, Clarissa/Studer, Tobias (Hg.) (2014). Sozialpädagogik 

zwischen Staat und Familie. Alte und neue Politiken 
des Eingreifens. Wiesbaden: VS Verlag für So-

zialwissenschaften.

Cottier, Michelle/Steck, Daniel (2012). Das 
Verfahren vor der Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörde. La pratique du droit de 
la famille, 13(4): 981-1000.

Expertenkommission Ingenbohl (2013). 
Ingenbohler Schwestern in Kinderheimen. 
Erziehungspraxis und institutionelle Bedin-
gungen unter besonderer Berücksichtigung 

von Rathausen und Hohenrain. O.A.: Gemein-
schaft Ingenbohl.

Freisler-Mühlemann, Daniela (2011). Verding-
kinder - ein Leben auf der Suche nach Normalität. 

Bern: hep.

Furrer, Markus/Heiniger, Kevin/Huonker, Thomas/
Jenzer, Sabine/Praz, Anne-Françoise (2014). Einleitung. 

In: Markus 

Furrer/Kevin Heiniger/Thomas Huonker/Sabine Jenzer/ 
Anne-Françoise Praz (Hg.), Fürsorge und Zwang: Fremd-
platzierung von Kindern und Jugendlichen in der Schweiz 
1850-1980. Basel: Schwabe Verlag. S. 7-23.

Galle, Sarah (2016). Kindswegnahmen. Das «Hilfswerk für 
die Kinder der Landstrasse» der Stiftung Pro Juventute 
im Kontext der schweizerischen Jugendfürsorge. Zürich: 
Chronos.

Galle, Sarah/Meier, Thomas (2009). Von Menschen und 
Akten. Die «Aktion Kinder der Landstrasse» der Stiftung 
Pro Juventute. Zürich: Chronos.  

Guggisberg, Ernst (2014). «Brauchbare Glieder der Volks-
gemeinschaft». Rezeption vereinsgetragener Fremdplat-
zierung anhand der Solothurner Armenerziehungsvereine, 
1880-1930. In: Markus Furrer/Kevin Heiniger/Thomas 
Huonker/Sabine Jenzer/ Anne-Françoise Praz (Hg.), Für-
sorge und Zwang: Fremdplatzierung von Kindern und 
Jugendlichen in der Schweiz 1850-1980. Basel: Schwabe 
Verlag. S. 181-192.

Häsler, Mirjam (2008). Gesetzliche Entwicklung des Pfle-
gekinderwesens. In: Marco Leuenberger/Loretta Seglias 
(Hg.), Versorgt und vergessen. Ehemalige Verdingkinder 
erzählen. Zürich: Rotpunktverlag. S. 81-88.

KOKES Konferenz für Kindes- und Erwachsenenschutz 
(2017). KESB: Organisation in den Kantonen. Online 
(Stand 01.01.2017): https://www.kokes.ch/application/
files/5214/9027/3916/KOKES_KESB_Organisation_Kan-
tone_ZKE_1-2017.pdf

Leimgruber, Walter/Meier, Thomas/Sablonier, Roger 
(1998). Das Hilfswerk für die Kinder der Landstrasse. 
Historische Studie aufgrund der Akten der Stiftung Pro Ju-
ventute im Schweizerischen Bundesarchiv. Bern: Schwei-
zerisches Bundesarchiv.

Leuenberger, Marco/Mani, Lea/Rudin, Simone/Seglias, 
Loretta (2011). «Die Behörde beschliesst» - zum Wohl des 
Kindes? Fremdplatzierte Kinder im Kanton Bern 1912-1978. 
Baden: hier+jetzt.

Leuenberger, Marco/Seglias, Loretta (2015). Geprägt 
fürs Leben. Lebenswelten fremdplatzierter Kinder in der 
Schweiz im 20. Jahrhundert. Zürich: Chronos. 

Mazza Muschietti, Eva (2016). Lebensbewältigung nach 
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen. Eine ver-
gleichende Analyse ausgewählter Autobiographien von 
Betroffenen im Lichte der Resilienzforschung. Lausanne: 

Beiträge

3332

Kinder und Eltern den Kinderschutz?» (Projektverantwortliche: Prof. Dr. Michelle Cottier, Prof. Dr. Kay Biesel, 
Prof. Dr. Philip D. Jaffé, Prof. Dr. Stefan Schnurr). Das Forschungsprojekt wird als Kooperation zwischen der 
Hochschule für Soziale Arbeit der Fachhochschule Nordwestschweiz FHNW und der Universität Genf durch-
geführt und widmet sich der Forschungsfrage, wie Kinder/Jugendliche und Eltern Kinderschutzverfahren und 
Begegnungen mit den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden KESB wahrnehmen und darauf reagieren. Das 
Forschungsdesign bearbeitet die Fragestellung in einer interdisziplinären Herangehensweise durch eine his-
torische Analyse, eine rechtliche Analyse und eine empirische Studie.
Die empirische Studie setzt sich aus einem qualitativen und einem quantitativen Teil zusammen. Sie analysiert 
die aktuelle Schweizer Kinderschutzpraxis anhand zivilrechtlicher Kinderschutzverfahren und untersucht die 
Betroffenenperspektive auf die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB). Dafür wurden bisher zum 
einen teilnehmende Beobachtungen von Anhörungen (rechtliches Gehör) von Kindern/Jugendlichen und Eltern 
bei der KESB gemacht. Zum anderen werden multiperspektivische Fallbetrachtungen vorgenommen und be-
troffene Kinder/Jugendliche, Eltern und Fachpersonen anhand von Interviews zu ihrer subjektiven Erfahrung 
befragt. Zudem wird eine Dokumentenanalyse der Fallakten durchgeführt. Auf diesen ersten Erkenntnissen 
basierend wird in einem nächsten Schritt ab 2020 eine quantitative Studie mit betroffenen Kindern/Jugend-
lichen, Eltern und KESB-Mitarbeitenden durchgeführt. Die empirische Studie ist Sprachregionen übergreifend 
angelegt, daher wird der qualitative Teil der Studie in zwei deutschsprachigen und zwei französischsprachigen 
Kantonen durchgeführt. In jedem der vier Kantone wurde eine KESB als Kooperationspartner rekrutiert, um Zu-
gang zu Personen in Kinderschutzverfahren zu erhalten. 
Zum Zeitpunkt des Workshops lagen 14 der 16 teilnehmenden Beobachtungen von Anhörungen in Kinder-
schutzverfahren vor. Die Teilnehmenden der Sommerhochschule erhielten zwei Beobachtungsprotokolle von 
einer Anhörung einer Mutter und einer Anhörung einer 14jährigen Jugendlichen. Im Workshop diskutierten die 
Studierenden in Kleingruppen von drei Personen die Frage, wo sie bei der Anhörung Momente 
der Integrität, Autonomie oder Partizipation der Betroffenen und Situationen von  
Integritäts-, Autonomie- oder Partizipations-Verletzungen ausmachen konnten.  
Danach sollten sie ihre Beobachtungen im Bezug zum historischen Kontext und der 
zuvor gelesenen Biografie eines Opfers administrativer Versorgung setzen.
Den Studierenden fiel auf, dass in der Vergangenheit vermehrt physische und 
psychische Integritätsverletzungen auszumachen waren, nicht nur in Institu-
tionen oder durch die verdingenden Bauernfamilien, sondern auch durch den  
Prozessverlauf an und für sich. Weiter wurde die starke Objektivierung betrof-
fener Individuen in der Vergangenheit angesprochen, die beispielsweise an 
der gänzlich ausbleibenden Partizipation der Betroffenen sowie fehlende  
Informationen und Erklärungen über Entscheidungsfindungsprozes-
se und getroffene Entscheidungen, z.B. bevorstehende Um-
platzierungen, erkannt wurde. Bei den 
Beobachtungsprotokollen waren sol-
che einschneidenden und offensicht-
lichen Integritätsverletzungen sehr 
viel weniger ersichtlich. Kritisch ange-
merkt wurde, dass beispielsweise bei 
der Anhörung der Jugendlichen ihr 
geäusserter Wunsch durch die KESB 
aus einer institutionellen Logik he- 
raus abgelehnt wird. Die Studieren- 
den merkten aber auch an, dass die 
Wünsche der Jugendlichen während 
der Anhörung wiederholt aktiv nach-
gefragt wurden und Erklärungen 
zum Prozessverlauf wie auch eine 
Diskussion über mögliche Massnah-
men viel Raum erhielten. 
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Das Handeln von Fachkräften in Jugendämtern bestimmt die öffentliche Wahrnehmung der Kinder- und 
Jugendhilfe in den letzten 20 Jahren. Die Auseinandersetzung mit Kinderschutzfällen scheint (auf den 
ersten Blick) auf der Stelle zu treten: Immerfort ein Erschrecken über die Fälle an sich und über fachliche 

Fehler, zuletzt im bayerischen Staufen und im nordrheinwestfälischen Lügde. Die Szenarien und Interakte äh-
neln sich: Fachlich beobachtete Kindeswohlgefährdung mit fatalem, rückblickend ‚gescheitertem‘ Hilfefallver-
lauf, Medienberichterstattung, Pressekonferenzen, Ermittlungen, Prozessauftakte, Urteilsverkündungen, Kreis-
tags- und Landtagsdebatten/-anhörungen, Untersuchungsausschüsse, Kinderschutzkommissionen...
Neue Fachstellen werden eingerichtet, sog. ‚Insoweit erfahrene Fachkräfte‘ werden hinzugezogen, ‚Jugendhilfe-
inspektionen‘ prüfen Akten. Dem KICK und BKiSchG als normative Innovationen folgen womöglich ein Jugend-
hilfestärkungsgesetz und (endlich, gar explizite?) Kinderrechte im Grundgesetz1. Ist es nicht angebracht, gerade 
mit dem Blick auf die nächste Generation2 von Fachkräften, die im zweijährigen Turnus zu Sommerhochschulen 
kommen, einmal Bilanz zu ziehen: Was hat man nach Modellprojekten ‚aus Fehlern gelernt‘ (Wolff et al. 2013)? 
Wo stehen wir in puncto Kooperation im Kinderschutz? Wohin geht die Reise? – wenn sich zum Beispiel un-
längst eine Landesregierung auf die Fahne schrieb:



3  Grundlage dieses Blickes im Folgenden ist u.a. die Schriftliche Stellungnahme d.V. im Rahmen der Sachverständigenanhörung vor dem Ausschuss für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung des niedersächsischen Landtages am 29.8.2019 in Hannover, abzurufen unter: https://www.katho-nrw.de/fileadmin/
primaryMnt/Paderborn/Lehrende/Stn_Boewer_NDSLT_fin.pdf (11.11.19).
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Arbeit mit dem MindSet
 
Im Workshop im Rahmen der Sommerhochschule Kinderschutz wurde mit den Teilnehmenden in einem Sze-
nario zurück in das Jahr 2006 ‚gegangen‘, um von dort aus zu überlegen, welche zentralen Facetten und Ent-
wicklungen im Fallverlauf des Bremer „Fall Kevin“ (vgl. Bremische Bür-
gerschaft 2007) geschahen. Mittels des von Fabian Brückner und 
Kolleg_innen im Rauhen Haus, Hamburg, entwickelten ‚MindSet 
Achtsamer Kinderschutz‘ (vgl. Brückner 2019, 2018; siehe auch: 
Böwer/Brückner 2015) wurde der ‚Rolle‘ unterschiedlicher Be-
teiligter in Kinderschutzfällen (Fachkraft, Vormund, Polizei, 
Mutter, Hebamme etc.) nachgespürt und anhand daran exemplarisch 
herausgearbeitet, welche normative und fachliche Innovationen 
den Blick erweitert und versierter, komplexer und heraufordern-
der ‚gemacht‘ haben. In einem kurzen Fokus wurde beleuchtet, 
inwieweit die These ‚Deutschland schütze seine Kinder‘ (Biesel et. 
al 2019) haltbar und wie voraussetzungsreich dies ist (vgl. Böwer 
2019). Dabei stand die unmittelbare kreativ-reflexive Erfahrungs-
ebene in einem offenen Workshopprozess, nicht wie bei Fallanalysen, 
(vgl. NZfH 2019) die Dokumentation des Prozesses, im Fokus. Um die 
Erkenntnisse zu bündeln, soll an dieser Stelle der Blick ‚aufs Ganze‘ des 
Kinderschutzes geweitet werden – wie er von Politik, Öffentlichkeit und (angehenden) Fachkräften gesucht 
wird. Befunde aus dem „Fall Kevin“ werden mit der aktuellen Kinderschutz- und Jugendhilfeforschung ver-
knüpft. Parallelen zu neueren Fällen (insbesondere dem aus Lügde3) sollen aufgezeigt werden. Damit soll sicht-
bar werden, zu welchen Erkenntnissen ein organisationspädagogischer Blick auf die Arbeitsbündnisse, die Kon-
texte und die Rahmenbedingungen des Kinderschutzes heute führen kann und damit eine Antwort auf die Frage 
im Titel gegeben werden, was ‚das Reden‘ (besser: das Nachdenken, Gestalten und Beforschen) im Kinderschutz 
‚gebracht‘ hat.

Kinderschutz als Begriff

Zunächst ein paar grundlegende, einordnende Punkte: Dass Kinder durch Vernachlässigung und Gewalt Drit-
ter zu Schaden kommen, ist ein soziales Phänomen unserer Gesellschaft (vgl. etwa: Deegener/Körner 2005, 
Retkowski et al. 2018). Soziale Phänomene lassen sich nicht ‚abschalten‘ – keine, auch eine noch so enge Ko-
operation, welcher Dienste auch immer, kann sicher verhindern, dass ein Kind zu Schaden kommt. Die Sorge 
für das Wohl von Kindern liegt aus guten verfassungsgeschichtlichen Gründen bei den Eltern. Sie sind – wie 
wir Fachleute im Kinderschutz es nennen – die „ersten“ Kinderschützer. Eltern sind in ihrer Sorge um das Kind 
zu unterstützen und es ist – wenn sie zur Sorge nicht hinreichend in der Lage sind – stellvertretend für sie zu 
handeln und Kinder, um deren eigenständige Kinderrechte es geht, solang als geboten in schützende Obhut zu 
nehmen. Das ist die Aufgabe von staatlicher Gemeinschaft, die Jugendämter und andere soziale Dienste über-
nehmen. Von den Anfängen institutionellen Kinderschutzes bis heute lassen sich elementare fachliche Pers-
pektivwechsel vom eingriffsorientierten zum modernen Kinderschutz und substantielle fachliche Innovationen 
vom ermittelnden Fürsorgeamt zum dienstleistungsorientierten Amt für soziale Dienste, von der Kinderschutz-
ambulanz und klinikeigenen Kinderschutzteam zum trägerübergreifenden Kindernotdienst etc. feststellen (vgl. 
zu Anfängen und Traditionslinien Fürniss 2005; zu Kinderschutz und Frühen Hilfen als Trendbegriffen: Schone 
2018, zur fachlichen Innovation der Insoweit erfahrenen Fachkraft: Heinitz/Slüter 2018, zum medizinischen Kin-
derschutz Herrmann et al. 2016, zu aktuellem Stand von Forschung, methodischem Handeln und Praxis: Böwer/
Kotthaus 2018).  

Professioneller Kinderschutz und Kinderschutzfehler

Einer problematischen Entwicklung Einhalt zu gebieten (d.h. das Wohl des Kindes zu schützen) und zu besserer 
psychosozialen Entwicklung beizutragen (d.h. das Kindeswohl zu fördern) – diese zwei Seiten professioneller 
Kinderschutzarbeit (vgl. ebd., S. 9) sind in zahlreichen, auch aktuellen Fällen nicht im Blick gewesen oder haben 
den Eintritt späterer Schäden für das Wohl der betroffenen Kinder nicht verhindert, auch wenn dies möglich ge-
wesen wäre. Denn dabei ist zwischen Umständen zu unterscheiden, die gar nicht bekannt und erst rückblickend 
offenbar werden und zwischen Dingen, die bei fachlich fundierter Einschätzung nach den Regeln der fachlichen 
Kunst deutlich geworden wären – d.h. es ist in nicht-vermeidbare und vermeidbare Fehler zu unterscheiden (vgl. 
NZfH 2019). 
Im aktuellen Fall im nordrheinwestfälischen Lügde, zu dem ein Untersuchungsausschuss des Landtages einge-
richtet wurde, der polizeiliches, staatsanwaltliches wie jugendamtliches Handeln in den Blick nimmt (vgl. Land-
tag NRW 2019), weisen neben Medienberichten auch offizielle Stellungnahmen (vgl. Landkreis Hameln-Pyr-
mont 2019) auf vermeidbare fachliche Fehler hin, die im Kontext der Pflegekinderhilfe im Jugendamt gemacht 
wurden. Im Raum steht dabei u.a. die Frage, ob die Unterbringung des Kindes in (jene) Vollzeitpflege durch das 
Hamelner Kreisjugendamt so hätte erfolgen dürfen, ob sie hinreichend begleitet wurde und hätte beendet wer-
den müssen, inwieweit welche fachlichen, üblicherweise immer kollegialen Einschätzungsprozesse überhaupt 
durchgeführt wurden, welche Wahrnehmungen die beteiligten Fachkräfte leiteten sowie inwieweit und warum 
Hinweise nicht aufgegriffen oder in Bezug zueinander gesetzt wurden (u.a.m.).

Fallwerkstätten und ‚gute Gründe, so zu handeln‘

Bürgerinnen und Bürger, aber gerade auch die Kinder, Jugendlichen und Familien, ob unmittelbar betroffen oder 
nicht, haben – auch dies ist Ausdruck professionellen Kinderschutzes – ein Anrecht darauf, dass der Frage nach 
Versäumnissen staatlicher Sorgeinstitutionen umfänglich nachgegangen wird. Hierzu läge es nahe (und d.V. ist 
dafür eingetreten, s. Fn.3), auf inzwischen etablierte fachliche Verfahren der Fallwerkstätten bzw. Falllabore 
(vgl. dazu NZfH 2019) zurück zu greifen und damit das Vorgehen des fallführenden Hamelner Jugendamtes 
und anderer Beteiligter im Fall des untergebrachten Pflegekindes ähnlich anderer Fälle (z.B. Schwerin, vgl.  
Biesel 2011, Hamburg, vgl. Enquete-Kommission 2018, Staatsministerium Baden-Württemberg 2019) zu unter-
suchen. Denn dabei geht es nicht nur darum, in anderen Fällen künftig fachlich angemessen(er) zu handeln und 
junge Menschen gelingender zu schützen. Wie wir aus anderen gescheiterten Kinderschutzfällen wissen, gab 
es im Fallverlauf ‚gute Gründe so zu handeln‘: man folgte ja dem Wunsch der Kindesmutter, richtete Hilfen 
ein, Hinweise ließen sich nicht bestätigen, dem Kind schien es ‚ja soweit‘ gut zu gehen, es gelang ‚Kontakt‘ zu 
halten etc. Umso gravierender dann die Folgen dieses Handelns ausfallen: die nach Kinderschutzfehlern vor 
Ort verbleibenden Fachkräfte sind verunsichert, verschanzen sich ‚präventiv‘ zur Selbstsicherung in umfäng-
licher Aktendokumentation. Sie benötigen Unterstützung, um selbst aus Fällen von sexualisierter Gewalt zu 
lernen und in anderen Fällen, die sie just in dieser Zeit bearbeiten, handlungssicher zu sein. Beispiele, wie hier 
die Praxis selbst zur lernenden Organisation wird, finden sich publiziert aus Dormagen, Bremen und Erlangen 
(s. Literatur am Schluss des Beitrages). Auch parlamentarische Gremien konnten einiges zur Klärung beitragen 
(vgl. Bremische Bürgerschaft 2007; Stadt Schwerin 2008 zit. n. Boecker 2010), das von der Öffentlichkeit zu-
recht erwartete Ziel eines gelingenderen Kinderschutzes können sie allein nicht erreichen. Ein gelingenderer 
Kinderschutz (vgl. Böwer 2012) scheint, greift man auf Fallstudien aus der verhaltenswissenschaftlichen Ent-
scheidungsforschung zurück, eher wahrscheinlich, wenn die Akteur_innen im Hilfesystem sich selbst mit ihren 
‚blinden Flecken‘ beschäftigen, grobe Vereinfachungen vermeiden lernen, ‚schwache Signale‘ näher betrachten 
und das Wissen anderer Beteiligter und Dritter einbeziehen und wertschätzen (vgl. dazu: Weick/Sutcliffe 2016; 
Brückner/Böwer 2015; Gebauer 2017, NZfH 2019). 
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Grobe Vereinfachungen und Fachkultur

Aus der Kinderschutzforschung ist bekannt, dass es in
den oftmals komplexen Fallzusammenhängen zu
fachlichen und subjektiven ‚Blindstellen‘ kommen
kann, sodass Fehleinschätzungen entstehen, die erst
später nach fatalem Ereignis off ensichtlich werden
(vgl. u.a. Böwer 2012, Wolff /Biesel 2013). In einer ganzen Reihe von gescheiterten Kinderschutzfällen (vgl.
für die Medizin erstmals: Kempe et al. 1962, für das BMFSFJ als Expertise: Fegert et al. 2008) ist deutlich
geworden, dass sog. ‚grobe Vereinfachungen‘ im Fallzusammenhang und eine nicht bestehende fachliche Kul-
tur der kollegialen Fallbearbeitung dazu führen können, dass fachfremde Entscheidungsprämissen eingeführt, 
aufrecht erhalten oder einmal entstandene Wahrnehmungen nicht mehr korrigiert werden, auch wenn andere 
(insoweit ‚schwache‘) ‚Signale‘ (Erkenntnisse, Informationen, Sorgen, Interventionen) von ‚extern‘ kommen. So 
wurde etwa im Bremer „Fall Kevin“ der später der Tötung des Kindes schuldig gesprochene ‚Ziehvater‘ von den 
verantwortlichen Fachkräften unbeirrt weiter als ‚liebevoll‘ wahrgenommen, obwohl Dritte ihn schon in einem 
frühen Stadium des Falls bereits als aggressiv beschrieben; die Umsetzung von Handlungsabsichten wurde 
nicht überprüft und nicht fachlich vernetzt begleitet; das Wohl des Kindes nicht regelmäßig persönlich und 
nicht kollegial gemeinsam mit den sonst rund um das Kind fachlich Beteiligten überprüft (vgl. Bremische Bür-
gerschaft 2007, Böwer 2012). Entsprechend ist es in ‚gescheiterten‘ und möglichst schon vorab in ‚komplexen‘ 
Kinderschutzfällen ratsam, die (bestehende) Fachkultur innerhalb von Jugendämtern (und an Schnittstellen wie 
in freien Trägern etc.) in den Blick zu nehmen. So empfehlen Expert_innen u.a., nicht nur in Hausbesuchen, son-
dern in diesen Fällen auch weiter stets kollegial zu zweit zu arbeiten (vgl. NZfH 2019). 

Jugendämter in der Stadt und im ländlichen Raum

Schaut man auf die derzeit 559 Jugendämter in Deutschland, wird ein interessantes Strukturmerkmal aktu-
ell hervorgehoben: das Maß der Expertise. Jugendämter sind zu 38,3% kleine Organisationen mit bis zu 50 
Mitarbeitenden (bei über die Jahre klar fallender Tendenz) und (mit hingegen wachsender Tendenz) zu 39,8% 
mittelgroße Organisationen mit 50-100 Mitarbeitern (weitere 17,4% haben 100-250 und 4,5% 250 und mehr 
Mitarbeitende; vgl. Autorengruppe Kinder- und Jugendhilfestatistik Univ. Dortmund/DJI 2019, S. 176). Damit 
liegt die fachlich steuernde Kompetenz für Fragen der Kinderrechte, Bildung und Betreuung in Kitas, in der Ju-
gendarbeit, in den Hilfen zur Erziehung, Pfl egekinderdienst und die Sorge um das Kindeswohl nach Kenngrößen 
der Europäischen Kommission im unteren Mittelständlersegment mit börsenwertigem Finanzumsatz (45 Mrd. 
€ im Jahr 2016); das bundesweit kleinste Jugendamt der Stadt Altena war 2016 für 2.600 Kinder/Jugendliche 
und das bundesweit größte Jugendamt der Stadt München für 225.000 Kinder und Jugendliche zuständig 
(ebd., S. 174). Es gibt massive Unterschiede in den Einzugsgebieten, z.B. KJA Mecklenburgische Seenplatte 
mit 5.470km² versus Stadt Mayen mit 6km². Besonders in NRW gibt es eine hohe Fragmentierung: ¾ der 186 
Jugendämter sind bei kreisangehörigen Gemeinden angesiedelt, während z.B. in Niedersachsen Jugendamtsar-
beit meist Kreisaufgabe ist (ebd., S. 173), was der (allerdings nicht ganz unproblematischen) deutschlandweiten 
Tendenz hin zur Fläche entspricht. Viele verfügen (trotzdem) nicht über eine auskömmlich besetzte zielgruppen-
bezogene Kinder- und Jugendhilfeplanung (Durchschnitt: 1 v. 54 Vollzeitäquivalenten in nur 61,2% aller Ämter, 
wobei 94,9% eigenständige ASD vorhalten; vgl. ebd., S. 172; unterstützend: NZfH 2018, S.21). 

Jugendämter und Qualitätsmerkmale

Jugendämter verfügen selten über lokal ausgearbeitete und öff entlich sichtbare Qualitätsstandards im Kinder-
schutz (vgl. Kindler 2013; NZfH 2018). Infolgedessen wurde im Jahr 2007 als ein qualitätssondierendes Institut 
(auch) für den Kinderschutz ein Nationales Zentrum Frühe Hilfen (NZfH) bei der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung in Köln angesiedelt. Inwieweit dies von der Ebene der hier modellprojektförmig kooperierenden 

Jugendämter nach vor Ort und in der Fläche zu positiven Eff ekten führt, ist wissenschaftlich noch off en (vgl. 
aktuell: NZfH 2019). Auch im Hinblick auf frühere, von der inhaltlichen Anlage her überzeugende Initiativen 
auf Landesebene lässt sich die gegenwärtig (z.B. von Beckmann 2019) unter Verweis auf Art. 3 UN-Kinder-
rechtskonvention erneut ins Feld geführte Forderung nach einer Stärkung des Landesjugendamtes nachvoll-
ziehen – allerdings nicht verstanden als obrigkeitliche Aufsichtsbehörde, sondern als fachkompetente Institu-
tion der systematischen Qualitätsentwicklung von und für Jugendämter. Damit würde einerseits den Interessen 
der Kinder, Jugendlichen und Familien auf einen landeseinheitlich guten Kinderschutz, ein landeseinheitliches 
qualitätsvolles Pfl egekinderwesen und andere vernetzte familienorientierte Hilfen entsprochen, als auch Fach- 
und Führungskräften der Rücken gestärkt, die systematischen fachlichen Dialog suchen und – verbreitet, wenn 
auch nicht durchgängig – in der kommunalen Behördenebene anderen Sach- und Finanzzwängen unterworfen 
sind. Expert_innen des Deutschen Jugendinstituts (DJI) haben in ihrer Studie zur Lage der bundesdeutschen 
Jugendhilfe jüngst unterstrichen: „Nötig sind fachlich starke Jugendämter“ (DJI 2019).

Kooperation im Kinderschutz

Kinderschutz ist immer ein multiprofessioneller und multiinstitutioneller Auftrag. Keine Institution – d.h.: kein 
Jugendamt, gleich wie es fachlich, personell und strukturell aufgestellt sein mag – kann ihn allein erfolgreich 
wahrnehmen. Kooperation im Kinderschutz ist – unter hohen Anforderungen an den Datenschutz – seit vielen 
Jahren etablierter fachlicher Standard für alle Einrichtungen und Dienste der öff entlichen und freien Jugend-
hilfe, Schulen, Kliniken und niedergelassenen Ärzte, Therapeut_innen und andere Fachleute. Gesetzgeberische 
Initiativen wie das Bundeskinderschutzgesetz haben Kooperation verstärkt ins Zentrum der Kinder- und Ju-
gendhilfe gestellt und Erfolge sind erkennbar (vgl. BMFSFJ/Bericht der Bundesregierung 2015). Kooperation 
aber lässt sich nicht einseitig verordnen, sondern muss in alltäglicher Praxis gewollt und geübt sein, gerade im 
Kinderschutz (vgl. van Santen/Seckinger, DJI, 2018).
Der Fall des Hamelner Pfl egekindes und die Vorfälle umfangreicher sexueller Gewalt auf dem nordrheinwestfä-
lischen Campingplatz in Lügde rufen die Frage nach der Qualität der Kooperation im Kinderschutz vor Ort und 
darüber hinaus auf. Nun lassen sich in jedem Bundesland, auch in Niedersachsen, eine lange Reihe von Initiativen
mit einiger Sichtbarkeit feststellen (vgl. näher: Portal „www.kinderschutz-niedersachsen.de“). Gleichwohl 
verweisen aktuelle Studien darauf, dass fachliche und institutionelle Arbeitsprozesse in den beteiligten Diensten 
und Fachstellen darauf hin zu betrachten sind, inwieweit sie gute Kooperationskulturen ermöglichen, schaff en 
und sicherstellen (vgl. NZfH 2018, DJI 2019). Gerade in der Pfl egekinderhilfe ist Kooperation mit Kita, Schule, 
Mediziner_innen, Pfl egeeltern und Herkunftsfamilie – mit Blick auf das Pfl egekind, seine aktuelle Situation, 
seine Bedürfnisse und seine Kinderrechte – ein elementarer fachlicher Standard (vgl.  Kindler et al. 2011). In 
der öff entlichen Berichterstattung (u.a. des Landkreises) zum Fall des Hamelner Pfl egekindes werden solche 
kooperativen Dialoge nicht sichtbar. Daher liegt es nahe, im Miteinander der Städte und Landkreise und auch der 
Fachverbände und der Ausbildungsstellen mehr über eine kooperationsorientierte Kinderschutzpraxis nachzu-
denken. Denn gleich ob in Lügde oder im „Fall Kevin“: Nicht nur, dass Gefährdungsmeldungen immer wieder von 
‚Dritten‘ kommen oder dass Dienste tätig werden – oft verlaufen Hilfen im Sande, weil Akteure nicht vernetzt 
sind. Es gilt, vorliegende Erfahrungen und Ansätze zu nutzen: So legte die „Arbeitsgemeinschaft der wissen-
schaftlichen medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) nach langjährigen Vorarbeiten unlängst eine dezidierte, 
kooperationsbezogene Kinderschutzleitlinie vor (ebd., 2019). Denkbar und aus Sicht des Verfassers auch geboten
sind Maßnahmen auf der Ebene der Ausbildungsstätten für angehende Fachkräfte (vgl. KatHO 2018 zum 
‚Paderborner Modell ‚Kompetent im Kinderschutz‘, NZfH 2018), - wie schon erwähnt – Falllabore/Fallwerk-
stätten zu schwierigen Fallverläufen (NZfH 2019), gemeinsame Qualitätszirkel und anonymisierte Fallberatung 
etc. Aus der Kinderschutzforschung wissen wir, dass für einen gelingenden Kinderschutz neben der Kompetenz 
der Fachkräfte, der fachlichen Wertschätzung innerhalb und zwischen den Facheinrichtungen insbesondere der 
erklärte Wille politischer, administrativer und fachvorgesetzter Verantwortungsträger zu fachlich innovativen 
Praxen zu kommen, entscheidend ist, damit der „Job“, den professionelle Kinderschützer_innen alltäglich ma-
chen, gut gelingt (vgl. nochmals: Böwer 2012).
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	 Systemfehler, Fallzahlobergrenze, junge Fachkräfte

Verschiedentlich wird die These geführt, es gäbe ‚Systemfehler‘ und Jugendämter seien personell nicht ausrei-
chend ausgestattet (so z.B. die mit Messmängeln behaftete Studie von Beckmann et al. 2018; vgl. u. Mühlmann 
2018, 2019). Alle komplexen ‚Systeme‘, technische wie soziale, sind fehleranfällig und nie ‚fertig‘, Organisationen 
müssen stets mit Unsicherheit umgehen (Apelt/Senge 2015). Kinderschutzfehler entstehen konsequenterweise 
in den Strukturen und an den Schnittstellen des Kinderschutzes, sie sind (daher) systembedingt immer mehrdi-
mensional – es gilt, diese Erkenntnisse aber auch zu nutzen (Gebauer 2017). Die Ausgaben der öffentlichen Hand 
für die Kinder- und Jugendhilfe haben sich in den Jahren 2006 bis 2016 mehr als verdoppelt. Was Ausstat-
tung anbelangt, muss man die unterschiedliche Komplexität der Fälle, räumliche Disparitäten zwischen Stadt 
und Land, ein mit 25,2 % (2016; 2006 noch 35,2%) nicht geringes Maß an Teilzeitstellen, einen erheblichen 
Personalumbruch (Generationswechsel), Fluktuation sowie die Vielfalt an Aufgaben der Fachkräfte u.a.m. ein-
beziehen (vgl. näher: Pamme/Merchel 2014, Autorengruppe Kinder- und Jugendhilfestatistik 2018, Pothmann/ 
Mühlmann 2018, Mühlmann 2019). Ferner sind örtliche Personalbemessungsverfahren zu betrachten: gilt hier 
als ein Fall ein Sorgerechtsinhaber mit eventuell mehreren Kindern oder ein betroffenes Kind mit Hilfebedarf 
(vgl. dazu Pamme/Merchel 2014; prononciert: BAG ASD/KSD 2019)? Will man, wie unlängst in der Amtsvor-
mundschaft eingeführt, nominell Zeit, Aufmerksamkeit und Sorge für den einzelnen Kinderschutzfall erreichen, 
ist eine bundesgesetzliche Fallzahlobergrenze geboten – derzeit ist bei kontinuierlichem Anstieg der erbrachten 
Hilfen insgesamt pro Vollzeitkraft von durchschnittlich geführten 45,3 ‚Fällen‘ auszugehen, 35 Fälle maximal 
wären gefordert (vgl. BAG ASD/KSD 2019, 2018). Allerdings ist die quantitative Perspektive allein unzureichend: 
Denn während in den letzten acht Jahren die Zahl der Fachkräfte im Jugendamt bundesweit deutlich gestiegen 
ist – von im Jahr 2006 28.158 auf 43.565 Vollzeitäquivalente im Jahr 2016 (DJI 2019) – sind es vor allem junge 
Fachkräfte, die dort tätig wurden und nun auf komplexer gewordene Anforderungen in einem „ASD im tief-
greifendem Wandel“ (vgl. Autorengruppe, S. 186) treffen – womit ein hohes Burnout-Risiko einher geht, was 
wiederum mit organisationskulturellen Fragen korrespondiert (vgl. dazu die Studie von Klomann 2014). 
So schließt sich der Kreis: notwendig sind –fachlich gestärkte– Jugendämter im kooperativen Kinderschutz, 
damit dieser, wenn auch nicht fehlerfrei, aber besser denn zuvor gelingt!
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„schwierige“ Kinder, Fälle und ein methodisches Konzept, 
sozialpädagogisch zu verstehen und zu diagnostizieren1

Der spezifische Blick: 
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Prof. Dr. Sabine Ader
Dipl.-Pädagogin, lehrt im Fachbereich Soziale Arbeit an der 
Katholischen Hochschule Nordrhein-Westfalen zu den Schwer-
punkten ‚Theorien und Konzepte Sozialer Arbeit‘ und ‚Kinder- 
und Jugendhilfe‘.

Fälle zu bearbeiten, belastende Lebenssituationen zu verstehen, das Wohl von Kindern im Blick zu haben 
und mit den Adressat_innen nach Wegen zu suchen, ihren Alltag gelingender gestalten zu können, ge-
hört zum traditionsreichen Kerngeschäft der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere in den Erziehungs-

hilfen. Fragen nach den „besonders schwierigen“ Kindern und Familien, danach, was denn überhaupt der Fall 
ist und was Fallverstehen und sozialpädagogische Diagnostik bedeuten, beschäftigen die Fachdiskussionen seit 
langem. Besonders das Ringen um die angemessenen Konzepte für ein professionsspezifisches Verstehen und 
Diagnostizieren – gerade auch in Kinderschutzfällen – prägt in den letzten Jahren die Debatte erneut und deut-
lich (z.B. Ader/Schrapper 2020; Buttner u.a. 2018; Schrapper 2015; Gahleitner u.a. 2013; Heiner 2010). Das hier 
vorgestellte Konzept für einen sozialpädagogischen Zugang der fachlichen Analyse und Deutung bewegt sich 
im Kontext dieser Diskurse und ist über Jahre gemeinsam mit Fachkräften und in Institutionen der Kinder- und 
Jugendhilfe entwickelt worden, vor allem in den Sozialen Diensten der Jugendämter, aber vielfach auch mit 
Freien Trägern (dazu u.a. Ader/Schrapper/Thiesmeier 2001; Ader/Schrapper 2004; zusammenfassend zuletzt 
Schrapper 2013a). Wesentlich ist dabei das spezifische Verständnis des Gegenstands für Fallverstehen und 
Diagnostik als auch der konzeptionelle Ansatz, der die institutionelle Eingebundenheit sowie die Beziehungs-
dimension sozialpädagogischen Handelns bewusst einbezieht. Ausgangspunkt dieser Überlegungen war vor gut 
fünfzehn Jahren die (erneute) forschende Beschäftigung mit den „besonders schwierigen“ Kindern und Familien 
(vgl. Henkel u.a. 2002).     
 
In diesem Beitrag, der auf vielen gemeinsamen Arbeiten insbesondere mit Christian Schrapper basiert, wird 
zunächst ein Blick auf die „(besonders) Schwierigen“ geworfen, um die Begrenzung dieser Perspektive für die 
fallanalytische Arbeit aufzuzeigen. Im Anschluss wird der professionsspezifische Blick für Verstehen und Dia-
gnostizieren skizziert, der diesen Ansatz leitende Fallbegriff beschrieben und dann ein daraus resultierendes 
Konzept für Verstehensprozesse vorgestellt. Abgeschlossen wird der Beitrag mit einer kurzen Reflexion zum 
„Nutzen“ des Konzeptes sowie zu Entwicklungsbedarfen für die fachliche Verstehens- und Diagnosetätigkeit.



Beiträge

4544

Die „(besonders) schwierigen“ Kinder und Familien in der Jugendhilfe 

Vielen Jugendhilfe-Fällen, die als schwierig gelten, ist gemein, dass sie die Jugendhilfe und ihre Kooperations-
partner an ihre Grenzen bringen (vgl. z.B. Ader/Klein 2011, Schwabe 2010): an die Grenzen ihrer Strukturen 
und Handlungskonzepte, ihrer Zuständigkeiten, ihrer gesetzlichen Aufträge und Finanzen, an die Grenzen der 
professionellen Geduld und auch an die Grenzen öffentlicher Akzeptanz für abweichendes und auffälliges Ver-
halten.  Gemeinsamkeiten liegen jedoch vor allem auch in den Lebensläufen der Adressat_innen. Die biografisch 
erfahrenen Muster der Beziehungsgestaltung von Kindern in belasteten Lebenssituationen sind geprägt durch 
ein hohes Maß an Unzuverlässigkeit und Unsicherheit, Vernachlässigung und Gewalt, Versagung und Enttäu-
schung. Auch ihre Eltern sind häufig schon in ihren Entwicklungsbedürfnissen und Lebensgrundlagen einge-
grenzt worden. Die erlittene Not wird weitergegeben und realisiert sich für die Kinder in Form von Beziehungs-
unfähigkeit, zerstrittenen Beziehungen, Bezugspersonenwechsel, häufig scheiternden Anläufen der Eltern, es 
in neuen Partnerbeziehungen besser zu machen, in ambivalenten Versuchen, eine ‘gute Mutter‘ oder ein ‘guter 
Vater‘ zu sein oder in resignativem Rückzug und hilflosem Protest. Die nicht lösbaren Probleme aller Beteiligten 
verschränken sich zu eskalierenden beidseitigen Enttäuschungen, Beziehungskonflikten und Machtdemonstra-
tionen und werden für das Umfeld oftmals als Symptome von Dissozialität und Grenzüberschreitung sichtbar 
(vgl. z.B. Rätz-Heinisch u.a. 2014; Ader 2006; Urban 2004). Zu diesem Faktorenbündel psychischer und sozia-
ler Not kommen in vielen Fällen sozioökonomisch belastende und aktuell krisenhaft zugespitzte Familien- und 
Lebensverhältnisse hinzu. Materielle Armut, Arbeitslosigkeit, Wohnungsnot und Probleme wie Alkoholismus 
und Drogensucht prägen den Alltag vieler Familien. Es sind also vielfach bekannte und empirisch belegte Be-
dingungen, die Kinder und ihre Familien in existentielle Schwierigkeiten bringen – und für die Kinder mitunter 
lebensbedrohlich werden.

Dies allein erklärt i.d.R. aber nicht, weshalb Kinder und Familien zu „den Schwierigen“ werden. In der Analyse 
von Hilfeprozessen solcher Fälle zeigt sich, dass sich in den institutionellen Ereignissen bzw. Verläufen gerade 
für die Kinder oftmals bekannte Muster reprduzieren, die von den Fachkräften und ihren Institutionen nicht oder 
nicht früh genug verstanden werden und in ihrer Wirkung die Probleme verschärfen können (vgl. Ader 2006; 
Ader/Schrapper 2002). Typisch für professionelle Wahrnehmungs-, Deutungs- und Interventionsprozesse der 
Jugendhilfe und ihrer Kooperationsartner sind u.a. folgende Dynamiken:

	 → 	Kinder in Schwierigkeiten haben meist vielfältige Erfahrungen mit der Jugendhilfe und  
		  auch mit der Psychiatrie. In den ‘Maßnahmeketten‘, die sie durchlaufen – jeweils bis zu  
		  dem Zeitpunkt, an dem sie „nicht mehr tragbar sind“ – spiegeln sich die Ambivalenzen  
		  und Diskontinuitäten ihrer Familien: der Wechsel von Neubeginn und Abbruch, von  
		  Hoffnung und Enttäuschung, von Zuwendung und Gleichgültigkeit, von Übergriffigkeit  
		  und Begrenzung (vgl. eindrücklich auch Blandow 1996). Die Differenzierung der Jugen-d 
		  hilfe sowie die zielgruppenbezogene Spezialisierung von Angeboten und Handlungskon- 
		  zepte haben somit auch ein für die betroffenen jungen Menschen belastendes ‘Prinzip  
		  der Delegation‘ zur Folge.

	 →	 Die Genese eines problematischen Lebensverlaufes in seinem familiären und sozia- 
		  len Zusammenhang gerät aus dem Blick, je mehr sich die verselbständigte Symptomatik  
		  in den Vordergrund schiebt. D.h. die Fallbearbeitung ist häufig eindimensional auf das  
		  auffällige Verhalten eines Kindes fixiert, der Blick auf das Familien- und Hilfesystem  
		  spielt demgegenüber nur eine geringe oder gar keine Rolle (› Symptomorientierung).

	 →	 Immer wieder prallen im Hilfeprozess unterschiedliche (teils unbewusste) Wertesyste- 
		  me aufeinander. Die Wertvorstellungen der Familien stehen dabei meist konträr zu den  
		  Werten der Helfer_innen und ihrer Organisationen. Schnell erfolgt eine Verstrickung in  
		  die Falldynamik; persönliche und institutionelle Wahrnehmungs- und Deutungsmuster  
		  werden nicht regelhaft reflektiert und es kommt zu wirkmächtigen Übertragungen und  
		  Re-Inszenierungen (vgl. Glenn 2017). Auch geraten die Professionellen oftmals in ein Di- 
		  lemma: Sie wollen „das Beste für ein Kind und erfahrenes Leid wieder gut machen“, an- 
		  gesichts sozialer Realitäten und begrenzter Handlungsmöglichkeiten können sie dies  

		  aber nicht erreichen. Gefühle der Enttäuschung und Ohnmacht entstehen und werden  
		  mitunter gegen diejenigen gerichtet, die sie auslösen (› Idealisierung; Überbewertung  
		  normativer Orientierungen).

	 →	 Beim Zusammenwirken unterschiedlicher Unterstützungs- und Kontrollsysteme kommt  
		  es aufgrund unterschiedlicher Aufträge und Zielvorstellungen häufig zu Interessenkolli- 
		  sionen. Gerade in den „schwierigen“ Fällen gelingt die Kooperation zwischen unter- 
		  schiedlichen Institutionen immer weniger, je kritischer die Situationen werden. Sich zu- 
		  spitzende Krisen führen dazu, dass sich die beteiligten Organisationen zunehmend auf  
		  die eigenen Zuständigkeiten zurückziehen und eine Abwertung des Gegenübers vorneh- 
		  men. Ungeübte Kooperation werden in dem Maße brüchig, in dem der Außendruck  
		  wächst. 

Deutlich zeigen sich in Fallstudien (z.B. Schrapper 2013b; Ader 2006; Urban 2004) die Analogien in Hilfe- und 
Klientensystemen. Es sind nicht singuläre Ereignisse und Erfahrungen von Kindern in ihrem familiären Umfeld, 
die dazu führen, dass sie stolpern und sie bzw. ihre Familien zu Grenzfällen werden, sondern es ist i.d.R. immer 
das Zusammenwirken verschiedener Faktoren im Klienten- und Hilfesystem. D.h. die professionelle Interpreta-
tions-, Entscheidungs- und Handlungsmuster können zur Verschärfung von Fallverläufen beitragen und müssen 
somit zwingender Bestandteil der diagnostischen Tätigkeiten sein. Ein „schwieriger“ Fall hat meist auch eine 
„schwierige“ Organisationsgeschichte. 

Was bedeutet „sozialpädagogisch“ zu verstehen und zu diagnostizieren?

Seit ihren Anfängen im ausgehenden 19. Jahrhundert ist das Feld der Jugendwohlfahrt – heute Kinder- und 
Jugendhilfe – ein bedeutsames Handlungsfeld der wissenschaftlichen Disziplin Sozialpädagogik und damit in 
einer sozialpädagogischen Theorietradition der Begründung, Reflexion und Konzeption von Erziehung und Bil-
dung in der Spannung von Individuum und Gesellschaft verortet (Mollenhauer 1996). Entsprechendes Han-
deln beruht „auf einer sich verwissenschaftlichenden Jugendkunde bzw. Jugendforschung“ (Braun u.a. 2011, S. 
15) und beschäftigt sich mit dem Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen sowie der „Erziehungstatsache“ 
(Bernfeld 1979). Kernbegriffe sozialpädagogischer Geschichte und erziehungswissenschaftlichen Forschens 
und Handelns sind Erziehung, (Selbst-)Bildung und Entwicklung sowie mit Blick auf den Prozess und das Ziel 
von Erziehung die Begriffe von Autonomie und Mündigkeit – immer im Spannungsverhältnis zu gesellschaftlich 
erwarteter Verantwortungsübername. 

Der sozialpädagogische Blick richtet sich dabei vor allem auf die konkreten Lebenssituationen von Kindern und 
Jugendlichen mit der Frage, was diese – maßgeblich zunächst von ihren Eltern – an Erziehung und Versorgung 
brauchen, um sich gesund und eigenständig entwickeln zu können. Wesentlich für die Konzeption einer spezi-
fischen Diagnose- und Verstehensarbeit in diesem Feld ist es daher auch, ihren Gegenstand und ihre Fragestel-
lungen in diesem Kontext zu bestimmen: Zum einen bedeutet dies, in der Fallarbeit die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen zentral zu setzen. Zum anderen, diese Belange nicht naiv zu begreifen, sondern immer in den 
Kontext gesellschaftlicher Bedingungen und Erwartungen einzuordnen.

Die disziplinäre Anstrengung, muss also vor allem auf Prozesse der Versorgung, Erziehung und (Selbst-)Bildung 
junger Menschen bezogen sein, nicht zuerst auf soziale Probleme Erwachsener oder psychosoziale Auffällig-
keiten junger Menschen. Dies bedeutet nicht, dass z.B. die materiellen Lebensbedingungen einer Familie oder 
die psychische Erkrankung eines Elternteils keine wichtigen Bedingungen elterlicher Erziehungsanstrengungen 
und kindlicher Bildungsprozesse sind, die von Fachkräften Sozialer Arbeit eingeschätzt werden müssen. Gelei-
tet wird ein (sozial-)pädagogisches Fallverstehen und Diagnostizieren allerdings von der Frage nach dem Sinn 
und der Funktion, die ein als auffällig oder störend wahrgenommenes Verhalten in der Lebenspraxis und der 
Bildungsgeschichte von Kindern und Jugendlichen hat. D.h. Handlungen wie Stehlen, Weglaufen, aggressive 
Ausbrüche, Sich-entziehen oder Lügen sind zuerst so zu verstehen, dass deutlich wird, welche subjektiv sinn-



2  In 2004 haben Heiner/Schrapper den Begriff „Diagnostisches Fallverstehen“ vorgeschlagen, um beiden Dimensionen der zu gestaltenden Aufgabe gerecht 
zu werden. Mit Blick auf die Anwendung und Etablierung eines entsprechenden Konzepts in der Praxis scheint dieser jedoch für die Alltagskommunikation 
nicht ausreichend klar.  Ader/Schrapper sprechen derzeit von „Fallverstehen und sozialpädagogischer Diagnostik“, wohl wissend das zumindest auf disziplinä-
rer Ebene die Suche nach dem treffendsten Begriff vermutlich noch nicht zu Ende ist.  
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stiftende Funktion diesen Handlungen in der (Über-)Lebensstrategie und im Handlungsrepertoire eines (jungen) 
Menschen zukommt. Den Eigensinn und die Widersprüche, die Spannungen und Brüche in den Lebens- und Lern-
geschichten eines Menschen in ihrem subjektiven Sinn zu entschlüsseln ist der entscheidende Zugang eines 
explizit sozialpädagogischen Fallverstehens und Diagnostizierens in der Kinder- und Jugendhilfe – anders als es 
z.B. die Aufgabe einer psychiatrischen Diagnostik ist.

Und natürlich geht es besonders in den Erziehungshilfen neben dem fokussierten Blick auf junge Menschen 
immer auch um familiäre Lebenslagen und die Frage, ob und wie Eltern die Versorgung und Erziehung ihrer 
Kinder ausreichend gewährleisten können – gerade in Kinderschutzfällen. Aber auch dabei steht eben nicht die 
Feststellung und Klassifikation elterlicher Störungen und Defizite im Mittelpunkt. Auch das Handeln und die 
Vorstellungen von Eltern sind hinsichtlich der dahinterliegenden Erfahrungen und verinnerlichten Handlungs-
muster zu verstehen, wenn auch hier die Frage nach einer ausreichenden Sorge für ihre Kinder immer parallel 
und im Zweifelsfall vorrangig im Blick bleiben muss. 
 
Pädagogische Prozesse der Veränderung und (Bildungs-)Unterstützung für Kinder und Familien – und darum 
geht es in einer sozialpädagogischen Fallarbeit – können letztlich nur an den Selbstbildern, Selbsterklärungs-
ideen und Selbstbildungskräften der Adressat_innen ansetzen. Veränderung kann nur sehr begrenzt verordnet 
werden, sondern ist wesentlich an den Willen und die Eigenmotivation von Menschen gebunden (z.B. Schwabe 
2010). Pädagogisch wird Veränderung im Denken und Handeln begriffen als ein durch Erziehungshilfen oftmals 
zu unterstützender Lernprozess, sich ande- re, möglichst sozial akzeptiertere Vorstellun-
gen von „Selbst und Welt“ aneignen zu können. Allerdings müssen auch Päda-
gog-innen hierbei die Un-Normalität kindlicher Orientierungen oder die 
Risiken elterlicher Handlungen fundiert bewerten und normative 
Anforderungen formulieren.

Und in dem Zusammenhang werden auch die Differenz und Zusammen- 
gehörigkeit von Fallverstehen einerseits und sozialpädagogischer Diagnostik 
andererseits deutlich: als „zwei Seiten einer Medaille“, in (methodischem) Zu-
gang und Erkenntnis unterschiedlich und zu- gleich zwingend wechselseitig aufein-
ander bezogen.

Zum einen ist die fallanalytische Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe eine Verstehens-
leistung, hier bezeichnet als Fallverstehen. Hierfür bedarf es einer geschulten wie auch 
mitmenschlichen Anstrengung, einfühlend nachzuvollziehen, wie sich Not und Bedräng-
nis für Menschen anfühlen und welche in- neren Logiken sie antreiben. Dabei muss auch 
das in Sprache gefasst werden können, was Menschen selbst bislang unzugänglich oder 
unsagbar war. In diesem nur gemeinsam möglichen Prozess gilt es, sich emotional anzunähern, manchmal auch zu 
verwickeln, und doch fremd zu bleiben bzw. immer wieder in die Distanz zu gehen, um nicht unreflektiert in den 
familiären Dynamiken verstrickt zu bleiben. Deutlich wird, dass es bei dieser Aufgabe nicht um eine Zuordnung 
von Verhalten zu allgemeingültigen Erklärungsmustern gehen kann. Kinder und Eltern mit dem Blick auf die 
subjektive Bedeutung ihres Verhaltens, ihrer Symptome und ihrer Begrenzungen im Kontext ihres sozialen Ge-
wordenseins zu verstehen, ist etwas anderes, als sie z.B. einem Bindungsmuster zuzuordnen in der Hoffnung, 
daraus ergäbe sich eine klare Interventionsstrategie (vgl. Brandl 2016). 

Zum anderen bezeichnen wir mit dem Begriff der Diagnostik die ebenfalls notwendige analytische und durch-
blickende Anstrengung, die Dinge „beim Namen zu nennen“. Hier geht es vor allem um die Zuordnung zu einem 
anerkannten Allgemeinen (Müller 2012), für das Beschreibungs- und Erklärungswissen sowie geklärte theoreti-
sche Begriffe ebenso unverzichtbar sind wie die Fähigkeit, zu fachlich eigenständigen Positionierungen zu kom-
men. Neben der Verstehensleistung müssen zu Verhältnissen und Verhalten nachvollziehbare und begründete 
Hypothesen sozialpädagogischer Fachkräfte erarbeitetet werden, die möglichst objektiv (d.h. kriteriengeleitet) 
bewerten, ob Kinder und Jugendliche in ihren Lebenssituationen ausreichend gute Bedingungen für ihr Auf-
wachsen haben. In den Erziehungshilfen geht es oftmals um die professionelle Einschätzung von Gefährdungen 
und Entwicklungspotenzialen, die sich nicht allein auf die Selbstauskünfte und Selbstdeutungen der Kinder und 
Eltern sowie deren professionelle Interpretation stützen können.    

Was muss verstanden und diagnostiziert werden? Was ist der Fall?

In der Sozialen Arbeit geht es darum, dass Fachkräfte einen Zugang zu Menschen mit ihren spezifischen Anlie-
gen und Problemen finden. Der Begriff der Fallarbeit bzw. des Falls ist dafür gängig (immer noch prägend: Müller 
2012). Die theoretische Diskussion um den Fallbegriff, d.h. um die Frage, was denn genau „der Fall“ und damit 
zu durchblicken sei, ist in der Sozialen Arbeit ebenso traditionsreich wie strittig (vgl. Lüders 1999; Hanses 2001). 
Sozialpädagogisches Handeln in der Kinder- und Jugendhilfe ist wesentlich durch gesetzliche Aufträge geprägt 
sowie immer eingebunden in organisationale Bezüge. Zugleich ist es auch ein Beziehungsgeschehen zwischen 
allen Beteiligten. Das, was der Fall ist, konstituiert sich also in einem Dreieck von Biografie, institutionellem 
Kontext und professionellem Handeln, im Praxisalltag zumeist affektiv hoch aufgeladen (theoretisch hergelei-
tet: Ader 2006). Letzteres bedeutet, dass in der Interaktion aller Akteure psycho- und interaktionsdynamische 
Kräfte ebenso nachhaltig wirken wie die Eigendynamiken der beteiligten Organisationen. Diese Zusammenhän-
ge lassen sich wie folgt darstellen: 

Die fallanalytische Aufgabe impliziert somit Fallverstehen und Diagnostik2 in einem sozialpädagogischen Sinne 
und ist dabei auf den respektvollen Dialog und die Mitwirkung von Kindern, Eltern und anderen Akteuren in 
Familie und Umfeld zwingend angewiesen. Und sie vollzieht sich immer in einem dynamisches Beziehungs-
geschehen sowie einem institutionellen Kontext; beides wirkmächtige Faktoren, die keine Randerscheinung der 
Debatte um die angemessenen Konzepte sein dürfen (ausführlich: Ader 2006). 

Was muss verstanden und diagnostiziert werden? Was ist der Fall?

In der Sozialen Arbeit geht es darum, dass Fachkräfte einen Zugang zu Menschen mit ihren spezifischen Anlie-
gen und Problemen finden. Der Begriff der Fallarbeit bzw. des Falls ist dafür gängig (immer noch prägend: Müller 
2012). Die theoretische Diskussion um den Fallbegriff, d.h. um die Frage, was denn genau „der Fall“ und damit 
zu durchblicken sei, ist in der Sozialen Arbeit ebenso traditionsreich wie strittig (vgl. Lüders 1999; Hanses 2001). 
Sozialpädagogisches Handeln in der Kinder- und Jugendhilfe ist wesentlich durch gesetzliche Aufträge geprägt 
sowie immer eingebunden in organisationale Bezüge. Zugleich ist es auch ein Beziehungsgeschehen zwischen 
allen Beteiligten. Das, was der Fall ist, konstituiert sich also in einem Dreieck von Biografie, institutionellem Kon-
text und professionellem Handeln, im Praxisalltag zumeist affektiv hoch aufgeladen (theoretisch hergeleitet: 
Ader 2006). Letzteres bedeutet, dass in der Interaktion aller Akteure psycho- und interaktionsdynamische Kräf-
te ebenso nachhaltig wirken wie die Eigendynamiken der beteiligten Organisationen. Diese Zusammenhänge 
lassen sich wie folgt darstellen: 
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Die Fragen wiederum markieren bereits, welche Themen und welches Material erschlossen werden müssen, 
d.h. welche Zugänge zum Fall notwendig sind:

Systematisch sind dabei drei Aufgaben methodisch zu gestalten:

	 Es geht um die systematische Sammlung und Verarbeitung verfügbarer Daten und Fakten  
	 sowie eigener Wahrnehmungen, z.B. aus Gesprächen oder Hausbesuchen. Hinzu kommen  
	 Wahrnehmungen und Einschätzungen Dritter. Sorgfältig beobachten, erfragen, ordnen,  
	 gegenüberstellen und nach Zusammenhängen suchen – dies sind hier wesentliche Aufga- 
	 ben. Hauptproblem ist dabei, „die Spreu von Weizen zu trennen“, also das Bedeutsame vom  
	 Nebensächlichen zu unterscheiden und daraus erste eigene Hypothesen zu erarbeiten, wie  
	 etwas zusammenhängen kann.

	 Zu ergänzen und zu konfrontieren sind solche meist professionellen Faktensammlungen,  
	 Einschätzungen und Deutungen mit den Erfahrungen und Deutungen der Menschen, um  
	 die es geht. Es gilt dabei vor allem, die Perspektive zu wechseln und andere Sichtweisen  
	 „zur Sprache zu bringen“. Bedeutsam ist, dass die gewählten Gesprächsformen mit Kin- 
	 dern und Eltern Raum für Erzählungen eröffnen und Menschen nicht das Gefühl vermitteln,  
	 lediglich zur Informationssammlung abgefragt zu werden. Nur durch echtes Zuhören und  
	 Nachfragen, Anregen und Deutungen anbieten können Eigen-Sinn und die Funktion bio- 
	 grafischer Strategien und Muster der Lebensbewältigung gemeinsam rekonstruiert und in  
	 der Sprache der Adressat_innen dokumentiert werden.

1. Lebenslagen 
und Lebensereignisse

→ Daten und Fakten
→ Soziale und materielle Situation
→ Kritische Lebensereignisse
→ Beeinträchtigungen und 
     Gefährungen
→ Aufträge und Erwartungen

2. Sichtweisen  
und Selbstbedeutungen

→ Erfahrungen, Sichtweisen und 
Einschätzungen von Mädchen und 
Jungen, Müttern und Vätern und 
anderen Schlüsselpersonen aus 
Familien und Millieu (Erzählungen 
ermöglichen, keine Abfragen!)

3. Hilfesysteme  
und Hilfegeschichte

→ Maßnahmen
→ Übergänge, Brüche und Wechsel
→ Diagnosen und Interventionen
→ Kooperationen und Konflikte
→ Erfolge und Misserfolge der Or-    
     ganisationen

1. 
Welche Daten und Fakten geben 
Auskunft über aktuelle familiäre 
Lebenslagen und hierfür prägende 
Lebensereignisse? (Fokus: Daten 
und Fakten)

2. 
Wie sehen und verstehen Kinder 
und Eltern selbst ihre aktuelle 
Situation und was wünschen und 
befürchten sie? (Fokus: Selbstdeu-
tungen der Adressat_innen)

3. 
Welche Erfahrungen haben Kinder 
und Eltern bisher mit öffentlicher 
Hilfe und Einmischung machen 
können und welche Erfahrungen 
haben die beteiligten Fachkräfte 
mit dieser Familie sowie in ihren 
professionellen Kooperationen im 
Fall gemacht? (Fokus: Selbstver-
stehen des Hilfesystems und der 
dynamischen Prozesse im Fall)

Der Fall in der Sozialen Arbeit ist also immer eine komplizierte Melange aus aktueller Situation und Problemlage, 
komplexen Lebens- und Hilfegeschichten, nicht einfachen administrativen Zuständigkeiten und Regularien – 
und dies in einem dynamischen, emotional aufgeladenen Beziehungsraum. Bezogen auf dieses komplexe Gefü-
ge ist sozialpädagogische Diagnostik und Fallverstehen als ein systematischer, methodisch planvoller Erkennt-
nis- und Verstehensprozess zu gestalten. Ziel ist es, vielschichtige und immer mehrdeutige Lebenssituationen 
von Kindern und Familien mit Blick auf das Wohl von Kindern fachlich einzuschätzen. Die Berücksichtigung 
unterschiedlicher Bedingungsfaktoren ist dabei konstitutiv (physische, psychische, soziale und materielle Di-
mension). Und zu diesem Bedingungsgefüge gehört unverzichtbar das Selbstverstehen des Hilfesystems sowie 
das Verstehen der dynamischen Prozesse und Beziehungsbedeutungen in und zwischen Klienten/Familiensys-
temen und Helfersystemen (vgl. Stemmer-Lück 2011). Im Unterschied zur psychiatrischen Diagnostik ist also 
der Gegenstandsbereich breiter, es geht um mehr als die Diagnose einer psychischen Störung und entsprechend 
muss die Kinder- und Jugendhilfe über ein fachspezifisch eigenes Instrumentarium verfügen, das dieser Kom-
plexität gerecht wird und ggf. anlassbezogen die spezifische Expertise der Kinder- und Jugendpsychiatrie ein-
bezieht (Ader 2016). Aus dem Gesamt der erarbeiteten Erkenntnisse und Hypothesen ergeben sich schließlich 
die Aufgaben und Zuständigkeiten für Fachkräfte zwischen Unterstützung und Eingriff. 

Das methodische Konzept: Drei zentrale Fragen und Zugänge zum Fall

Aus dem beschriebenen Fallbegriff ergeben sich drei grundsätzlich zu bearbeitende Fragen für Fallverstehen 
und Diagnostik in der Kinder- und Jugendhilfe:

Familie / 
soziales Umfeld

Öffentliche 
Jugendhilfe
(Jugendamt, ASD)

Freie 
Jugendhilfe

(sozialpädagogische 
Einrichtungen 
und Dienste)

kooperierende
Handlungsfelder
(z.B. Kinder- und Jugend-

psychatrie, Schule)
Klientensystem
Kinder + Eltern

→ Worum geht‘s? Was ist das Problem?
→ Tragfähigkeit familiärer Beziehungen
→ Belastungsfähigkeit (Kinder)
→ Lern-/Veränderungsbereitschaft (Eltern)
→ Lebensumstände
→ Risiken und Gefährungen + Ressourcen

Hilfesystem

→ Arbeit der Fachkräfte und Organisationen
→ Hilfegeschichten

→    Die Veränderung in einem Teil des Feldes beeinflusst bis 
zu einem gewissen Grade jeden anderen Teil des Feldes.

DYNAMISCHES FELD
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	 Als Drittes muss die kritische Selbstreflexion des Hilfesystems hinzukommen sowie die  
	 Reflexion der meist unverstandenen Verquickung von Hilfe- und Lebensgeschichte in einem 
	 Fall – gut umsetzbar in Form einer Fallchronologie (siehe Punkt 5). Dies öffnet den Blick  
	 auf die Themen und Konflikte im Hilfesystem, die oftmals durch die familiäre Geschichte,  
	 den Fall und seine Dynamik angeregt und verstärkt werden. Dieser selbstkritische Blick  
	 schützt einerseits Adressat_innen vor den Stellvertreter-Konflikten der Fachkräfte und er- 
	 öffnet dem Hilfesystem andererseits diagnostische Zugänge über das Entschlüsseln von  
	 Übertragungen, Gegenübertragungen und Spiegelungen sowie von eigenen Handlungs- 
	 routinen und Selektionsmechanismen. 

Genauer betrachtet zeigt sich in diesen Zugängen auch eine Integration von Grundgedanken aus (auch erkennt-
nistheoretisch) unterschiedlichen konzeptionellen Ansätzen psycho-sozialer Diagnostik: Für Fallverstehen und 
sozialpädagogische Diagnostik braucht es zum einen eine systematische, kriteriengeleitete Wahrnehmung und 
Dokumentation von Fakten und Beobachtungen und deren fachliche Bewertung, die auf aktuellem, forschungs-
basierten Wissen aus den relevanten (Bezugs-)Disziplinen beruht. Dieser Aspekt erinnert an eher kategorial ori-
entierte Konzepte, die Fallwissen mit „anerkanntem Allgemeinen“ in Beziehung setzen, zuordnen und Schlüsse 
daraus ziehen. Zum anderen ist auch und gerade die Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe immer ein co-produk-
tives Geschehen (von Spiegel 2013) und somit auf die Selbstdeutungen ihrer Adressat_innen und ihre Mitarbeit 
angewiesen. Dieser Zugang weist eine deutliche Nähe zu narrativ-biografischen Ansätzen auf. Und schließlich 
werden selbstreflexive und psychodynamische Ansätze bedeutsam, wenn Prozessualität und Institutionsge-
bundenheit sowie Beziehungsbedeutungen stärker ins Blickfeld rücken. Konzeptionelle Ansätze, die über lange 
Jahr kontrovers diskutiert werden, sind im hier entfalteten Konzept als bedeutsame Bezüge und methodische 
Elemente eingeflossen, wohl wissend, dass sie unterschiedlichen Denktraditionen folgen, die nicht ohne Weite-
res kompatibel sind (zur kontroversen Debatte um soziale Diagnostik zuletzt: Schrapper 2015).

Sechs (Basis-)Instrumente für ein sozialpädagogisches Fallverstehen und Diagnostizieren

Auf dem Material und den Erkenntnissen zu den skizzierten Grundfragen und immer erforderlichen drei Zu-
gängen zu einem Fall fußt das hier vertretene Konzept für Verstehen und Diagnostizieren. Allerdings sind auch 
konkrete Methoden notwendig, um praktisch werden zu können. Instrumente für die fallanalytische Arbeit ste-
hen in der Sozialen Arbeit reichhaltig zur Verfügung. Allerdings werden diese in der Praxis häufig eher zufällig 
genutzt, Gründe für ihre Auswahl können oft nicht exakt benannt werde und noch seltener gibt es eine klare 
Antwort auf die Frage nach dem institutionellen Konzept für die fallverstehende und diagnostische Arbeit. 

Entscheidend ist – auch für die Verdeutlichung der disziplinären Expertise innerhalb und außerhalb der Profes-
sion – dass die Kinder- und Jugendhilfe ein eigenes Konzept beschreiben kann, das den Begriff verdient. Dies 
muss sich dadurch ausweisen, dass es regelhaft die drei skizzierten Materialzugänge berücksichtigt (Fakten, 
Selbstdeutungen, Reflexion der Hilfegeschichte), sowohl Risiken als auch Ressourcen in den Blick nimmt und 
über die konkreten Instrumente nicht personenbezogen oder situativ entscheidet. Hierzu ist ein Set von Instru-
menten erforderlich, die durchgängig genutzt werden. Nur durch eine methodische Strenge in den Arbeitswei-
sen kann einerseits der Eindruck methodischer Beliebigkeit vermieden werden und andererseits die Störanfäl-
ligkeit und Spannung (aus-) gehalten werden, die eine Arbeit mit Familien in Belastungs- und Krisensituationen 
in vielerlei Hinsicht mit sich bringt. 

Für die fallverstehende und diagnostische Arbeit haben sich dabei sechs „Basis-Instrumente“ bewährt, die ge-
meinsam das instrumentelle Gesamtkonzept bilden. Wesentliche Funktion dieser Instrumente ist es, die aus Ge-
sprächen, Berichten, Beobachtungen und Akten gewonnenen Erkenntnisse zu einem Fall geordnet und schritt-
weise so aufzubereiten, dass sie für die fallanalytische Arbeit, insbesondere die sukzessive Hypothesenbildung 
zugänglich gemacht werden.

Die vorgeschlagenen Instrumente für Fallverstehen und sozialpädagogische Diagnostik sind mehrheitlich we-
der neu noch exklusiv, sondern entstammen überwiegend dem reichhaltigen Fundus systemischer, gruppen-
orientierter und psychoanalytischer Methodenkonzepte. Sie können in diesem Überblick nicht näher erläutert 
werden (ausführlicher Ader/Schrapper 2017 i.E.; Schrapper 2012). Am wenigsten vertraut sind der Praxis so 
genannte Fall-Chronologien als Gegenüberstellung von Hilfe- und Lebensgeschichte (entwickelt in einem Pra-
xisforschungsprojekt, vgl. Henkel u.a.  2002) sowie eine methodisch geordnete kollegiale Beratung, die über das 
szenische Fallverstehen Elemente aus der psychoanalytischen Arbeit aufgreift. Bzgl. der Einschätzungen von 
Risiken und Gefährdungen zeigt sich momentan noch eine (zu) „bunte Vielfalt“. 

Fall-Chronologien sind eine tabellarische Sammlung und Ordnung bisheriger und bekannter Ereignisse in Fami-
lienleben und Hilfeverläufen in fokussierter Form. Beispielsweise werden wichtige Stationen, Ereignisse, Diag-
nosen, Interventionen, Konflikte, Erfolge und Misserfolge skizziert. Dies öffnet den Blick für Zusammenhänge 
und Muster, Analogien in den Systemen, das Entstehen von Gefährdungen oder auch für die Art und Weise, wie 
sich Eltern, Kinder und Helfer/innen bislang erleben konnten und welche Erfahrungen sie daraus je gezogen 
haben: Ein im Fallverlauf recht einfach zu führendes Instrument, in der Aussagekraft aufschlussreich und in der 
Deutung und Hypothesenbildung wie alle Instrumente Übungssache.

Die kollegiale Beratung im Format des szenischen Verstehens steht zum einen für die Möglichkeit, insbesondere 
die psycho- und interaktionsdynamischen Anteile im Fallgeschehen sowie die Beziehungsbedeutungen zugäng-
lich zu machen (affektive Verstrickung, Übertragungen, Re-Inszenierungen). Zum anderen steht sie für einen 
wichtigen Verfahrensschritt, der gerade für die fallführenden Fachkräfte Unterstützung wie auch notwendige 
Kontrolle ermöglicht (Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte gem. § 36 SGB VIII, intersubjektive Deutung) und 
gegenüber den Adressat_innen gewährleistet, dass ihre Belange multiperspektivisch und fundiert beraten wer-
den (ausführlich z.B. Schrapper/Thiesmeier 2004).

Einschätzungsinstrumente zu den Risiken und Gefährdungen für Leben und Entwicklung von Kindern im Kin-
derschutz sind in vielen Jugendämtern eingeführt. Nur wenige dieser Instrumente allerdings so fundiert und ge-
prüft, wie das „Diagnoseinstrument zur Gefährdungseinschätzung bei Kindeswohlgefährdung“, das in langjäh-
riger Praxisentwicklung in den Städten Stuttgart und Düsseldorf sowie mit wissenschaftlicher Begleitung des 
Deutschen Jugendinstitutes erarbeitet und erprobt worden ist (Kindler u.a. 2009). Ob dieses oder ein anderes 
geeignetes Instrument genutzt wird: gewährleistet werden muss eine systematische Anleitung zur Dokumenta-
tion von Wahrnehmungen und Bewertungen relevanter Beobachtungen und Hinweise für Gefährdungen. Auch 
hier bedarf die Arbeit mit solchen notwendig komplexen Instrumenten vor allem der qualifizierten Einführung 
und reflektierten Übung, um nicht zu einer formalisierten Praxis der Arbeit mit „Checklisten“ zu verkommen.  

Fall

Genogramm

Netzwerkkarte

(Fall-) Chronologie

Ressourcenkarte

Einschätzung der Risiken und 
Gefährdung für Leben und 
Entwicklung der Kinder

Re-Inszenierungen im 
Helfersystem (szenisches 

Fallverstehen / koll. Berat.)
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Das Gesamt der Instrumente lässt sich in sechs Fragen übersetzen, die den möglichen inhaltlichen Erkenntnis-
gewinn zu einem Fall veranschaulichen: 

	 → Wer gehört dazu und wie gehören die Beteiligten zusammen? (Genogramm) 
	 → Was ist bisher passiert und was hat wen oder was beeinflusst? (Fallchronologie)
	 → Was können und worüber verfügen Kinder und Eltern – trotzdem? (Ressourcenkarte) 
	 → Welche Beziehungen sind wichtig und wo lässt sich anknüpfen? (Netzwerkkarte) 
	 → Droht Gefahr für Leib, Leben und die gesunde Entwicklung eines Kindes? 
	     (Diagnoseinstrument zur Risikoeinschätzung, Kindeswohlgefährdung) 
	 → Wo bin ich wie in diesen Fall „verstrickt“ und was bedeutet es?
	     (Kollegiale Beratung/Szenisches Verstehen)

In der Anwendung ist entscheidend, dass diese Instrumente systematisch genutzt werden und in der weiteren 
Bearbeitung des Materials vor allem die Bezüge und Wechselwirkungen zwischen (a) Faktenlage, (b) subjektiven 
Erfahrungen und (c) Hilfegeschichte verstanden und diagnostiziert werden können. Daraus können dann rele-
vante Ansatzpunkte für Unterstützung und Hilfe für alle Beteiligten akzeptabel begründen lassen. Leitfragen für 
die sozialpädagogischen Fachkräfte sind in diesem Prozess: Wie hängt alles zusammen? Und was bedeutet dies 
alles für den Fall? – Die dafür erforderliche fachliche Hypothesenbildung, die aus der Nutzung der Instrumente 
resultiert, erscheint dabei in der Praxis bislang zu wenig geübt und etabliert. 
Das „Sozialpädagogische“ in der Arbeit mit den Instrumenten ist neben dem im Konzept angelegten Wechsel 
der Wahrnehmungs- und Erkenntnisperspektiven vor allem die dabei methodisch gestaltete Balance von pro-
fessioneller Expertise und respektvoller Verständigungsbereitschaft. Alternative und/oder weitere Instrumente 
sind denkbar, entscheidend dabei ist, dass sie die unterschiedlichen Perspektiven eröffnen, die Grundfragen 
beantworten helfen und als zusammenhängendes Set von Instrumenten genutzt werden, regelhaft und immer. 
Fundiertes und immer wieder zu aktualisierendes Fachwissen, analytischer „Scharfsinn“ und geschulte Intuition 
sind dafür zentrale professionelle Kompetenzen, über die Fachkräfte verfügen und in denen sie ausreichend 
qualifiziert werden müssen (Ader/Schrapper 2017; Ader 2014). 

Und dennoch: Es bleibt ein Balanceakt …

Das vorgestellte Konzept für Fallverstehen und sozialpädagogische Diagnostik will ein klarstrukturiertes Ge-
samtkonzept anbieten, das systematisch und theoriegeleitet einen Arbeitsprozess anleitet, der dialogisch, 
selbstreflexiv und verstehend gestaltet wird sowie zu eigenständigen und begründeten Einschätzungen führt, 
die für (sozial)pädagogisches Handeln erforderlich sind. Und, so die langjährige Erfahrung aus zahlreichen Pra-
xisprojekten, es scheint anwendbar und alltagstauglich. Auch für die Abklärung einer Kindeswohlgefährdung ist 
es grundsätzlich geeignet. Denn wahrgenommene, systematisch beobachtete und dokumentierte Lebensum-
stände (z.B. durch Instrumente zur Gefährdungseinschätzung) müssen immer auch bewertet werden. 
Gerade in den letzten Jahren hat die fachliche Debatte um Fallverstehen und sozialpädagogische Diagnostik 
aufgrund der Kinderschutzdebatte „an Fahrt aufgenommen“.  Die Hoffnung vieler beteiligter Akteur_Innen war 
anfangs groß, mit den so genannten Kinderschutzbögen, d.h. mit Einschätzungsrastern zur Gefährdungslage 
von Kindern, ein objektives Instrument zu erhalten, das eindeutige Auskunft gibt über die Frage des Kindes-
wohls. Eine spezifische Diagnostik für den Kinderschutz in Form von hoch ausdifferenzierten Erhebungsrastern 
war eine leitende Idee und Verheißung. 
Mittlerweile hat sich der Fachdiskurs weiterentwickelt und es zeigt sich, was eigentlich klar war: ein elaboriertes 
Diagnoseinstrument zur Gefährdungseinschätzung ist enorm hilfreich und notwendig, stellt aber für sich allein 
keine umfassende sozialpädagogische Diagnostik dar. Die Arbeit mit einem solchen Instrument muss eingebun-
den sein in eine fachlich strukturierte Arbeitsweise zum Schutz von Kindern in Notsituationen, in ein Gesamt-
konzept der sozialpädagogischen Diagnostik, das weitere Instrumente regelhaft einsetzt, und in institutionell 
abgesicherte Arbeitsweisen, die die Fachkräfte in ihrer Arbeit unterstützen und auch schützen. Sozialpädagogi-
sche Diagnostik und Fallverstehen ist somit eine Kernkompetenz für die Arbeit mit Familien in Schwierigkeiten, 
die fachlich immer sorgfältig zu gestalten ist und spezifisches Fachwissen bezüglich kindlicher Entwicklung 
und Sozialisation sowie möglicher Gefährdungen für ein gesundes Aufwachsen benötigt. Dieses Wissen muss 

individuell und institutionell immer wieder aktualisiert werden. 
Die Besonderheit in Fällen des Kinderschutzes liegt in demzufolge nicht in einer sehr spezifischen, nur in diesen 
Fällen einzusetzenden Kompetenz, sondern die Herausforderung und Belastung liegt vor allem in der Brisanz 
einer sich zuspitzenden Situation und des hohen Handlungsdrucks in strukturell immer ungewissen Situationen, 
deren Beurteilung weitreichende Folgen für ein Kind hat.  
Kein fachliches Konzept von Fallverstehen und sozialpädagogischer Diagnostik kann den verständlichen, aber 
uneinlösbaren Wunsch nach ’eindeutigen’ Diagnosen erfüllen. Im Ergebnis liefert ein noch so gutes Konzept 
keine unzweifelhaften und ’objektiv richtigen’ Lösungen für einen Fall. Über das, was das Problem ist oder worin 
die Gefährdung liegt, was mit und für alle Beteiligten geht, was gewollt wird und was bezahlt werden soll, muss 
trotz aller Verstehensbemühungen immer wieder anstrengend gestritten, zumindest aber mühsam verhandelt 
werden. Und ein so verstandenes Verstehen und Durchblicken bleibt für Fachkräfte und Institutionen ein per-
manentes „Sowohl – als auch“, ein hoch anspruchsvoller Balanceakt von systematischer Analyse und geschulter 
Intuition, Teilhabe und Distanzierung, Verstehen und Beurteilen, Verunsicherung und Klarheit, Selbstverstehen 
und Fremdverstehen, Subjektivität und Objektivität sowie Verständigung und sachkundiger Positionierung mit 
Erklärungsangebot. - Die in diesen Dualitäten angelegten Fallstricke bleiben struktureller Bestandteil der Arbeit 
in Fällen und eine emotionale Herausforderung für die Fachkräfte mit unsicherem Ausgang „ob es besser wird“. 
Erforderlich sind dafür institutionelle Bedingungen: ausreichend Raum, Zeit und Ressourcen. 
Und gleichsam verweisen die Überlegungen auf eine notwendige Aufgabe in der Weiterentwicklung von Kon-
zepten: in der Regel zeigt sich in den vorliegen Ansätzen eine Vernachlässigung dynamischer und institutioneller 
Wirkfaktoren, die systematisch in diagnostische Prozesse einbezogen werden. Soziale Arbeit ist jedoch immer 
ein dynamischen Beziehungsgeschehen und Diagnostik auch Intervention. Ebenso entfalten organisationale 
Bedingungen sowie die Kooperation bzw. Konkurrenz zwischen beteiligten Institutionen eine mächtige Wirkung 
auf das gesamte Interaktionsgeschehen. Dies als konstitutive Bestandteile des Gegenstandes für Verstehen und 
Diagnostik anzuerkennen, spielt bislang jedoch eher eine marginale Rolle.   



1 Seit 2015 entfällt auch in den höheren Altersgruppen der größte Anteil auf junge Männer*. Grund war die erhöhte Inanspruchnahme stationärer Hilfen durch 
junge Menschen- zu 90% junge Männer*- die unbegleitet nach Deutschland gekommen sind.
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Der Beitrag beschäftigt sich mit Gender als – im Mainstream der Debatte um Kinderschutz weitgehend 
nicht thematisiertes – Diversitätsmerkmal. Aufgezeigt werden Benachteiligungsebenen, Ausblendun-
gen, die zudem durch Selbstkonzepte von Mädchen* und jungen Frauen* gestützt werden, Facetten des 

Alleine-gelassen-werdens und ungeklärte Konzeptentwicklungen. Der Beitrag beschränkt sich auf vier Anmer-
kungen (weiterführende Überlegungen bzw. Konsequenzen sind kursiv gesetzt) und erhebt nicht den Anspruch 
auf Vollständigkeit. Der Anspruch des Beitrages ist jedoch, dass sich Kinderschutz auch fach- und institutionen-
politisch und kritisch verstehen muss und neben der Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen immer 
auch die Wirkmächtigkeit der Strukturkategorie Gender – in intersektionalen Verknüpfungen - verstehen und 
verhandeln muss.

Institutionelle Wahrnehmungsmuster und darin liegende Ausblendungen 
benachteiligen Mädchen* und junge Frauen* und beinhalten zudem 
normative Anforderungen an Weiblichkeit

Ein seit Jahrzehnten stabiler Befund in der Berichterstattung zu Hilfen zur Erziehung weist aus: Hilfen zur Er-
ziehung werden entlang der Geschlechterachse ungleich gewährt. Mädchen* erhalten weniger und später als 
Jungen* Hilfen zur Erziehung (vgl. Abbildung 1). Dieses Ungleichgewicht zeigt sich besonders deutlich in den 
Angeboten der Soziale Gruppenarbeit und der Tagesgruppe. Während Jungen* über alle Hilfearten und Alters-
gruppen hinweg in den erzieherischen Hilfen überwiegen, tauchen Mädchen* ab dem Alter von ca. 12 Jahren 
häufiger bei den Gefährdungseinschätzungen gemäß § 8a Abs. 1 SGB VIII, bei den regulären Inobhutnahmen 
(ohne unbegleitete Einreise) und in den stationären Erziehungshilfen auf (vgl. destatis 2018a, 2018b). Ab ca. 14 
Jahren sind Mädchen* und Jungen* in Angeboten der Heimerziehung gleichermaßen vertreten bzw. der Anteil 
der Mädchen* überwiegt sogar.1 Auch die Hintergründe für die Hilfegesuche unterschieden sich: Häufiger als 
bei Jungen* sind bei Mädchen* körperliche und sexualisierte Gewalt in der Familie der Grund für die Aufnahme, 
häufiger kommen Mädchen* ohne vorherige Hilfen direkt aus ihren Familien in Heime oder Wohngruppen. Häu-
figer werden sie selbst aktiv und wenden sich hilfesuchend an Lehrkräfte, Beratungsstellen oder Schutzstellen 
(ebd.). 
Hans Thiersch, Maria Bitzan und Eberhard Bolay weisen im Kontext von Adressierungspraxen darauf hin, dass 
es nicht immer unmittelbar mit dem Leben der jungen Menschen zusammenhänge, ob diese zu Adressaten von 
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Jugendhilfe oder zum „Fall“ werden, sondern abhängig sei von den Wahrnehmungsprozessen der sie umge-
benden Akteuren wie z.B. Polizei, Lehrer*innen, Eltern etc. (Bitzan/Bolay/Thiersch 2006:272). Die Forschungen 
zu Mädchen* in Erziehungshilfen decken bereits seit den 1980er Jahren auf, in welcher Weise Jugendhilfe und 
Hilfen zur Erziehung im Besonderen vorrangig auf „Auff älligkeit“ und „Störungen“ von Kindern und Jugend-
lichen reagieren und die „leisen Töne und Nöte“ überhört werden (vgl. Birtsch 1991, Blandow 2009). Nachge-
wiesen werden konnte dabei zudem, wie gesellschaftliche „Normalitäts“vorstellungen über anerkennenswerte 
Verhaltensweisen, Lebensentwürfe etc. von Frauen* und Männern* durch institutionelles Handeln auch in der 
Kinder- und Jugendhilfe vermittelt werden und Aufmerksamkeiten und Handeln lenken (vgl. Hartwig/Kriener 
2002). Aufnahmebegründungen orientieren sich stärker an normativen Weiblichkeitserwartungen als an den 
realen Problemlagen von Mädchen* und jungen Frauen*. Damit geht eine Tabuisierung und Bagatellisierung 
von Gewalt zugunsten einer Überhöhung von Familie als idealem Lebensort einher.  Geleistete Carearbeit von 
Mädchen* in den Familien wird durch das professionelle System eher unterstützt, als dass Mädchen* davon 
entlastet werden (Hartwig/Kriener 2007). 
Die Wirksamkeit von normativen Anforderungen an Weiblichkeit ist beispielhaft auch bei den Unterbringun-
gen in Mutter/Vater-Kind-Einrichtungen gemäß § 19 SGB VIII erkennbar: In den vergangenen Jahren sind die-
se Unterbringungen deutlich angestiegen. Ein nicht geringer Teil der überwiegend weiblichen Nutzerinnen ist 
selbst in öff entlicher Erziehung aufgewachsen. Als „Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie“ sowie 
mit der Bezugnahme auf die Persönlichkeitsentwicklung und die Ermöglichung einer schulischen bzw. berufl i-
chen Ausbildung ist die Hilfeform im Wesentlichen als Unterstützung für junge Frauen* und Männer *bei früher 
Elternschaft konzipiert. In der Praxis hat sich der Fokus aber in Richtung Kinderschutz verschoben, wodurch die 
jungen Frauen*stärker als „Risikomütter“ adressiert werden (Weber 2019). Junge Frauen erleben in den Hilfe-
angeboten, dass ihre eigenen Entwicklungsbedarfe tendenziell zurückgestellt werden aber auch die Gefahr, an 
nicht immer zugänglichen normativen Anforderungen an Mutterschaft zu scheitern (Ott 2017; Weber 2019).

   → Analysen zur institutionellen Benachteiligung in der Jugendhilfe entlang der Kategorie 
 Geschlecht und dichotomen Vorstellungen sind weitgehend eingeschlafen. Im Kinder-
 schutz und in den Hilfen zur Erziehung muss wieder mehr die Wirkmächtigkeit von 
 Geschlecht und entsprechenden Zuschreibungen analysiert und in den Hilfen gezielt darauf 
 reagiert werden. Zu der Frage, welche Erwartungshaltungen und genderbezogenen Normen
 das institutionelle Handeln und die Haltungen von Fachkräften prägen und wie diese von 
 Kindern bzw. jungen Menschen erlebt und verarbeitet werden, bedarf es dringend aktuali-
 sierter Forschungen. 

Die Normalisierungsleistungen und Ausblendungen durch das Hilfesystem entlang der 
Kategorie Geschlecht verknüpfen sich mit den Selbstkonzepten und Anstrengungen von 
Mädchen* und jungen Frauen* 

Mädchen* und junge Frauen* wollen in der Regel nicht hilfsbedürftig, sondern ganz normal, unauff ällig, „taff “ 
und handlungsfähig sein und anderen zeigen, dass sie es „drauf haben“. In (belasteten) Familienverhältnissen 
wichtig und hilfreich zu sein, die Mutter entlasten zu können, Verantwortung zu übernehmen (Parentifi zierung 
etc.) sind Möglichkeiten, Anerkennung und Bedeutsamkeit zu erhalten – auch wenn Mädchen* und junge Frau-
en* dafür zum Teil einen hohen Preis zahlen. So wird Not und vieles mehr „eingenordet“ und selbst auch bagatel-
lisiert, auf jeden Fall nicht erzählt, um das Gesicht zu wahren und nicht Opfer zu sein. Das bedeutet, auch wenn 
Mädchen* und junge Frauen* in Notunterkünften bzw. Hilfen sind, werden diese Verdeckungen oft fortgeführt. 
So erzählt eine junge Frau über ihre Erfahrungen in einer Wohngruppe: „Die Mitarbeiter*innen haben nichts mit-
bekommen, wie anstrengend, wie Katastrophe das Leben für mich war. Sie haben nicht meine Anstrengungen 
und auch meine Überforderung gesehen“ (Daigler 2019). Das bedeutet, die professionellen Akteur*innen bzw. 
Betreuer*innen sehen die Oberfl äche des (guten) Funktionierens, aber nicht die „Hinterbühne“, die damit ver-
bundenen Leistungen, Verdrängungen sowie die Grenzen damit zurecht zu kommen.

   → Notwendig ist ein doppelter Blick, der die Erscheinungsformen respektiert, sie aber auch 
 als Bewältigungsform versteht, die nicht mit der Realität identisch sein muss und die 
 Fähigkeit beinhaltet, Erlaubnisse zu geben, auch anderes erzählen und zeigen zu dürfen. In 
 den Anstrengungen des Kinderschutzes müssen geschlechtsspezifi sch ausgeformte 
 Bewältigungsweisen von Mädchen* und Jungen* verstanden und diesbezüglich „Aufde-
 ckungsarbeit“ geleistet werden. Als Konsequenz daraus muss eine Fachlichkeit vorhanden 
 sein, der ein Verständnis von verdeckten Benachteiligungsstrukturen und Übergangenheiten
 in Lebenssituationen von Mädchen*/jungen Frauen* inhärent ist und die keinen Trugbildern 
 aufsitzt. 
 Für die pädagogische Praxis muss es vor allem darum gehen, die eigenen Genderkonstruk-
 tionen und -bilder immer auch kritisch zu refl ektieren, sowie das Verhalten von Mädchen* 
 und Jungen*, jungen Frauen* und Männern* nicht an normativen Anforderungen zu messen,
 sondern zusammen mit ihnen deren Sinn auch als situativ funktionale Überlebensstrategie 
 entschlüsseln zu können. Diese Fachlichkeit ist über fortlaufende Fortbildungen zu sichern.

In verdeckter Wohnungslosigkeit sowie nach dem 18. Lebensjahr werden junge Frauen* 
weitgehend alleine gelassen

Schutz für junge Frauen* ist gerade auch in prekären Lebenssituationen geboten, in denen sie nicht mehr bei 
ihren Eltern(teilen) wohnen können und wollen aber auch kein stationäres Angebot der Jugendhilfe passend 
und akzeptabel ist und sie sogenannte Unterschlupfmöglichkeiten bei Bekannten wahrnehmen. Bei den unter 
18-jährigen ohne feste Wohnmöglichkeit sind junge Frauen mit einem Anteil von 40-60% überdurchschnitt-
lich vertreten, stellen in Teilen die Mehrheit dar. Die Unterschlupfmöglichkeiten bieten ihnen häufi g Männer*, 
häufi g deutlich ältere Männer*, nicht selten gegen sexuelle Gegenleistungen. Diese jungen Frauen* sind in der 
Regel von den Hilfesystemen „entkoppelt“, sie kommen, so die Erkenntnisse zur Hälfte direkt aus dem Eltern-
haus, zur Hälfte haben sie Jugendhilfeerfahrung bzw. eine „Jugendhilfekarriere“ mit diversen Stationen hinter 
sich gebracht und werden, wenn überhaupt, über niederschwellige, mobile Angebote erreicht. Es ist davon 
auszugehen, dass sich in diesen Lebenssituationen Erfahrungen von Gewalt und Missachtung wiederholen. 
Eine Studie des Deutschen Jugendinstituts geht davon aus, dass der Anteil der jungen Frauen* in Obdachlosig-
keit nach deren 20. Lebensjahr wieder abnimmt. Ob dies ein positiver Befund ist oder ob sich die Frauen* in 
prekären und gewaltförmigen Lebenssituationen befi nden, ist unbekannt.Abbildung 1:  Quelle: Statistisches Bundesamt 2017. Zusammenstellung durch Arbeitsstelle Kinder- 

und Jugendhilfestatistik
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   →	 Die Lebenslage Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit ist gerade für junge Frauen* häufig von  
	 Abhängigkeiten, und Gewalterfahrungen sowie deren Bagatellisierung durchzogen. Es  
	 existieren keine ausreichende Anzahl an geschützten Wohnräumen für junge Frauen*, die  
	 entlastet sind von Gegenleistungen und die junge Frauen* nicht in Abhängigkeitsverhält- 
	 nisse bringen bzw. halten. Sowohl in der Wohnungsnotfallhilfe als auch in der Jugendhilfe 
	 wird eine Verstärkung der Ansätze des Housing First gefordert, um die herum, nieder- 
	 schwellige, individuell angepasste Angebote und Alltagsbegleitungen gestrickt werden, in  
	 denen junge Frauen* erleben, dass eingesprungen wird, wenn sie das möchten und nicht  
	 mehr weiterwissen. Aus der frauenspezifischen Wohnungsnotfallhilfe heraus, wird damit  
	 deutlich für die Ausweitung präventiver Angebote (Cafés, Treffs) sowie für eine unproble- 
	 matische Finanzierung von Begleitungen durch „neutrale“ Vertrauenspersonen plädiert. 

Geschützte Orte und mädchenspezifische Konzepte

Seit den 1980er Jahren treten (feministische) Pädagog*innen dafür ein, dass neben geschlechtsgemischten 
auch geschlechtshomogene Angebote vorgehalten werden, in denen Kenntnisse um die Wirkmächtigkeit des 
geschlechtshierarchischen Verdeckungszusammenhangs und die damit verbundenen Widersprüche und Her-
ausforderungen bestehen und die gleichsam parteiliche Notschlafstellen und Schutzräume für Mädchen* und 
junge Frauen* bieten (Mädchenhäuser, Mädchenwohngruppen etc.). Der Versuch eines Überblicks über die kon-
zeptionelle Ausrichtung von Angeboten für Mädchen* und junge Frauen* scheitert an den hierzu fehlenden ak-
tuellen empirischen Studien. Eine These ist, dass geschlechtshomogene Angebote (Mädchenwohngruppen etc.) 
zunehmend mit Spezialisierungen, also Intensivgruppen für traumatisierte, essgestörte, sexuell missbrauchte 
Mädchen* und junge Frauen* etc. verbunden sind bzw. vermehrt nur noch über diese Zuschreibungen/Labels fi-
nanziert und kommunal anerkannt werden. Damit wäre auch der Wert der puren Wahlmöglichkeit (geschlechts-
homogen oder koedukativ) nicht mehr auf dem Radar. Eine andere These ist, dass Mädchenwohngruppen zwar 
existent sind, jedoch inhaltlich insofern „entleert“ betrieben werden, dass keine gesellschafts- und sozialisa-
tionskritischen Aspekte und damit einhergehende Zielsetzungen damit verbunden werden. 

                  → 	Konzeptionen sind das eine, wie sie in der alltäglichen pädagogischen Praxis gefüllt werden,  
	 ist das andere. Über die Praxis einer genderbewussten Pädagogik und den Rückgriff auf  
	 solche Erkenntnisse auch im Rahmen von Schutzkonzepten wissen wir – ebenso - wenig  
	 (Weber 2019). Es braucht neben konzeptionellem Willen und Wissen, Fortbildung und  
	 Qualifizierung sowie mehr Forschung über aktuelle Selbstverständnisse/Konzepte sowie  
	 über Genderdynamiken und –konstruktionen im pädagogischen Alltag.



1 Der hier vorgelegte Beitrag orientiert sich eng an meinem 2017 in der Zeitschrift „Kindesmisshandlung und -vernachlässigung - Interdisziplinäre Fachzeit-
schrift für Prävention und Intervention“ veröffentlichten Beitrag mit dem Titel: „Druck machen ...“ - Zum neuen Miteinander von Jugendämtern und Familien-
gerichten bei der Abwendung von Kindeswohlgefährdung. (vgl. Schone 2017)
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Jugendhilfe und Justiz sind gesetzlich zur Zusammenarbeit verpflichtet, was die Sicherung des Kindes-
wohls angeht. Gemeinsam haben sie den unbestimmten Rechtsbegriff der Kindeswohlgefährdung zu fül-
len und ggf. Maßnahmen zum Schutz der Kinder zu treffen. Der hier vorgelegte Beitrag dreht sich um 

diesen Aspekt des Kinderschutzes und speist sich vorrangig aus einem Forschungsprojekt zur Zusammenarbeit 
von Jugendämtern und Gerichten (2014-2016) (vgl. Münder 2017).
 
Jährlich werden in Deutschland an den Familiengerichten über 30.000 Verfahren verhandelt, die sich inhaltlich 
auf das Kindeswohl im Sinne des § 1666 BGB beziehen. Diese Verfahren haben in der Regel weitreichende Fol-
gen für die betroffenen Kinder und ihre Eltern. Das durch die Annahme einer Kindeswohlgefährdung induzierte 
Sorgerechtsverfahren vor dem Gericht ist oft das (vorläufige) Ende einer langen Kette von sozialpädagogischen 
Angeboten und Leistungen, die die Fachkräfte der Jugendhilfe im Rahmen ihrer Aufgaben erbringen müssen – 
und die auch nach der gerichtlichen Entscheidung weiter zu erbringen sind. Vom gesetzlichen Auftrag her sind 
das Jugendamt und das Familiengericht wechselseitig verpflichtet, das Kindeswohl bei einer Gefährdung im 
familiären Kontext zu sichern. Jede der Institutionen hat dabei spezifische Aufgaben zu erfüllen.
 
Angesichts der existenziellen Bedeutung, die Kindeswohlverfahren für die betroffenen Eltern und Kinder haben, 
und angesichts des hohen öffentlichen Interesses, das dem Kinderschutz zuteil wird, sind in den letzten Jahren 
vielfältige politische Aktivitäten zur permanenten Neujustierung gesetzlicher Anforderungen in diesem Bereich 
unternommen worden. Dabei haben sich in den knapp 20 Jahren dieses Jahrhunderts die gesetzlichen Grundla-
gen zum Kinderschutz sowohl im Familien- als auch im Jugendhilferecht erheblich weiterentwickelt und spezi-
fiziert. Relevante Änderungen waren z.B. das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK)(2005), 
die Ersetzung des alten FGG durch das Gesetz zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und in Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit FamFG (2009) oder das Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) (2012) mit 
dem Gesetz zur Kommunikation und Information im Kinderschutz (KKG) und der damit verbundenen erhebli-
chen Ausweitung von Schutzaufgaben auf alle Berufe, die beruflich mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben.
 

Mit diesen hier nur benannten gesetzlichen Änderungen haben sich zwangsläufig auch Art, Inhalt und Intensi-
tät der Zusammenarbeit von Jugendämtern und Gerichten geändert. Dies insbesondere auch deshalb, weil ein 
Großteil der Neuregelungen - wie angerissen - durchaus gravierende Veränderungen für das konkrete fachliche 
Handeln beider Institutionen mit sich brachte.
 
Vor diesem Hintergrund vielfältiger gesetzlicher Reformen und Weiterentwicklungen wurde in den Jahren 
2014-16 die o.g. Studie mit dem Titel „Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz“ von Münder u.a. durch-
geführt, in der es vor allem darum ging, die „Gewinne“ und ggf. „Verluste“ dieser gesetzlichen Änderungen durch 
einen interdisziplinären Forschungszugang zu erkunden (vgl. Münder 2017). 

Kindeswohlgefährdung - Was ist das?

Bevor einzelne Aspekte dieses Projektes vorgestellt werden, ist es sinnvoll, sich noch einmal dem schillernden 
Begriff der Kindeswohlgefährdung und den mit diesem Begriff verbundenen Inhalten und Herausforderungen 
zuzuwenden. Wie kaum ein anderer setzt der Begriff der Kindeswohlgefährdung mit seinen normativen und oft 
auch emotionalen Bezugspunkten vielfältige Bilder, Assoziationen und Kontextualisierungen frei, die schon zu 
Beginn der Betrachtungen deutlich machen, dass auch durch noch so präzise gesetzgeberische Aktivitäten eine 
gradlinige Fortschrittslinie eher unwahrscheinlich ist.

“Jeder junge Mensch hat das Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenver-
antwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit” (§ 1 Abs. 1 SGBVIII). Zur Umsetzung dieser Leitnorm 
soll Kinder- und Jugendhilfe u.a. junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung fördern, Eltern 
und andere Erziehungsberechtigte beraten und unterstützen sowie Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr 
Wohl schützen (vgl. § 1 Abs. 3 SGB VIII). 

Gegründet ist dieser doppelte Auftrag der Jugendhilfe auf Art. 6 Abs. 2 GG, der als § 1 Abs. 2 SGB VIII und als § 1 
Abs. 2 KKG wörtlich wiederholt wird: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und 
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft“.

Vor dem Hintergrund dieses grundgesetzlichen Auftrages sind Jugendämter und Gerichte verpflichtet, im Sinne 
eines staatlichen Wächteramtes das Kindeswohl zu sichern. Dabei hat jede Institution besondere Aufgaben. Zu-
nächst ist die Jugendhilfe aufgerufen, dafür zu sorgen, dass für Kinder, Jugendliche und ihre Familien Bedingun-
gen zur Verfügung stehen, die ein dem Kindeswohl zuträgliches Aufwachsen ermöglichen. Nach § 27 SGB VIII 
hat sie Hilfen zur Erziehung zu leisten, wenn das Wohl des Kindes “nicht gewährleistet” ist. Das Gericht muss 
dagegen Maßnahmen ergreifen, sobald das Kindeswohl “gefährdet” ist (§ 1666 BGB) und das Jugendamt eine 
Gefährdungsabwehr aufgrund mangelnder Mitwirkung der Eltern allein nicht sicherstellen kann. 

Was aber ist nun eine Kindeswohlgefährdung? Die einschlägigen Kommentare zum § 1666 BGB (vgl. z.B. Stau-
dinger/Coester 2016; Pallandt/Götz 2016) nähern sich dieser Frage vorrangig durch eine ausdifferenzierte Ka-
suistik an, die jedoch bei genauerem Hinsehen von einer einheitlichen Systematik noch weit entfernt ist. Die 
Kommentierungen nehmen sehr unterschiedliche Ordnungssysteme zur Grundlage, wobei sich drei Typen von 
Ordnungssystemen (die allerdings nirgends konsequent durchgehalten werden) herausschälen:

→ Formen der Schädigung (z. B. Misshandlung, Vernachlässigung, sexueller Missbrauch)
→ Ursachenkonstellationen (z. B. Elternkonflikte, Drogenabhängigkeit, psychische 
     Erkrankung oder geistige Behinderung von Eltern, familiäre Gewalt)
→ Gefährdungskontexte (z. B. Religion, ausländische Eltern, Schule und Ausbildung)
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Unter dem „Begriffsdach“ Kindeswohlgefährdung als eine Sammelkategorie verbirgt sich - wie man sieht - eine 
breite Spannweite unterschiedlicher Lebenssituationen und Handlungen. Um sich dem Begriff der Kindeswohl-
gefährdung definitorisch anzunähern, macht es daher Sinn, sich mit dem in § 1666 Abs. 1 BGB verwendeten 
Begriff der Gefährdung näher zu beschäftigen. Die auch heute noch aktuelle Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs (BGH) aus dem Jahr 1956 versteht unter Gefährdung „eine gegenwärtige in einem solchen Maße vor-
handene Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit 
voraussehen lässt“ (FamRZ 1956, 350). Als gefährdet im Sinne von § 1666 BGB ist das Kindeswohl also dann 
anzusehen, wenn sich bei Fortdauer einer identifizierbaren Gefährdungssituation für das Kind eine erhebliche 
Schädigung seines körperlichen, geistigen oder seelischen Wohls mit hoher Wahrscheinlichkeit voraus-sehen 
und begründen lässt. 

Bei der Einschätzung einer „Gefährdung des Kindeswohls“ (§§ 8a SGB VIII, 1666 BGB) geht es also um die 
fachlich geleitete Einschätzung von Art, Erheblichkeit und Wahrscheinlichkeit von Schädigungen für das Kind. 
Primäres Ziel dabei ist es nicht, ein wie auch immer geartetes positiv definiertes Kindeswohl sicher zu stellen, 
sondern Ziel ist es, Gefahren abzuwenden. Eine dem Alltagsverständnis folgende – auch von Fachkräften häufig 
vorgenommene – Gleichsetzung des Begriffs der Kindeswohlgefährdung mit den Begriffen Kindesmisshand-
lung oder Kindesvernachlässigung ist nicht zulässig. Die Gesellschaft kennt viele Formen der Misshandlungen 
und Vernachlässigungen von Kindern (körperliche Härte in der Erziehung, mangelhafte oder mangelnde Versor-
gung etc.), die – obwohl unbedingt durch Jugendhilfe z.B. im Rahmen von Hilfen zur Erziehung abzuwenden – 
unterhalb des Niveaus einer Kindeswohlgefährdung liegen, das zum Eingriff in elterliche Sorgerechte berechtigt 
und ggf. verpflichtet. Nicht jede Misshandlung oder Vernachlässigung ist damit auch eine Kindeswohlgefähr-
dung im Sinne des § 1666 BGB. (vgl. Schone 2015, S. 19ff.)

Ob die Lebenssituation eines Kindes als kindeswohlgefährdend anzusehen ist, ist nur auf der Grundlage fachli-
cher und normativer Bewertungsvorgänge zu beurteilen. Tatbestände sprechen in solchen Fällen selten für sich, 
sondern sind hinsichtlich der Auswirkungen auf das Kind zu bewer-ten, und es sind Prognosen aufzustellen, ob 
eine Gefährdung in dem Sinne besteht, dass Schäden zu erwarten sind. 

Als weitere zentrale Voraussetzung gerichtlicher Gefahrenabwehrmaßnahmen muss zur Gefährdung des Kin-
deswohls nach § 1666 BGB hinzukommen, dass die Eltern „nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr 
abzuwenden“. Dieses grundsätzliche Eingriffskriterium soll gewährleisten, dass gerichtliche Gefahrenabwehr-
maßnahmen nur dann und in dem Maße ergriffen werden, wie sie bei Gesamtwürdigung des Elternverhaltens 
notwendig und geeignet sind, um Gefahr für das Kind abzuwenden (Verhältnismäßigkeitsprinzip). Auch hier geht 
es um zum Teil schwierige Beurteilungsfragen, insbesondere z.B. bei sich hochgradig ambivalent verhaltenden 
Eltern oder bei bestimmten psychischen Erkrankungen von Eltern, deren Bereitschaft und Fähigkeit zur Gefähr-
dungsabwehr mit episodenhaft verlaufenden Wahrnehmungs- und Steuerungseinschränkungen schwankt. 

Die Generalklausel „Kindeswohlgefährdung“ ergänzt bezogen auf das Verhalten der Eltern die vergangenheits-
bezogene Betrachtung der Gefährdungsursachen (welche Tatsachen liegen vor?) um die notwendige zukunfts-
orientierte Einschätzung des Beitrages, der von den Eltern zur Abwendung der Gefährdung zu erwarten ist (was 
muss getan werden, um das Kind zu schützen?). Erst wenn das Gericht überzeugt ist, dass Wille und/oder Fähig-
keiten der Eltern nicht ausreichend sind, Gefahren für das Kind abzuwenden, ist ein Eingriff ins Elternrecht zu-
lässig. Im Prinzip gilt es dabei zu berücksichtigen: Wer in der Vergangenheit nicht willens oder nicht in der Lage 
war, eine Gefahr für das Kindeswohl abzuwenden, hat sich deshalb noch nicht generell als unfähig erwiesen, in 
Zukunft zur Kindeswohlsicherung beizutragen (vgl. Staudinger/Coester 2016, § 1666 Rn 83).

Mit der schon 1956 vorgenommenen Präzisierung des Gefährdungsbegriffs hat der Bundesgerichtshof deutlich 
gemacht, dass es bei den familiengerichtlichen Verfahren nicht darum geht, Rechtsfolgen für zurückliegende 
Ereignisse (z.B. Verfehlungen oder Straftaten gegenüber dem Kind) zu definieren, also ein irgendwie geartetes 
Versagen zu ahnden. Es geht – mit eindeutig auf das Kind gerichtetem Fokus – darum, zukünftige absehbare 
Schäden zu verhindern. Insofern ist der § 1666 BGB eindeutig als präventive Norm (Vermeidung absehbarer 
Schäden) zu klassifizieren. Dies wird auch von Coester deutlich betont, indem er formuliert: „Die eigentliche 
Schädigung des Kindesinteresses muss künftig drohen, schon eingetretene Schäden sind weder erforderlich 
noch ausreichend, ungeachtet ihrer Indizfunktion für auch künftige Schädigungen des Kindes“ (Staudin-ger/
Coester 2016, § 1666 Rn 82a).

Deutlich wird, dass Kindeswohlgefährdung kein beobachtbarer Sachverhalt an sich ist, sondern dass es sich 
dabei um ein rechtliches und normatives Konstrukt handelt. Dieses Konstrukt basiert auf dem Bestehen objek-
tiver Sachverhalte (z.B. Kind ist unterernährt, Kind hat blaue Flecken) und einer Bewertung dieser Sachverhalte 
hinsichtlich der o.g. Kategorien. Ein rechtliches Konstrukt ist es insofern, als die unbestimmten Rechtsbegriffe 
des § 8a SGB VIII und des § 1666 BGB auf konkrete Einzelfälle angewandt werden und die Rechtsbegriffe durch 
die Sachverhalte aus den Einzelfällen gefüllt werden müssen; ein normatives Konstrukt ist es durch das un-
weigerliche Einfließen von Normen und Wertvorstellungen von Sozialarbeiter*innen und Richter*innen in die 
Bewertung der Situation des Kindes. In jedem Einzelfall geht es um einen komplexen Abwägungsprozess durch 
Sozialarbeiter*innen und Richter*innen bezüglich der Gefährdungsgrenze, die, wird sie unterschritten, das el-
terliche Erziehungsprimat als nicht antastbar garantiert, wird sie überschritten, das Eingreifen des Staates zum 
Schutz der Kinder unabweisbar macht.

Wenn Bewertungsvorgänge über die Lebenslage von Kindern und das Erziehungsverhalten von Eltern notwen-
dig werden und wenn hierfür objektive Maßstäbe fehlen, dann gilt es genauestens zu betrachten, wie und auf 
welcher Grundlage solche Bewertungen zustande kommen. Dies gilt nicht nur für die Jugendhilfe, sondern auch 
bezogen auf die Gerichte bzw. die Richter*innen, die in solchen Fällen eben nicht nur gesetzliche Anordnungen 
realisieren und Entscheidungen aus der bloßen Anwendung von Gesetzen auf feststellbare Tatbestände ableiten 
können.

Handlungsstrategien zwischen Jugendämtern und Gerichten

Entwicklungen in Deutschland

Wie beschrieben ist Kindeswohlgefährdung ein Konstrukt und keine allein durch Tatbestände beschreibbare ob-
jektive Tatsache. Die konkrete Grenzziehung zur Kindeswohlgefährdung geschieht immer durch Gefährdungs-
einschätzungen im Einzelfall. Veränderungen der Handlungsstrategien der beteiligten Akteure lassen sich nur 
begrenzt im Alltag selbst beobachten, da alle Fälle eine gewisse Einzigartigkeit aufweisen. Allerdings ergeben 
sich aus der Makroperspektive interessante Beobachtungen. Schon seit Jahren lässt sich beobachten, dass be-
züglich der Grenzziehung der Kindeswohlgefährdung und der damit verbundenen Eingriffsschwelle staatlicher 
Instanzen etwas in Bewegung geraten ist. Die Interventionsschwellen werden im Namen des Kinderschutzes 
immer weiter vorverlagert. Diese Dynamik lässt sich sowohl an Einzelstatistiken in Jugendämtern als auch als 
genereller Trend in der Bundesrepublik an der Bundesstatistik unzweifelhaft nachvollziehen.

Betrachtet man hier zunächst das Instrument der Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII. Diese Vorschrift regelt die 
Voraussetzungen für eine sozialpädagogische Krisenintervention und Schutzgewährung durch das Jugendamt 
in Eil- und Notfällen. Es ist somit das zentrale Instrument, mit dem ein Jugendamt selbst direkt Kinder und 
Jugendliche vor akuter Gefährdung schützen kann. Bezogen auf die Nutzung dieses Instrumentes zeigt sich im 
Rahmen der Bundesstatistik eine eindeutige Bewegung: Im Zeitraum von 2005 bis 2014 stieg die Zahl der Inob-
hutnahmen um 88,9% (von 25.442 auf 48.059). Diese Steigerung geht auch zurück auf einen starken Anstieg 
von Inobhutnahmen unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge (von 602 auf 11.642) und von Jugendlichen, die 
auf eigenen Wunsch in Obhut genommen wurden (von 2.712 auf 5.909). Der Anstieg der Inobhutnahme auf-
grund einer angenommenen Kindeswohlgefährdung stieg aber ebenfalls im gleichen Zeitraum um 76,2% von 
17.758 auf 31.300 Minderjährige) (vgl. Statistisches Bundesamt 2016a). Damit kann man eindeutig von einem 
Trend sprechen, der Jugendämter offensichtlich häufiger zu diesem Instrument greifen lässt.

Bezogen auf familiengerichtliche Interventionen lässt sich feststellen: Die Zahl der teilweisen oder vollständigen 
Entzüge elterlicher Sorge durch Familiengerichte lag in der Bundesrepublik zwischen 1990 und 2005 immer 
zwischen 7.000 und 9.000 Fälle. Wesentliche Ausschläge waren hier nicht zu beobachten. Seit dem Jahr 2005 
gibt es jedoch auch hier eindeutige Veränderungen. Kam es 2005 noch zu 8.686 vollständigen oder teilweise 
Entzügen der elterlichen Sorge, so stieg diese Zahl bis zum Jahr 2014 auf 17.029, also um 96,1% an (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2016b). Hinzu kommen 12.124 vom Familiengericht gegenüber Eltern ausgesprochene 
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Gebote und Verbote - in der Regel das Gebot, eine spezifische Hilfe zur Erziehung in Anspruch zu nehmen. Auch 
solche Gebote stellen insofern Eingriffe in das Elternrecht dar, als die Eltern in ihrer freien Entscheidung einge-
schränkt werden, Hilfen anzunehmen oder nicht. Mit diesen Entwicklungen ist das hoheitlich ordnungsrecht-
liche Interventionsniveau 2014 das höchste seit Einführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vor 25 Jahren.

Hilfen zur Erziehung und Schutzkonzepte 
im Vorfeld gerichtlicher Maßnahmen zur Gefährdungsabwehr

Um das Wohl eines Kindes zu gewährleisten und auch Maßnahmen zur Gefährdungsabwehr zu treffen, können 
ASD-Fachkräfte auf Angebote der Hilfen zur Erziehung nach § 27 SGB VIII zurückgreifen. Die Eltern haben hier-
auf einen - Rechtsanspruch, wenn eine dem Wohl des Kindes entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist, 
sind jedoch nicht verpflichtet, Hilfen anzunehmen und können von den ASD-Fachkräften auch nicht dazu ge-
zwungen werden. Die ASD-Fachkraft hat die Familie über mögliche Rechtsansprüche auf Hilfen zur Erziehung 
zu beraten und diese ggf. zur Annahme einer Leistung zu motivieren. Die Hilfeannahme und ein positiver Hilfe-
verlauf basieren auf Freiwilligkeit und Bereitschaft von Seiten der Adressat*innen.
Wenn jedoch nach § 8a Abs.1 SGB VIII eine „Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen“ festgestellt 
wird, muss der ASD aufgrund seines gesetzlichen Schutzauftrages eingreifen und die Gefährdung abwehren. 
Für die hierzu erforderlichen Maßnahmen müssen Eltern gewonnen werden; sie basieren aber nicht mehr al-
lein auf Freiwilligkeit, sondern werden in einem Zwangskontext realisiert. Die in diesem Zusammenhang kon-
zipierten Hilfen müssen von den Adressat*innen angenommen werden, wenn sie vermeiden wollen, dass das 
Jugendamt das Gericht gemäß § 8a Abs. 2 SGB VIII anruft oder – im Akutfall – das Kind sofort in Obhut nimmt.
Sollen Kinder mit Angeboten der Erziehungshilfe vor Gefahren für ihr Wohl geschützt werden, werden daher 
sehr oft gemeinsam mit den Eltern und dem leistungserbringenden Jugendhilfeträger sogenannte „Schutzkon-
zepte“ vereinbart, die den bestehenden Gefährdungsrisiken entgegenwirken sollen. 
An die Eltern werden ganz konkrete Anforderungen gestellt, die im Schutzplan als verpflichtende Vereinbarun-
gen formuliert werden und als eine Mindestanforderung zur Gefährdungsabwehr gelten. Beispielsweise wird 
von Eltern verlangt, dass sie den Fachkräften des Jugendamtes und des hilfeerbringenden Jugendhilfeträgers 
das Recht einräumen, Kontrollfunktionen zu übernehmen, indem sie z.B. mit substituierenden Eltern vereinba-
ren, dass sie ihre Ärzte/Arztinnen von der Schweigepflicht entbinden und diesen erlauben, bei Rückfällen sofort 
das Jugendamt informieren zu dürfen oder indem unangemeldete Kontrollbesuche vereinbart werden. 
Die Eltern werden regelmäßig auf die Einhaltung der im Schutzplan angeführten Vereinbarungen hin überprüft. 
Solche Kontrollen – die ja in der Gesetzessystematik der Hilfen zur Erziehung im SGB VIII so nicht vorgese-
hen sind – können je nach Einschätzung des Gefährdungsrisikos sehr engmaschig ausfallen. Zeigen sich für die 
betroffenen Minderjährigen trotz Schutzkonzept weiterhin Gefährdungsmomente, weigern sich die Eltern, die 
Auflagen einzuhalten oder sind sie nicht in der Lage, die Gefahr abzuwehren, bleibt dem Jugendamt nur, das 
Gericht gemäß § 8a Abs.2 SGB VIII anzurufen. 

Der Gang zum Gericht als Erweiterung des Handlungsrahmens

Bei Einbezug des Gerichts stellt sich immer die Frage mit welcher Zielsetzung – jenseits der Vermeidung oder 
Abwendung einer Kindeswohlgefährdung natürlich – diese erfolgt. Dabei lassen sich zwei Grundlinien erkennen. 
Oft ist ein Hilfeprozess unter Beteiligung der Eltern nicht vorstellbar oder schon gescheitert, so dass die unmit-
telbare Erwartung besteht, dass den Eltern Sorgerechte entzogen werden und handlungsfähige Pfleger*innen 
und Vormünder an deren Stelle eingesetzt werden. Nicht selten geht allerdings auch eine relativ offene Meldung 
zu einer Gefährdung an das Gericht mit der Erwartung, dass man gemeinsam die Gefährdung feststelle und 
Maßnahmen zur Abwendung finde und durchsetze. 
Eine wichtige Norm, die diesen zweiten Weg eröffnet, ist die Erörterung der Kindeswohlgefährdung nach § 157 
FamFG. „In Verfahren nach den §§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen Gesetzbuches soll das Gericht mit den 
Eltern und in geeigneten Fällen auch mit dem Kind erörtern, wie einer möglichen Gefährdung des Kindeswohls, 

insbesondere durch öffentliche Hilfen begegnet werden und welche Folgen die Nichtannahme notwendiger 
Hilfen haben kann.“ (§ 157, Abs. 1 FamFG). Diese Erörterungen finden auch bei einer nur möglicherweise be-
stehenden Kindeswohlgefährdung statt, wenn das Jugendamt Eltern nicht davon überzeugen kann, eine Hilfe 
anzunehmen, die das Jugendamt aber angesichts einer nur potentiellen Gefährdung (also noch unterhalb einer 
klar dokumentierten Schwelle) für erforderlich hält. Bei Erörterungen nach § 157 FamFG geht es darum, als not-
wendig erachtete Leistungen des Jugendamtes mit Unterstützung (bzw. auch durch Druckausübung) des Ge-
richtes möglich zu machen. Die Norm soll dazu beitragen, Widerstände von Eltern gegenüber dem Jugendamt 
abzubauen und ggf. bestehende Hürden bei der Kooperation von Jugendamt und Eltern mit Hilfe des Gerichtes 
zu überwinden. Eine große Zahl von Richter*innen formulieren ihre Bereitschaft, sich schon frühzeitig in festge-
fahrene Hilfeplanungsprozesse einbinden zu lassen bzw. den Einbezug des Gerichtes noch weiter nach vorne zu 
verlagern, um damit präventive Wirkungen zu entfalten, indem Eltern frühzeitig dazu bewegt werden können, 
Gefährdungen von ihren Kindern abzuwenden.
Nach Eindruck vieler Richter*innen ist bei den Gerichten auf der Grundlage des § 157 FamFG ein deutlicher An-
stieg von Mitteilungen durch das Jugendamt festzustellen, die darauf gerichtet sind, frühzeitiger die Autorität 
des Gerichtes einzuschalten, wenn eine Kindeswohlgefährdung im Raume steht. 
Dabei ist erkennbar, dass sich die Erwartung an die Richtertätigkeit deutlich verschiebt. Richter*innen sollen 
nicht nur über die Rechtmäßigkeit des Handelns des Jugendamtes und die daraus abzuleitenden Maßnahmen 
entscheiden, sondern sie werden entsprechend der Formulierung in § 157 FamFG („mit den Eltern […] erörtern, 
wie einer möglichen Gefährdung des Kindeswohls, insbesondere durch öffentliche Hilfen, begegnet werden […] 
kann“) in die Maßnahme-Entwicklung mit eingebunden. Das wird von einigen Richter*innen sehr begrüßt und 
als sinnvolle Erweiterung ihres Handlungsspektrums wahrgenommen, von anderen aber auch deutlich zurück-
gewiesen.
Der so geartete Einbezug des Gerichtes verändert grundlegend das Setting der Hilfeplanung im Jugendamt. 
Mit dem/der Richter*in tritt einerseits jemand in die Kommunikation zwischen ASD-Fachkraft und Eltern und 
ihren Kindern ein, der/die bislang an dem (zumeist konflikthaften) Geschehen nicht beteiligt war, und insofern 
möglicherweise von allen Beteiligten als neutral und als neue Chance auf Verständigung wahrgenommen wer-
den kann; andererseits ist diese Person aber mit besonderen Machtbefugnissen ausgestattet, was bedeutet, 
dass Eltern nicht unbedingt und in jedem Fall für Lösungen gewonnen werden müssen, sondern dass hier Ent-
scheidungen getroffen werden können, die Eltern zu spezifischen „Lösungen“ - auch unterhalb eines Entzugs 
der elterlichen Sorge - zwingen sollen (Gebote und Verbote). Damit haben diese Regelungen sehr weitreichende 
Konsequenzen für die Beteiligten (hier insbesondere die Eltern und Kinder). 
Diese Richter*innen sehen allein in dem Wechsel des Settings durch die Verlagerung der Federführung für die 
Gespräche mit der Familie vom Jugendamt ins Gericht eine sehr wichtige Grundlage dafür, dass festgefahrene 
Gespräche im Jugendamt wieder in Bewegung kommen können. So sei es möglich, durch ein „Machtwort“ des 
Richters/der Richterin wieder eine neue Dynamik in festgefahrene Hilfeplanverfahren zu bringen.
Die (frühe) Erörterung stößt dabei in die „Lücke“ zwischen dem auf Freiwilligkeit und Aushandlung basierenden 
§ 36 SGB VIII und einem richterlichen Sorgerechtseingriff. Die Autorität des Gerichtes wird da genutzt, wo die 
Überzeugungskraft des Jugendamtes bezüglich der Notwendigkeit von Hilfen an ihre Grenzen stößt. Es tangiert 
damit auch das in § 36 SGB VIII angelegte Prinzip der Freiwilligkeit, der Aushandlung und des Wunsch- und 
Wahlrechtes. Mit der Erörterung einer möglichen Kindeswohlgefährdung wird der/die Richter*in in seiner/ihrer 
Rolle als institutionell ausgewiesene Autoritätsperson ins Spiel gebracht. Diese Autorität ist, zumindest von der 
institutionellen Rolle her, nicht aus einer psychosozialen Fachlichkeit begründet, sondern aus der justiziellen, 
den Richter*innen zuerkannten Entscheidungsmacht über Eingriffe in das elterliche Sorgerecht. 
Neben den häufig zitierten Vorzügen, die ASD-Fachkräfte und auch Richter*innen in der frühzeitigen Erörte-
rung von (potenziellen) Gefährdungssituationen und hinsichtlich der Überzeugungskraft und Durchsetzungs-
macht gegenüber Eltern sehen, gibt es aber auch einen verbreiteten Zweifel, ob diese Strategien grundsätzlich 
immer aufgehen können. Auch auf Seiten der Richter*innen gibt es zum Teil deutliche Vorbehalte gegenüber 
einer (frühen) Erörterung. Einige Richter*innen beurteilen die Möglichkeiten, die die (frühe) Erörterung nach § 
157 FamFG den Jugendämtern und Gerichten eröffnet ausgesprochen skeptisch und plädieren dafür, das Ge-
richt ausschließlich als Entscheidungsinstitution zu nutzen. Vor dem Hintergrund, dass Soziale Arbeit immer die 
Rechte der Klient*innen zu beachten hat und besonders im Kontext der Hilfen zur Erziehung auf Koproduktion 
mit den Adressat*innen, – hier meist den Eltern, aber ggf. auch mit deren Kindern – angewiesen ist und insbe-
sondere ambulante Hilfen zur Erziehung immer auf einem Mindestmaß an Mitarbeitsbereitschaft bei den Eltern 
fußen, wäre der nachhaltige Nutzen von gerichtlichen Auflagen und Geboten - zumal bei einer Vorverlage-rung 
der Eingriffsschwelle  - auch erst noch zu prüfen.
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Zentrale Handlungsmuster der Richter*innen im Kinderschutz

Die Richter*innen sind in ihrer Aufgabenwahrnehmung im Kontext des § 1666 BGB unabhängig. Wie sie in 
einzelnen Fällen konkret verfahren, bleibt ihnen im Wesentlichen allein überlassen. Systematische kollegiale 
Beratung und Kontrolle und auch fallübergreifende Diskussionen zur Verfahrensgestaltung finden eher selten 
statt. Daher ist es nahezu zwangsläufig, dass jede/r Richter*in im Laufe der Tätigkeit im Familiengericht einen 
eigenen Verfahrensstil entwickelt. Solche Verfahrensstile oder bevorzugten Handlungsmuster sind deshalb von 
einiger Relevanz für die anderen Akteure (und da in erster Linie natürlich auch für die Eltern), weil die Richter*in-
nen aufgrund ihrer Entscheidungsmacht eine besondere Position im Verfahren einnehmen. Idealtypisch ließen 
sich im Forschungsprojekt (Münder u.a. 2017i.E.) zwei Handlungsmuster ausfindig machen, die sich aus dem 
spezifischen Verhältnis zum Jugendamt ableiten lassen: den korporativen und den autonomen Verfahrensstil.
Unter einem korporativen Verfahrensstil ist gefasst, dass die Richter*innen den Schutzauftrag als eine gemein-
same Aufgabe beider Institutionen (Jugendamt und Gericht) ansehen, wobei beide Institutionen nahe zusam-
menstehen sollten. Die Richter*innen, die diesen Verfahrenstyp präferieren bzw. repräsentierten, gingen von 
Beginn an von einer hohen Richtigkeitsgewähr der Vorschläge des Jugendamtes aus.  In der aktuellen Studie 
(vgl. Münder 2017) sehen sich rund zwei Drittel der befragten Richter*innen als eine Art „Team“ mit dem Ju-
gendamt. Dies trifft vor allem für jene zu, die an kleineren Gerichten arbeiten, so dass Gelegenheit zu konti-
nuierlicher Zusammenarbeit besteht. Von eher korporativ orientierten Richter*innen werden Entscheidungen 
eher spät und ungern allein, sondern oft in enger Abstimmung mit der ASD-Fachkraft und dem Verfahrensbei-
stand gefasst, häufig wird auch gemeinsam Druck auf die Eltern ausgeübt. Eine besondere Situation entsteht 
dann, wenn korporativ handelnde Richter*innen die Beratungsarbeit des Jugendamtes auf Ebene des Verfah-
rens übernehmen und damit in sozialpädagogische Aufgabenfelder vordringen. Das mag zwar in Einzelfällen zu 
nachhaltigen Erfolgen durch die Erzeugung von Einsicht bei den Eltern in notwendiges Handeln führen. Nicht 
selten enden aber auch solche Verfahren dann mit Geboten, eine spezifische Hilfe in Anspruch zu nehmen. Der 
richterliche Beschluss (Gebot) ersetzt hier die gemeinsame Vereinbarung im Hilfeplan.
Unter einem autonomen Verfahrensstil wurde in der früheren Studie ein Verfahrensstil gefasst, bei dem die 
Richter*innen ihre Aufgabe primär von der justiziellen Seite her interpretieren. Sie sehen es im Rahmen ihrer 
Amtsermittlungspflicht als ihre Aufgabe an, sowohl die familienbezogenen Sachverhalte zu ermitteln, als auch 
das bisherige Tun des öffentlichen Trägers einer kritischen Analyse zu unterziehen, ob wirklich alle anderen Mög-
lichkeiten zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung durch öffentliche Hilfen ausgeschöpft und wirkungslos 
geblieben sind. Sie verstehen das Verfahren nicht zuletzt auch als Kontrolle des Verwaltungshandelns. In der 
aktuellen Untersuchung betont rund ein Drittel der befragten Richter*innen in Kindeswohlverfahren verstärkt 
den Aspekt der Amtsermittlungspflicht gegenüber den von Jugendamt vorgetragenen Sachständen und betont 
die gerichtliche Entscheidungsverantwortung. Hier finden sich Richter*innen, die ihre Unabhängigkeit betonen, 
eher entscheidungsfreudig sind und sich von einer Art „gemeinsamer Verantwortung“ abgrenzen. Auf autonome 
Verfahrensstile bedachte Richter*innen verbünden sich dabei nicht – wie die korporativ orientierten Richter*in-
nen – mit dem Jugendamt, sondern berichten häufiger als andere von einem Dissens, weil sie Eltern entweder 
nochmals eine Chance geben möchten oder weil sie schneller eingreifende Schritte unternehmen. Von daher 
betonen sie ihre Rolle als unabhängige Vertreter*innen der Legislative. 

Zusammenfassung 

Seit über 10 Jahren lässt sich eine immer stärkere Hinwendung zu autoritären eingriffsorientierten Maßnahmen 
im Kontext der Kindeswohlgefährdung beobachten. Dies beginnt mit der flächendeckenden Realisierung von 
Schutzkonzepten bei einem Gefährdungsverdacht im Rahmen „freiwilliger“ Inanspruchnahme von Hilfen, für 
die es bislang kaum eine begleitende fachliche Diskussion zu Chancen und Grenzen solcher Schutz- und Kont-
rollverfahren, in die freie Träger umfassend einbezogen werden, gibt. Dies wird zudem deutlich an der eklatant 
gestiegenen Quote an Eingriffen in das Sorgerecht von Eltern durch Sorgerechtsentzüge bzw. Sorgerechtsein-
schränkungen und darüber hinaus durch Gebote und Verbote (Einschränkung elterlicher Autonomie). 
Die mit § 1666 Abs. 3 BGB im Jahr 2008 eingeführte Differenzierung von möglichen Maßnahmen zur Abwen-
dung einer Gefährdung führt nicht zu einem Abschmelzen des stärksten Eingriffs, des Entzuges elterlicher Sor-
gerechte. In der Bundesstatistik hat sich die absolute Zahl der (teilweisen oder vollständigen) Sorgerechtsent-

züge zwischen 2004 und 2014 mehr als verdoppelt und seit 1994 fast verdreifacht (von rd. 6.000 auf 17.000). 
Die in § 1666 Abs. 3 BGB normierten „milderen“ Eingriffe (Gebote und Verbote) führen also nicht (gleichsam als 
Substitut) zu einem Rückgang teilweiser oder vollständiger Sorgerechtsentzüge, sondern sie kommen zu den 
skizzierten Steigerungen dieser Eingriffe noch on Top dazu. Damit ist das hoheitlich ordnungsrechtliche Inter-
ventionsniveau heute das höchste seit Einführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vor 25 Jahren - und 
liegt auch noch über dem zusammengenommenen Eingriffsniveau durch § 1666 BGB, Fürsorgeerziehung (FE) 
und Freiwilliger Erziehungshilfe (FEH) zu Zeiten des eher als ordnungsrechtlich geltenden JWG Ende der 80er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts. 
Es bleibt die zentrale Frage, wie eng sich unter dem Anspruch der Kooperation und der Verantwortungsge-
meinschaft Judikative und Exekutive miteinander verzahnen dürfen. Wo gerät die rechtsstaatliche Position von 
Eltern in Gefahr, und wodurch ist nachgewiesen, dass diese Verzahnung auch tatsächlich dem Wohl der Kinder 
und Jugendlichen dient? Hierauf wurde auch schon vor 20 Jahren hingewiesen (vgl. Münder u.a. 2000, S. 363). 
Doch die dortigen Mahnungen wurden nicht aufgenommen – eher im Gegenteil wurden die Systeme mit der 
Erörterung einer möglichen Gefährdung nach § 157 FamFG noch stärker miteinander verzahnt. 
Insgesamt mag man das neue Miteinander von Jugendämtern und Gerichten als Entwicklung im Sinne einer 
Verantwortungsgemeinschaft durchaus begrüßen. Kooperation und Vernetzung sind die Imperative unserer 
Zeit. Allerdings darf man - und dazu soll dieser Aufsatz einen Beitrag leisten - nicht übersehen, welche durchaus 
empirisch abbildbaren Auswirkungen dieses neue Verständnis auf das Feld und hier natürlich in erster Linie auf 
die Kinder, Jugendlichen und Familien hat. Die Kooperation und die Vernetzung zwischen Jugendämter und 
Justiz sind in den letzten 20 Jahren unter den neuen gesetzlichen Vorzeichen zweifelsohne deutlich besser ge-
worden (dies schon allein aufgrund der deutlich gewachsenen „Kooperationsanlässe“). Ob damit aber auch der 
Kinderschutz und die diesbezüglichen Strategien gegenüber mit der Erziehung überforderter Eltern und ihrer 
Kinder besser geworden sind, bleibt auch am Ende dieses Beitrages eine offene - aber dringend zu bearbeitende 
- Frage.
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Schon lange wurde im Fachdiskurs erkannt, dass es „den ländlichen Raum“ nicht gibt, sondern im Kontext 
wachsender gesellschaftlicher Ungleichheit und sozialer Spaltungen höchst unterschiedliche ländliche 
Räume existieren, wie aktuelle Studien erneut empirisch belegen (Bundesministerium des Innern, für Bau 

und Heimat et al. 2019, Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung/Wüstenrot Stiftung 2019, Hüther et al. 
2019). Dies muss als Herausforderung für die Soziale Arbeit und den Kinderschutz in einer Gesellschaft der Viel-
falt jedoch stärker anerkannt und berücksichtigt werden. Im Folgenden wird anhand des Bildes, das die amtliche 
§ 8a-Statistik zu den Gefährdungseinschätzungen der Jugendämter zeigt, die Diversität des Kinderschutzes in 
ländlichen Räumen in Niedersachsen analysiert und ihre Bedeutung für die zukünftige Gestaltung des Kinder-
schutzes skizziert.

Weniger Verfahren zur Einschätzung von Kindeswohlgefährdungen, trotz mehr Kindern

In einer (engen) Definition kann „Kinderschutz“ verstanden werden: „Schutz und Hilfe bei Misshandlungen und 
Vernachlässigungen von Kindern innerhalb und außerhalb der Familie zu gewähren (Gewalt in Familien), d.h., 
bei einer gewaltsamen, nicht zufälligen physischen oder psychischen, das Wohl und die Rechte eines Kindes 
beeinträchtigenden oder bedrohenden Schädigung, durch die ein Kind verletzt, in seiner Entwicklung gehemmt 
oder sogar zu Tode gebracht wird, helfend einzugreifen.“ (Wolff 2017, S. 576). Wie häufig solche Fälle sind bzw. 
ob es Unterschiede im Ausmaß von Kindesmisshandlung, Vernachlässigung oder sexueller Gewalt an Kindern in 
ländlichen und in städtischen Räumen gibt, ist nach wie vor unklar. In einer repräsentativen Studie für Deutsch-
land (Fegert 2017) hat sich aber gezeigt, dass 6,5 % der Befragten über schwere emotionale Misshandlung 
in Kindheit und Jugend, 6,7 % über schweren körperliche Misshandlung und 7,5 % über schweren sexuellen 
Missbrauch berichteten. Substanzielle Unterschiede zwischen Stadt und Land wurden nicht gefunden. Auch 
aufgrund praktischer Erfahrungen ist davon auszugehen, dass sowohl in ländlichen Räumen, als auch in den 
Städten zu Gewalt gegen Kinder kommt (Herschelmann 2014, Freigang/Hamar/Peters 2016).
Unterschiede zeigen sich aber in der amtlichen Statistik der Kinder- und Jugendhilfe. In Bezug auf den Kinder-
schutz werden seit 2012 auch Verfahren der Gefährdungseinschätzung nach § 8a SGB VIII des öffentlichen 
Trägers der Jugendhilfe in den Fokus einer empirischen Dauerbeobachtung gerückt (Pothmann 2014), die Aus-
sagen über das Vorkommen von Kindeswohlgefährdungen (und in Jahresvergleichen auch hinsichtlich von 

Entwicklungen) ermöglicht, die zuvor in der Bundesrepublik so nicht verfügbar waren (Köckeritz 2014). Damit 
werden erstmalig auch Analysen der Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen städtischen und ländlichen 
Räumen in der Entwicklung möglich. Im Folgenden werden Ergebnisse einer Analyse der Gefährdungseinschät-
zungen nach § 8a SGB VIII nach Städten und Landkreisen in Niedersachsen im Zeitraum 2012-2018 dargestellt 
(vgl. Tab. 1 im Anhang). Die Statistik zeigt zunächst, dass sich insgesamt die Anzahl der Verfahren im Zeitraum 
von 2012-2018 sowohl in den Städten, als auch in den Landkreisen kontinuierlich erhöht hat. Allerdings ist die 
Zunahme in den Städten deutlich größer (von 777 in 2012 auf 2.013 in 2018), während sie in den Landkreisen 
moderater (von 4.327 auf 7.313 in 2018) anstieg. Im Verhältnis zu der jeweiligen Gesamtzahl der Kinder und 
Jugendlichen, wurden in Städten deutlich mehr KWG-Verfahren eingeleitet und Kindeswohlgefährdungen fest-
gestellt, als in den Landkreisen, und zeigt sich in den Städten eine starke progrediente Entwicklung, in den 
Landkreisen dagegen eine deutlich weniger starke (Kennzahlen 1 und 2 zum Kinderschutz aus der Integrierten 
Berichterstattung Niedersachsen (IBN) (Bruckner 2016, S. 88/89), vgl. Abbildung 1). 

Dies wurde punktuell auch schon im Rahmen der Integrierten Berichterstattung des Landes Niedersachsen 
(IBN) für die Jahre 2013 und 2016 festgestellt, in dem in den städtischen Vergleichsringen der Jugendämter 1 
und 2 überdurchschnittlich viele Verfahren eingeleitet wurden, währen in dem ländlich geprägten Vergleichsring 
3 deutlich weniger Verfahren als im Landesdurchschnitt eingeleitet wurden (Bruckner 2016, S. 88, Niedersäch-
sisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 2018, S. 89). Dies ist bemerkenswert, weil in 
den Landkreisen kontinuierlich 6,5-fach mehr Kinder und Jugendliche leben, als in den Städten, und von daher 
mehr Verfahren zu vermuten gewesen wären. Allerdings ist zu beachten, dass diese Zahlen nur die Gefähr-
dungseinschätzungen, die von den Jugendämtern vorgenommen wurden, umfasst (und z. B. nicht die von freien 
Trägern oder insoweit erfahrenen Fachkräften) und kein Rückschluss von der Zahl der Verfahren auf die Anzahl 
der Kinder und Jugendlichen, die vernachlässigt, misshandelt oder missbraucht wurden, möglich ist (Kaufhold/
Pothmann 2016, S.9).
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Abbildung 1: Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII in Städten und Landkreisen in Niedersachsen 
(ohne Region Hannover), 2012-2018
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Erhebliche Unterschiede zwischen Landkreisen

Noch deutlicher sind die Unterschiede in der Anzahl der Verfahren zur Gefährdungseinschätzung nach § 8a 
SGB VIII zwischen einzelnen Landkreisen. Sowohl die Anzahl der Verfahren insgesamt („Verfahrensquote“,  
Mühlmann/Kaufhold 2018, S. 123), als auch die Anzahl der Verfahren mit dem Ergebnis Kindeswohlgefährdung 
(„Gefährdungsquote“, ebd., S. 124) variiert im Vergleich ausgewählter Landkreise mit ähnlicher Einwohnerzahl 
unter 18 Jahren und in der Entwicklung erheblich (siehe Abbildung 2). 

Die Spannbreite ist groß und variiert zwischen Landkreisen und im Zeitverlauf innerhalb von Landkreisen erheb-
lich. In den meisten betrachteten Landkreisen steigen die Zahlen insgesamt, bei erheblichen Schwankungen, 
kontinuierlich an, zum Teil nehmen sie aber auch kontinuierlich ab (Diepholz, Gifhorn). Auffällig ist der große 
Unterschied zwischen den Landkreisen mit den höchsten Zahlen und den Landkreisen mit den niedrigsten Zah-
len. So gibt es im Vergleich im Durchschnitt über den Zeitraum 2012-2018 deutlich mehr Verfahren in Lüneburg 
(54) und Diepholz (52) und dagegen im Durchschnitt deutlich weniger eingeleiteten Verfahren in Aurich (15) und 
Cloppenburg (8).
Über die Gründe dieser, zum Teil deutlichen, Unterschiede in der Statistik zwischen Städten und Landkreisen 
bzw. zwischen einzelnen Landkreisen, lassen sich bislang nur Vermutungen anstellen.
Kaufhold/Pothmann (2016) sehen in Bezug auf einen stark variierenden Anteil der sogenannten „Falsch-posi-
tiven-Fälle“ (Gefährdungseinschätzungen mit dem Ergebnis weder Kindeswohlgefährdung, noch Hilfebedarf) 
zwischen den Bundesländern oder interkommunal innerhalb einzelner Flächenländer (in Brandenburg z. B. je 
nach Landkreis zwischen 17% und 63%) unterschiedliche kommunalspezifische Anwendungsvorgaben beim 
Umgang mit der Statistik als Grund an (ebd., S. 7). Wird die „8a-Statistik“ etwa als internes Personalbemes-
sungsinstrument genutzt, oder gibt es automatisierte Meldewege ohne Vorprüfung bei Verdacht (z. B. bei feh-
lender U-Untersuchung), kann es zu einer sehr extensiven Erfassung von Fällen kommen (ebd.). Sie gehen von 
der Tatsache aus, „dass die Schwellen zwischen Eingang einer Meldung und Einleitung eines für die Statistik re-
levanten 8a-Verfahrens vor Ort offenbar unterschiedlich hoch sind oder auch fälschlicherweise überhaupt nicht 
bestehen.“ (ebd.). Auch Mühlmann/Kaufhold (2018) vermuten Unterschiede in der professionellen Wahrneh-
mung der Gefährdungen und Reaktionen darauf und eine variierende Sensibilität der Fachkräfte (ebd., S. 122).
Ein weiterer Grund könnten unterschiedliche Interpretationen sein. Kaufhold/Pothmann (2016) zeigen am Bei-
spiel von 22 kreisfreien Städten in Nordrhein-Westfalen eine sehr unterschiedliche Verteilung der Gefährdungs-
einschätzungen mit dem Ergebnis „Kindeswohlgefährdung“ oder „latente Kindeswohlgefährdung“. Sie kommen 
zu der Einschätzung: „Diese interkommunalen Unterschiede allein mit unterschiedlichen Gefährdungslagen von 
Kindern und Jugendlichen in den jeweiligen Kommunen zu erklären, greift zu kurz und wäre eine erhebliche 
Verzerrung der Realität. Vielmehr spricht einiges dafür, dass zurzeit die Kategorien akute und vor allem latente 

Kindeswohlgefährdungen unterschiedlich interpretiert und dementsprechend auch nicht eindeutig voneinander 
abgegrenzt werden können.“ (ebd., S. 9). Dies wird durch die Studie von Loew (2018) bestätigt. Er untersucht 
die Hypothese, dass die Kriterien der Fachkräfte beim Ausfüllen des statistischen Einschätzungsbogens unter-
schiedlich sind (ebd., S. 24). Dieser Hypothese ging er in einem Praxisdialog mit 29 Fach- und Führungskräften 
aus 4 Jugendämtern in Thüringen nach. Im Ergebnis zeigte sich, dass die statistische Erhebung für die Fach-
kräfte eher ein Nebenprodukt ihrer Tätigkeiten im ASD sind und sie die § 8a-Statistik als nicht sehr hilfreich, 
nicht sehr aufwändig und nicht sehr bedeutsam für die eigene Tätigkeit einschätzen (ebd.). Ob ein Verfahren 
statistisch relevant wird, hängt ab von der Voreinschätzung der Fachkräfte und ob sie einen Anhaltspunkt als 
gewichtig genug erachten (ebd., S. 25). Dies wiederum hängt von den vorherigen Erlebnissen und Erfahrungen 
(insbesondere ein dramatisch verlaufener Kinderschutzfall) und der Haltung der Fachkräfte ab (ebd.).
Zusätzlich können auch Rollenvermischungen in ländlichen Räumen von Bedeutung sein. Völschow (2014) hat 
festgestellt, dass eine Vermischung unterschiedlicher Lebensbereiche bei Fachkräften, die in dem ländlichen 
Raum auch leben, zu Rollenkonflikten führen kann und das behördliche Melden von kinderschutzrelevanten 
Vorfällen eher zurückgestellt wird, als in anonymeren städtischen Regionen (ebd., S. 51). Dies verweist auf Be-
sonderheiten ländlicher Räume, die mit zu beachten sind.

Sozialstrukturelle und sozioökonomische Unterschiede zwischen Landkreisen, wie sie Pothmann (2016) in der 
Analyse der regionalen Unterschiede bei der Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung in Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen neben Stadt-Land-Differenzen gefunden hat, scheinen dagegen keinen Einfluss auf 
die Zahlen der Statistik zu haben. Mühlmann/Kaufhold (2018) analysieren die § 8a-Statistik, amtliche Bevölke-
rungsdaten, Statistiken der Bundesagentur für Arbeit und weiteren Daten der Kinder- und Jugendhilfestatistik. 
Auch in ihrer Studie zeigen sich erhebliche Unterschiede in der Verfahrens- und Gefährdungsquote in Jugend-
amtsbezirken im regionalen Vergleich (ebd., S. 123f). Sie analysieren mögliche Erklärungen für diese Unter-
schiede und gehen insbesondere der Frage nach, ob zumindest ein Teil der Unterschiede durch unterschiedliche 
regionale Lebensbedingungen bzw. die Sozialstruktur oder einzelne sozioökonomische Belastungsfaktoren der 
Bevölkerung erklärt werden kann. Im Ergebnis zeigen ihre Auswertungen der Einwohnerdichte, des Anteils der 
unter 15-Jährigen mit SGB-II-Leistungsbezug (Indikator für Kinderarmut) und die Inanspruchnahme ambulanter 
und stationärer Erziehungshilfen(Indikator für den Bedarf von Familien): „Weder die Einwohnerdichte noch die 
Kinderarmut noch das Volumen von Hilfen zur Erziehung in einem Jugendamtsbezirk ist (…) geeignet, die kom-
munalen Unterschiede bei den festgestellten Gefährdungen zu erklären.“ (ebd., S. 130).

Eine vergleichbare Analyse der ausgewählten Landkreise mit unterschiedlichen Verfahrens- und Gefährdungs-
quoten in Niedersachsen (s. o.) bestätigt dieses Bild. Zu erwarten wäre, dass bei hoher Einwohnerdichte, hoher 
Kinderarmut und hohen HzE-Ausgaben auch hohe Verfahrens- und Gefährdungszahlen zu verzeichnen sind. 
Dem ist aber nicht so, wie der Vergleich der acht ausgewählten Landkreise für das Jahr 2015 zeigt (vgl. Tab. 2 
im Anhang). Der Landkreis Aurich hatte zwar die zweithöchste Einwohnerdichte, die zweithöchste Kinderar-
mutsquote und die höchsten Ausgaben für Erziehungshilfen, aber 2015 nur 45 Verfahren und 5 Verfahren mit 
dem Ergebnis einer festgestellten akuten Kindeswohlgefährdung. Der Landkreis Diepholz dagegen hatte 2015 
bei der zweitniedrigsten Einwohnerdichte, einer mittlere Armutsquote und mittleren Ausgaben für Erziehungs-
hilfen 733 Verfahren und 50 akute Kindeswohlgefährdungen, also 16x so viele. Weitere Studien bestätigen das 
Bild. So zeigten Landkreise mit vergleichbarer Sozialstruktur in der Untersuchung von Seidenstücker/Weymann 
(2016) gravierende Unterschiede in der Quote der familiengerichtlichen Maßnahmen und Sorgerechtsentzüge 
(ebd., S. 297f). International fanden Smith et al. (2018) in ihrer Untersuchung von Kindesmisshandlung in länd-
lichen Regionen im Süden der USA, dass „despite a greater preponderance of risk factors typically associated 
with child maltreatment, rural, majority African-American counties had lower rates of reported and substantia-
ted child maltreatment compared to other southern counties.“ (ebd., S. 58ff). Und auch auf der Basis aktueller 
Studien zu sozialstrukturellen und sozioökonomischen Faktoren in Städten und Kommunen in Deutschland kön-
nen die Unterschiede in den Verfahren- und Gefährdungsquoten zwischen den Landkreisen nicht erklärt wer-
den. Zwar wurde der Landkreis Aurich im Teilhabeatlas des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung/
Wüstenrot Stiftung (2019) im Cluster 6 als „abgehängte Region“ mit geringen Teilhabechancen eingeordnet, alle 
andere ausgewählten Landkreise, auch die mit den höchsten Verfahrens- und Gefährdungsquoten, aber auch in 
Cluster 5 als ländliche Regionen mit vereinzelten Problemen und mittleren Teilhabechancen.

Vermutlich wird die Ausrichtung und Qualität der Netzwerke eines Jugendamtes eine größere Rolle spielen. 
Jugendämter, die schon länger und aktiv den engen Austausch und die Kooperation mit anderen Institutio-

Abbildung 2: Gefährdungseinschätzungen nach § 8a Absatz 1 SGB VIII mit dem Ergebnis akute 
Kindeswohlgefährdung in ausgewählten Landkreisen mit 30.-34.000 Einwohnern unter 18 Jahren 2012-2018
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nen der Kinder- und Jugendhilfe und Systemen wie dem Gesundheitswesen oder dem Bildungssystem suchen 
und kultivieren (durch Netzwerkarbeit, Fortbildung, Beratung, Informationsveranstaltungen und -materialien 
etc.), erhalten wahrscheinlich mehr Meldungen, weil sich die Beteiligten besser kennen und Fachkräfte stärker 
sensibilisiert, achtsamer und handlungssicherer sind. Andererseits könnte es bei Jugendämtern, in denen dies 
nicht möglich (aufgrund von Personalknappheit, viel Fluktuation, unterschiedlichem Erfahrungs- und Fortbil-
dungsstand der Mitarbeiter/innen o. Ä.) oder nicht erwünscht ist, oder die aus Sicht der Kooperationspartner 
bei Meldungen zu wenig reagieren, zu weniger Meldungen kommen. Auch für Mühlmann/Kaufhold (2018) kann 
der heterogene Umgang mit Verdachtsfällen durch Akteure jenseits der Kinder- und Jugendhilfe, etwa aus dem 
System Gesundheit oder Schule, und ihre Kooperation mit dem Jugendamt ein Grund für die Unterschiede sein 
(ebd., S. 122).

Weiterhin ist es vermutlich auch die unterschiedlich vorhandene Infrastruktur, die einen Einfluss hat. So zeigen 
der aktuelle Bilanzbericht 2019 der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs 
(UKASK 2019) und auch der Abschlussbericht des Monitorings zum Stand der Prävention sexualisierter Gewalt 
an Kindern und Jugendlichen in Deutschland (Kappler et al. 2019) erneut den schon länger bekannten Befund 
(Kavemann/Rothkegel 2012, Fegert et al. 2013), dass es in ländlichen und strukturschwachen Gebieten eine 
gravierende Unterversorgung mit Beratungsmöglichkeiten gibt. Damit fehlen auch Fachberatungs- und Unter-
stützungsmöglichkeiten für die Fachkräfte in unterschiedlichen Systemen vor Ort, die zu mehr Meldungen an 
die Jugendämter führen könnten. Entsprechend werden spezialisierte Beratungsstellen zu sexueller Gewalt für 
betroffene Kinder, Jugendliche und Erwachsene gefordert (UKASK 2019, S. 249). So wichtig und richtig diese 
Forderung ist (vgl. auch BAG der Kinderschutz-Zentren 2019, S. 5), würde mit einer Konzentration allein darauf 
zu kurz gesprungen, wie die Erfahrungen der Kinderschutz-Zentren aus den vergangenen Jahren zeigen. Nicht 
nur, weil die Vielfalt der Gewalt gegen Kinder und Jugendliche meist als Zusammentreffen mehrerer Gewaltfor-
men erscheint (so entsteht sexuelle Gewalt oftmals in einem Milieu von emotionaler und/oder körperlicher Ver-
nachlässigung, BAG der Kinderschutz-Zentren 2019, S. 2), sondern auch, weil spezialisierte Fachberatungsstel-
len allein nicht ausreichen (Heinitz/ Herschelmann 2014). In den ausgewählten Landkreisen in Niedersachsen 
haben sowohl der Landkreis Diepholz mit den höchsten Zahlen eine Beratungsstelle zu Gewalt gegen Kindern 
(SprachLOS Weyhe), als auch der Landkreis mit den geringsten Zahlen Aurich eine solche Fachberatungsstelle 
(AWO Vertrauensstelle gegen Gewalt). An dem notwendigen Aufbau und der Verbesserung einer guten wohn-
ort- und bürgernahen Hilfeinfrastruktur muss dringend gearbeitet werden, gleichzeitig ist es allein damit jedoch 
nicht getan. Eine gute Hilfeinfrastruktur ist wichtig und notwendig, muss aber durch weitere Aktivitäten ergänzt 
werden, die die Besonderheiten ländlicher Räume berücksichtigen und die breitere Gruppen im Sozialraum akti-
vieren und beteiligen, sodass Zugänge zu Hilfen erleichtert werden (Herschelmann 2018).

Diversität ländlicher Räume

Es ist zu betonen, dass es „den“ ländlichen Raum nicht gibt und differenziert werden muss (vgl. Penke 2012). Es 
gibt große Unterschiede zwischen und auch innerhalb von Landkreisen, im Hinblick auf Lage, Siedlungsdichte, 
Multifunktionalität, Sozialstruktur, sozioökonomische Entwicklung etc. (ebd.), die zu berücksichtigen sind und 
Verallgemeinerungen verbieten. Die Diversität zeigen auch die aktuellen Studien zu gleichwertigen Lebensver-
hältnissen in Deutschland (Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat et al. 2019), zu Teilhabechancen 
in Deutschland (Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung/Wüstenrot Stiftung 2019) und zur Zukunft der 
Regionen in Deutschland (Hüther et al. 2019).
Darüber hinaus ist auch das (eigene) Denken und Sprechen über diese Sozialräume zu reflektieren. Winkler 
(2016) verdeutlicht, „dass der Unterschied zwischen Stadt und Land viel mit subjektiven Einstellungen und Er-
fahrungen, ja sogar mit Mythen sowie mit Erinnerungen zu tun hat, zudem mit liebevoll gepflegten Geschichten, 
die als kollektive Mentalitäts- und Denkmuster verankert wurden.“ (ebd., S. 5). Dazu gehören auch stereotype 
Bilder über „den ländlichen Raum“, die entweder übertrieben romantisierend (über die „noch heile Welt“ auf dem 
Land) oder übertrieben problematisierend („absterbende Landschaften“) gezeichnet werden.
Die Realität ist dagegen häufig vielfältiger, wie z. B. die Langzeitstudie „Ländliche Lebensverhältnisse im Wandel 
1952,1972, 1993 und 2012“ belegt (Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2015). Die Studie 
zeigt eine sehr heterogene ländliche Entwicklung, in der viele negative Prozesse aus Vergangenheit nicht einge-

treten sind. Es gibt keine generelle „Entleerung“ der Dörfer, vereinfachende Problemzuschreibungen sind nicht 
passend. Dagegen gibt es eine große Zufriedenheit mit den Lebensbedingungen, auch bei Kindern und Jugend-
lichen, und haben sich z. B. „im Alltagsleben entwickelte individuelle Arrangements und Routinen zum Umgang 
mit den unterschiedlichen Strukturen und mit Herausforderungen“ (ebd., S. 16) herausgebildet. Der qualitative 
Teil der aktuellen Studie zu den Teilhabechancen in Deutschland (Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwick-
lung/Wüstenrot Stiftung 2019) zur subjektiven Wahrnehmung der objektiven Bedingungen, hat gezeigt, dass 
„sich die meisten der befragten Landbewohner des Nachteils bewusst (sind), dass sie zum Arbeiten pendeln 
müssen und auf die nächste größere Stadt angewiesen sind, wenn ein Krankenhausaufenthalt oder ein spe-
zieller Einkauf ansteht. Trotzdem leben die Menschen, die wir in ländlichen Regionen angetroffen haben, mehr-
heitlich gern dort.“ (ebd., S. 6). In der Langzeitstudie „Ländliche Lebensverhältnisse im Wandel 1952,1972, 1993 
und 2012“ (Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2015) hat sich auch gezeigt, dass es eine 
Diversifikation von Kindheitsmustern in ländlichen Räumen gibt und Wohnen in Dörfern auch nicht automatisch 
zu gemeinschaftlichem Engagement führt (ebd., S. 14ff). Ähnliches zeigt sich aktuell auch durch eine zeitver-
gleichende Untersuchung zu sozialen Netzwerken (Moisl 2019). Auf der Basis einer vergleichenden Analyse der 
Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) von 1986 und 2002 zur Kernfrage sozi-
alwissenschaftlicher Netzwerkforschung, an wen sich Menschen in bestimmten Problemlagen wenden können, 
kommt Moisl (2019) zu dem Befund, dass sich auch in kleineren Orten bei Hilfebedarf nur in Ausnahmefällen an 
die Verwandtschaft und die Nachbarn gewandt wird, „was gegen die romantisierende Vorstellung einer engen 
Gemeinschaft in kleineren Ortschaften spricht.“ (ebd., S. 20).
Brandstetter (2014) weist darauf hin, dass es einen engen Zusammenhang von Raumbildern, Problemanfällig-
keit und Zugänglichkeit von Hilfen gibt, den es zu reflektieren gilt. Dies belegt aktuell die Studie der Bundes 
Psychotherapeuten Kammer „Ein Jahr nach der Reform der Psychotherapie-Richtlinie. Wartezeiten 2018“ (BPtK 
2018). Zentrale Ergebnisse waren hier (u. a.), dass die Wartezeiten außerhalb von Großstädten besonders lang 
sind und die Zahl der Psychotherapeut*innen dort deutlich geringer ist (ebd., S. 3). Grund dafür ist, dass die Be-
darfsplanung unterstellt, dass psychische Erkrankungen auf dem Land deutlich seltener wären als in der Groß-
stadt und daher in ländlichen Regionen deutlich weniger Psychotherapeuten vorgesehen sind (ebd., S.19), mit 
fatalen Folgen. Die bevölkerungsrepräsentativen Studien des Robert-Koch-Instituts widersprechen dem jedoch, 
denn die Häufigkeit von psychischen Erkrankungen unterscheidet sich zwischen städtischen und ländlichen Re-
gionen kaum (Bundes-Gesundheitssurvey, Wittchen/ Jacobi 2001, DEGS1-MH-Studie, Jacobi et al. 2014 zit.n. 
BPtK 2018).

Stereotype negative Raumbilder (wie „niedergegangene periphere Landgemeinde“) haben nach Brandstetter 
(2014) auch einen Einfluss darauf, wie die Bewohner_innen sich selbst sehen und wie mit Problemen umgegan-
gen wird (ebd., S. 247). Solche Raumbilder, die einerseits problematische Engführungen und Verkürzungen be-
inhalten und andererseits lediglich strukturelle Benachteiligungen (evidente Versorgungslücken) widerspiegeln, 
verstärken Stress für die Bewohner und koppeln allgemeine soziale Probleme an bestimmte Problemgemeinden 
(ebd., S. 249), wodurch eine „diskursiv erzeugte bzw. zumindest mitgetragene Spirale von Tristesse, Aussichts- 
und Perspektivlosigkeit – vor allem im Umgang mit der scheinbar steigenden Anzahl von Familien mit Erzie-
hungs- und auch Gewaltproblemen“ entstehen kann (ebd.).
Beetz (2015) spricht hier von einer „Peripherizierung“ ländlicher Räume. Er macht deutlich, dass „Landflucht“, 
„Überalterung“, Niedrigeinkommen, Verschlechterung der Infrastruktur, geringe Partizipation etc. nicht Eigen-
schaften einer Region, sondern in überregionalen funktionalen Beziehungen verankert sind (ebd., S. 9). Regio-
nale Ungleichheiten werden gesellschaftlich hervorgebracht und reproduziert. Der Begriff Peripherizierung be-
schreibt die Analyse der räumlichen Produktion dieser Ungleichheit. (ebd.), die insgesamt die Lebensqualität von 
Regionen beeinflusst (ebd., S. 10). Und: Für Menschen mit Benachteiligungen verschärfen sich in peripherisier-
ten Gebieten die Lebenslagen (ebd., S. 12). Diese sind aber nicht naturwüchsig gegeben, sondern von Menschen 
gestaltbar.

Ihre Bedeutung für die Gestaltung des Kinderschutzes

Vor dem Hintergrund dieser Diversität und Dynamiken in ländlichen Räumen spricht viel für die Gestaltung eines 
differenzierten demokratischen Kinderschutzes als vernetzte Gemeinwesenarbeit in unterschiedlichen lokalen 
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Räumen (vgl. auch Herschelmann 2018).
Demokratischer Kinderschutz kann als vernetzte Gemeinwesenarbeit, die universelle, an alle Kinder sich rich-
tende Angebote als Brücke nutzt, die zu Hilfe und Unterstützung und zu neuen Möglichkeiten des Lernens führt, 
organisiert werden (Wolff 2003/2010, S. 304). Sie verknüpft bürgerschaftliches Engagement mit dem Einsatz 
der Fachkräfte, indem ein Unterstützungsnetz aufgebaut wird, das auch Familien, in denen Kindesmisshandlung 
oder Vernachlässigung drohen oder geschehen sind, nutzen können, ohne ausgegrenzt oder verfolgt zu werden 
(ebd.). Demokratischer Kinderschutz als vernetzte Gemeinwesenarbeit arbeitet mit einem Hilfe-Mix, der im All-
tag ansetzt und flexibel genutzt werden kann, und organisiert aktivierende Zugänge und Kontaktmöglichkeiten 
im nachbarschaftlichen Miteinander, das misshandlungsgefährdeten Familien aus der Isolation herausführt und 
in Krisen stützt, und Solidarität im Gemeinwesen stärkt und Selbstverantwortung fördert (ebd.). Denn misshan-
delnde oder vernachlässigende Eltern, als Träger sozialer Probleme, die aufgrund von Belastungen im Konflikt 
scheitern, haben es schwer sich von selbst zu solidarisieren, zu vernetzen und sich zu engagieren. Sie brauchen 
Strukturen, die sie darin unterstützen, ohne sie paternalistisch zu bevormunden. Für Wolff (1998/2010) ist es 
der beste Kinderschutz, wenn mitten im Gemeinwesen Hilfe geleistet wird: „Hier helfen Fachleute Hand in Hand 
mit den Bürgern, die alle auf ihre Weise auf Hilfe, auf Verständnis und Unterstützung angewiesen sind, die aber 
auch selbst helfen können. Hier werden die Umstände verändert, und dann haben die Menschen eine Chance, 
sich selbst zu verändern und das Beste aus ihren Möglichkeiten zu machen.“ (ebd., S. 242f). Der Blick über den 
eigenen nationalen Tellerrand auf den internationalen Forschungsstand bestätigt ein solches gemeinwesen-
orientiertes Vorgehen (vgl. ausführlich Herschelmann 2018).

Dies setzt jedoch die Veränderung grundlegender, verinnerlichter, historisch entstandener Denk-, Wahrneh-
mungs- und Handlungstraditionen als Denkroutinen, die unsere Alltags- und Fachpraxis bestimmen, voraus 
und erfordert einen dreifachen Blickrichtungswechsel:

	 Vom verallgemeinernden Denken in Dualismen (Was ist auf „dem Land“ anders als in „der  
	 Stadt“?) und der Suche nach Unterschieden und „der“ Lösung im ländlichen Raum, zur Analyse 
	 unterschiedlicher kleinerer Sozialräume und differenzierten Suche nach je verschiedenen  
	 Lösungen vor Ort (Diffusion in andere Diskurse und Aktivitäten in ländlichen Räumen und  
	 „blended helping“)

	

	

Eine solche Vorgehensweise wurde im Rahmen der Kinderschutz-Zentren auch schon praktisch erprobt (Land-
kreis Friesland/ Kinderschutz-Zentrum Oldenburg 2018, kinderschutz-zentrum-ohse.de), braucht aber noch 
weitere Bemühungen. Vor dem Hintergrund langjähriger Erfahrungen in der Fachpraxis fordern sie die Stärkung 
angemessener Versorgungs- und Netzwerkstrukturen, die sowohl einen niedrigschwelligen Zugang zu Hilfe för-
dern als auch ein erreichbares fachspezifisches Beratungsangebot vorhalten (BAG der Kinderschutz-Zentren 

Vom risiko- und sicherheitsorientierten Handeln im Kinderschutz (Wo sind in ländlichen  
Räumen die misshandelnden Eltern und wie kommen wir an sie heran, um die Kinder zu  
retten?), zum demokratischen Kinderschutz, der sich grundlegend an der Gestaltung einer  
positiven Kultur des Aufwachsens orientiert, durch partnerschaftliche Kooperation aller  
Beteiligten;

Von einer einseitig personenzentrierten methodischen Orientierung der Fachkräfte an  
Einzelfall- und Gruppenarbeit (Wie kann in ländlichen Räumen Beratung die Eltern und  
Erziehungsberechtigten erreichen?), zur Gemeinwesenarbeit, mit der Organisation infor- 
meller sozialer Unterstützung in und durch Communities und eines niedrigschwelligen,  
schnellen, anonymen Zugangs zu Hilfe ohne Stigmatisierung in den Sozialräumen, durch  
eine Kooperation von ehrenamtlich-freiwilligen und professionellen Helfern nach dem  
Motto: „think child, think family, think community“ (vgl. Herschelmann 2018, S. 106f).

2019, S. 5). Sie plädieren außerdem weiterhin für eine Verknüpfung von Forschung und Praxis: „Kinderschutz 
muss als ein lernendes und kooperatives System fungieren, in dem wissenschaftliches und erfahrungsbasier-
tes Wissen regelhaft im Austausch sind und zu kontinuierlichen interinstitutionellen Kooperationsstrukturen 
führen.“ (ebd.). Umgesetzt wird dies in einem praxisorientierten Forschungsprojekt zur Weiterentwicklung des 
Kinderschutzes in ländlichen Räumen in Kooperation mit der Hochschule Emden/Leer, in dem Fokusgruppen 
mit regionalen Fachkräften durchgeführt werden.

Tabelle 1: Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII in 

Städten und Landkreisen in Niedersachsen (ohne Region Han-

nover), 2012-2018

*Orientiert an der statistischen Einteilung des Landesamtes für 

Statistik Niedersachsen (LSN); Städte: 101-103, 401-405 (ohne 

Stadt Hannover); Landkreise: alle (außer Region Hannover)

**Quelle: LSN-Online, Tabelle A100002G, Statistische Region, 

Kreisfr. Stadt, Landkreis, 2012-2018, eigene Berechnung

***Quelle: LSN, Tabelle T20, Statistische Region, Kreisfr. Stadt, 

Landkreis, 2012-2018, eigene Berechnung

****Orientiert an den Kennzahlen zum Kinderschutz aus der 

Integrierten Berichterstattung Niedersachsen (IBN), Nieder-

sächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleich-

stellung (Bruckner 2016, S. 88/89)

Tabelle 2: Einwohnerdichte, Kinderarmut, Ausgaben HzE 

in ausgewählten Landkreisen mit 30.-34.000 Einwohnern 

unter 18 Jahren in Nds., 2015:

*Indikator: Gesamtbevölkerung an pro qkm Gesamtfläche, 

Quelle: LSN-Online, Tabelle Z100001G, Statistische Re-

gion, Kreisfr. Stadt, Landkreis, 2012-2018

** Indikator: Empfänger von Hilfen zum Lebensunterhalt 

nach SGB II unter 15 Jahren an der altersentsprechenden 

Bevölkerung (nach Mühlmann/ Kaufhold 2018, S. 128), 

Quelle: LSN-Online, Tabelle K2501012 und /Z100002G, 

Stat. Region, Kreisfr. Stadt, Landkr:, 2015, eigene Berechn.

***Indikator: Summe der Auszahlungen auf kommunaler 

Ebene für Hilfen zur Erziehung (nach Mühlmann/ Kaufhold 

2018, S. 128), Quelle: Landesamt für Statistik Niedersach-

sen (2017), Tabelle 3.3 (S. 60f), 2015

Städte 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Einwohner
unter 18 Jahren** 150.288 150.083 150.691 153.363 156.456 158.230 159.132

KWG-Verfahren
insgesamt*** 770 792 1.205 1.392  1.596 1.814 2.013

Kennzahl 1: Verfahren 
pro 1.000 unter 18 J.**** 5,1 5,2 7,9 9,0  10,2 11,5 12,6

Ergebnis: Akute KWG*** 105 132 208 209  271 334 351

Ergebnis: Latente KWG*** 150 156 199 273  322 282 304

Kennzahl 2: KWG
pro 1.000 unter 18 J.**** 1,7 1,9 2,7 3,1  3,8 3,9

Ergebnis: Keine KWG,
aber Hilfebedarf*** 273 275 464 536  615 688 848

Ergebnis: Keine KWG,
kein Hilfebedarf*** 242 229 334 374  378 510 510

Landkreise* 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Einwohner
unter 18 Jahren** 999.086 986.088 977.651 982.893  985.390 981.044 978.934

KWG-Verfahren
insgesamt*** 4.327 4.799 5.862 5.447  6.416 6.494 7.313

Kennzahl 1: Verfahren 
pro 1.000 unter 18 J.**** 4,3 4,8 5,9 5,5  6,5 6,6 7,5

Ergebnis: Akute KWG*** 691 635 750 619  741 889 936

Ergebnis: Latente KWG*** 848 919 1.062 905  973 1.045 1.276

Kennzahl 2: KWG
pro 1.000 unter 18 J.**** 1,5 1,6 1,8 1,6  1,7 2,0 2,3

Ergebnis: Keine KWG,
aber Hilfebedarf*** 1.431 1.540 1.990 2.033  2.397 2.344 2.523

Ergebnis: Keine KWG,
kein Hilfebedarf*** 1.327 1.705 2.060 1.890  2.305 2.216 2.578

Einwohnerdichte* Kinderarmut** Ausgaben HzE***

Diepholz 107,6 0,18 35.449

Lüneburg 136,5 0,23 34.288

Stade 158,0 0,13 35.305

Giffhorn 111,5 0,16 22.021

Celle 848 919 1.062

Cuxhaven 96,3 0,17 32.548

Cloppenburg 116,1 0,09 20.685

Aurich 147,0 0,26 39.113
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Sexualität, Paarbeziehungen und Mediennutzung sind wichtige Themen für Jugendliche. Gleichzeitig fin-
den in diesem Kontext häufig Grenzverletzungen statt. Daher müssen sich Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe die Frage stellen, wie eine organisationale Kultur der Achtsamkeit entstehen kann, die den 

Schutz der Jugendlichen sicherstellt, sie aber gleichzeitig nicht in ihren Bedürfnissen oder persönlichen Rechten 
beschneidet. Ziel dieses Beitrages ist es, diese Frage unter Einbezug empirischer Daten aus dem Projekt „Ich bin 
sicher!“ zu beleuchten und Implikationen für die Praxis abzuleiten. 

Sexualität, Paarbeziehungen und Mediennutzung als wichtige Themen im Jugendalter 

Sexualität, Paarbeziehungen und digitale Medien wichtige Themen in der alltäglichen Lebenswelt von Jugend-
lichen. So stellt die Auseinandersetzung mit einem sich verändernden Körper, mit Erfahrungen von Paarbezie-
hungen, mit Sexualität sowie Wünschen, Bedürfnissen und Aushandlungen diesbezüglich, eine zentrale Kom-
ponente im Jugendalter dar. Dabei zeigt sich in unterschiedlichen Studien, dass Sexualität von Jugendlichen 
zumeist in Paarbeziehungen stattfindet. Dies aber im Gegensatz zu bis vor ein paar Jahrzehnten nicht mehr 
aufgrund von moralischen oder gesellschaftlichen Regelungen. Vielmehr stellt diese Verschränkung eine freie 
Entscheidung dar und wird von den Beteiligten als eine mögliche Form angesehen, wie die eigene Sexualität ge-
lebt werden kann (vgl. z. B. Matthiesen 2017; Schmidt et al. 2006). Damit sind Paarbeziehungen und Sexualität 
von Jugendlichen zentrale Themen, die kaum voneinander getrennt betrachtet werden können.
Ein weiteres wichtiges Themenfeld im Jugendalter sind (digitale) Medien. So kommt der 15. Kinder- und Ju-
gendbericht der Bundesregierung zu dem Ergebnis, dass der technische Vernetzungs- als auch der kommuni-
kative Verdichtungsgrad weiter zunehmen und soziale Teilhabe für Kinder und Jugendliche heute immer direkt 
mit digitaler Teilhabe verknüpft ist. Demnach eröffnen digitale Medien neue Bildungszugänge und einen Ermög-

lichungsraum, in dem Kernherausforderungen des Jugendalters – Verselbstständigung, Selbstpositionierung 
und Qualifizierung – bewältigt werden können (vgl. Deutscher Bundestag 2017). Auch die Ergebnisse der 18. 
SHELL Jugendstudie (2019) zeigen, dass digitale Medien aus dem Leben von jungen Menschen (12-25 Jahre) 
nicht mehr wegzudenken sind. Sie sind ein fester Bestandteil des Alltags und das Smartphone erscheint da-
bei als das dazugehörige Universalgerät. Laut Selbsteinschätzung befinden sich die befragten Jugendlichen an 
einem gewöhnlichen Tag 3,7 Stunden im Internet (70% verwenden hierfür in erster Linie das Smartphone). Die 
Jugendlichen nutzen das Internet v.a. zu Kommunikations- (96% nutzen mind. einmal täglich Messenger oder 
soz. Netzwerke), Unterhaltungs- (76 % hören mind. einmal täglich z.B. online Musik, nutzen Videostreaming, 
spielen Games) und Informationszwecken (71% suchen mind. einmal täglich nach Informationen allgemeiner 
Art, für Schule oder Ausbildung, über Gesellschaft und Politik). 

Den Herausforderungen und Optionen, die sich bzgl. der Themen Sexualität, Paarbeziehungen und Medien zei-
gen und die im Jugendalter eine wichtige Rolle spielen, müssen sich auch die pädagogischen Einrichtungen 
stellen, in denen Kinder und Jugendliche über Tag und Nacht betreut werden. Auszugehen ist hier bundesweit 
von 108.293 Kindern und Jugendlichen, die 2014 in Einrichtungen der stationären erzieherischen Hilfen lebten 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2015). 
Das Forschungsprojekt „Ich bin sicher!“ hat sich mit Schutzkonzepten in stationären Einrichtungen aus der Per-
spektive von Jugendlichen und Fachkräften beschäftigt (vgl. Wolff/Schröer/Fegert 2017). Hier zeigte sich, dass 
die Themen Paarbeziehungen, Sexualität und Mediennutzung sowohl für Jugendliche als auch für Fachkräfte 
eine bedeutende Rolle im Alltag einnehmen. Auf die ent-sprechenden Projektergebnisse wird im Folgenden ein-
gegangen. 

Das Projekt

Forschung für einen sicheren und selbstbestimmten Alltag 
von jungen Menschen in stationären Settings

Das interdisziplinäre Verbundprojekt der Stiftung Universität Hildesheim, der Hochschule Landshut und des 
Universitätsklinikums Ulm war Teil der Förderlinie „Forschung zu sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Ju-
gendliche in pädagogischen Kontexten“ und wurde von 2013-2015 vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) gefördert. Im Rahmen des Projektes wurden sowohl quantitative (Onlinebefragung, papier-
basierte Befragung) als auch qualitative Daten (Gruppendiskussionen) in den drei Settings stationäre Erzie-
hungshilfe (Großeinrichtungen, dezentrale Einrichtungen, familienähnliche Wohngruppen), Internate und (Kur-)
Kliniken bzw. Kinder- und Jugendpsychiatrien erhoben. Zielgruppe der Studie waren junge Menschen (11-18 
Jahre bei den Gruppendiskussionen, 14-18 Jahren bei den quantitativen Befragungen) und Fachkräfte in nicht-
leitender Funktion. Die deutschlandweit erhobenen Gruppendiskussionen fanden sowohl in geschlechterge-
trennten als auch in geschlechtergemischten Gruppen in den jeweiligen Einrichtungen statt. Die Zahl der Teil-
nehmenden pro Gruppendiskussion belief sich zumeist auf vier bis sechs Personen (vgl. Allroggen et al. 2017). 
Die Auswertung der Gruppendiskussion erfolgte angelehnt an die Dokumentarische Methode nach Ralf Bohn-
sack (vgl. Liebig/Nentwig-Gesemann 2009).
Im Fokus dieses Beitrags stehen die neun durchgeführten Gruppendiskussionen mit Jugendlichen und die acht 
durchgeführten Gruppendiskussionen mit Fachkräften in Einrichtungen der stationären Erziehungshilfe (§34 
SGB VIII). In diesen zeigte sich, dass die Themen Sexualität, Paarbeziehungen und die Nutzung von digitalen 
Medien relevante Themen für die jungen Menschen ebenso wie für die Fachkräfte im Einrichtungsalltag dar-
stellen (vgl. Rusack et al. 2019). Wie sich der alltägliche Umgang mit den Themen Sexualität, Paarbeziehung und 
Mediennutzung in den Einrichtungen gestaltet, wird anhand zentraler Ergebnisse der Studie dargestellt. Dies 
geschieht entlang beispielhafter Zitate aus den Gruppendiskussionen.



Verboten. Also wenn du mit, mit einem, jemand zusammen bist, wirst du 
rausgeschmissen. Dann fliegst du.

Du musst also nur klug sein und so machen, dass sie es nicht rausfinden. 
Ich habe auch schon öfter geschlafen bei ihm und mit ihm.

Gehässig gesagt, müssten sie in den Wald gehen, ne?

„unterschwellig abläuft über das Internet, was für uns eigentlich auch sehr schwer ist, das zu 
kontrollieren und das auch aufzudecken (…). Weil durch diesen ganzen Kram, wie zum Beispiel 
WhatsApp oder so was oder was sonst so rumgeht, das wird hier natürlich unheimlich er-
leichtert, sich da untereinander in einer Form zu mobben, ja, die schon nicht mehr schön ist.“.  
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Zentrale Projektergebnisse zum Thema Sexualität und Paarbeziehung

In den Gruppendiskussionen mit Jugendlichen hat sich gezeigt, dass Paarbeziehungen sowie sexuelle Handlun-
gen in den Wohngruppen für sie relevante Themen sind, die oftmals verboten und nicht pädagogisch gerahmt 
sind. So antworten Jugendliche beispielsweise auf die Frage danach, wie es mit Paarbeziehungen in der Wohn-
gruppe so sei: 

Es zeigten sich Regularien bzgl. Paarbeziehungen und Sexualität, die durch die Fachkräfte aufgestellt werden 
und wie diese der Lebensrealität der Jugendlichen widersprechen. Die Regelungen sind stark limitierend, wie 
zum Beispiel ein generelles Verbot von Sexualität und Beziehungen innerhalb der Einrichtungen. 
Die Jugendlichen wiederum wissen um diese Regelungen und suchen sich entsprechende Wege, diese zu um-
gehen, was insgesamt zu einer „Kultur der Heimlichkeit“ führt. Sexualität, Paarbeziehungen und Körperkontakt 
werden von den Jugendlichen gelebt und ausgestaltet, auch wenn ihnen dies in der Einrichtung offiziell verbo-
ten wird: 

Eine Strategie von den Jugendlichen war es beispielsweise, vor dem entsprechenden Zimmer aufzupassen und 
den Fachkräften, wenn sie in das Zimmer wollten, mitzuteilen, dass die Jugendliche/der Jugendliche aus dem 
Zimmer gerade rauchen und nicht da sei.
Ebenso erzählten auch die Fachkräfte, dass sie Sexualität in der Wohngruppe verbieten, Regelungen für den 
Umgang mit Sexualität und Paarbeziehungen gefunden hätten und die Jugendlichen in der Konsequenz eigent-
lich keine Möglichkeit haben, Sexualität in der Einrichtung zu leben: 

Die starke Reglementierung von sexuellen Handlungen wird von den Fachkräften oftmals als Strategie genutzt, 
um sexualisierte Gewalt, Grenzüberschreitungen, sexuell übertragbare Infektionen und ungewollte Schwan-
gerschaften vorzubeugen. Das bedeutet, dass das Thema Jugendsexualität vor allem negativ besetzt ist und 
Zweisamkeit - diesem Verständnis nach - bekleidet, mit Licht und offener Tür in den jeweiligen Zimmern der 
Jugendlichen stattfinden sollte.
Andere Regelungen in Wohngruppen sind dagegen insoweit offen, dass die Jugendlichen unter der Beachtung 
von Alters- und Raumgrenzen durchaus Beziehungen und auch Sexualität ausleben können. Die Fachkräfte ge-
ben also verschiedene Optionen zur Gestaltung von Sexualität und Paarbeziehungen vor (vgl. Domann/Opper-
mann/Rusack 2019; Rusack 2017). 
An den aufgezeigten Beispielen zeigt sich, dass die Jugendlichen in den Gruppendiskussionen verschiedene 
Beziehungsgefüge und Umgangsweisen mit den Regeln der Wohngruppen kennen und sie diese Regeln auch 
umgehen. Gleichzeitig besteht bei den Fachkräften eine deutliche Unsicherheit, wie sie den Jugendlichen Se-
xualität und Beziehungen ermöglichen können und dürfen. Keine Paarbeziehungen und Sexualität innerhalb der 
Einrichtung zu erlauben, bedeutet aus ihrer Sicht, dass sie den Jugendlichen Schutz bieten – dem Paar selbst 

sowie auch den anderen Jugendlichen. Auf der anderen Seite können somit weder negative noch positive Erfah-
rungen in Paarbeziehungen und mit Sexualität von den Jugendlichen gegenüber den Fachkräften thematisiert 
werden. Die Fachkräfte signalisieren, dass sie selbst auch oftmals mit den Regeln der Einrichtungen unzufrieden 
sind und diese als nicht jugendgerecht empfinden. Sie bestätigen, dass sie mit ihren Regeln und Verboten das 
Ausleben von Sexualität und Paarbeziehungen zwar erschweren, aber auch nicht verhindern (können). Dadurch 
kann es zu riskanten Verhaltensweisen der Jugendlichen kommen, wenn sie beispielsweise sexuelle Handlun-
gen heimlich durchführen und es keine Möglichkeiten der Thematisierung gibt (vgl. Domann/Oppermann/Ru-
sack 2019; Rusack 2017). 

Zentrale Projektergebnisse zum Thema Mediennutzung

Wenn das Thema Medien von den Teilnehmenden in den Gruppendiskussionen aufgegriffen wurde, ging es v.a. 
um die Nutzungsmöglichkeiten, -einschränkungen und -wünsche von Handys und des Internets, weshalb sich 
bei der Auswertung hierauf fokussiert wurde. 
Stellt man die Ergebnisse aus den Gruppendiskussionen zum Thema Bedeutung von Internet- und Handynut-
zung einander gegenüber, so lassen sich Unterschiede in den Sichtweisen der Jugendlichen und der Fachkräfte 
festhalten. Diese Diskrepanzen offenbaren sich bereits in der unterschiedlichen Verortung des Themas: Wäh-
rend die Fachkräfte das Thema v.a. beim Erzählimpuls zum Thema „Gewalt“ diskutieren, verhandeln die Kinder 
und Jugendlichen ihre Sichtweisen zur Bedeutung von Internet- und Handynutzung auf Erzählanreize zu „Ver-
besserungsvorschlägen“ oder „Wünschen“. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die Fachkräfte 
v.a. Gefahrenpotentiale (z.B. Cybermobbing), die mit der Nutzung von Handys und des Internets verbunden 
sein können, explizieren. So beschreibt beispielsweise eine Betreuungsperson, dass aus ihrer Perspektive die 
Ausübung verbaler Gewalt aufgrund der Nutzung von Online-Messangerdiensten zugenommen hat und diese 

Offenkundig wird in diesem Zitat, dass die digitale Gewalt scheinbar außerhalb des Einflussbereichs der Fach-
kräfte geschieht und es als sehr herausfordernd wahrgenommen wird, diese aufzudecken oder ihr etwas ent-
gegenzusetzen. Dieser Zustand erzeugt bei den Fachkräften Gefühle des Kontrollverlusts und begrenzter Hand-
lungsfähigkeit. Die Konsequenz dieser Machtlosigkeit könnte mit ein Grund für die Einschränkung des Zugangs 
zu internetfähigen Medien in den Wohngruppen zu sein, wie sie auch die Jugendlichen in den Gruppendiskus-
sionen mehrfach beschreiben (vgl. Klepp, 2017, S. 74-75). 
So wird in den Schilderungen der Jugendlichen ersichtlich, dass die Nutzung des eigenen Handys in den statio-
nären Wohngruppen grundsätzlich stark reglementiert wird. Einige Jugendliche berichten beispielsweise, dass 
sie ihr Handy abends abgeben und erst nach der Schule bzw. der Hausaugabenzeit wieder bei den Fachkräften 
abholen können. In manchen Einrichtungen gilt diese Regel bis zum 16. Lebensjahr, in anderen aber auch über 
dieses Lebensalter hinaus. Gründe oder Erklärungen für diese Regeln zur zeitweisen Handyabgabe werden von 
den Jugendlichen in den Gruppendiskussionen so gut wie gar nicht thematisiert (vgl. Klepp 2017, S. 72).  In einer 
Gruppendiskussion wird die sechswöchige Abgabe des Handys in der Eingewöhnungsphase mit der besseren 
Kontakt-knüpfung innerhalb der Wohngruppe begründet.
Zeitliche Einschränkungen bzw. begrenzte Zugangsmöglichkeiten können aber nicht nur die Nut-zung des eige-
nen Handys betreffen, wie die nachfolgende Gruppendiskussionssequenz zeigt. 

I1	 Und gibt es dann hier irgendwie noch ein Telefon oder Internet? Oder //ist man dann einfach//
ANNA	 Nur ein Telefon.//
MELANIE	 Also wir haben hier vorne/ das Haus, ist ein Freizeitbereich, da stehen zwei Computer, und da 
	 haben wir 15 Minuten Zeit. Fürs Internet.
I1	 Pro Tag.
ANNA	 (leise) Ja.
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Offenkundig wird in diesem Dialog, dass eine Einschränkung der Nutzung von Kommunikationsme-dien auch 
durch eine, gemessen an der Gruppengröße, geringen Verfügbarkeit dieser bedingt sein kann. Diese Einschrän-
kung erhöht sich nochmals durch die für jede Einzelperson knapp bemessene Nutzungszeit. In einer anderen 
Gruppendiskussion wird ersichtlich, dass die Jugendlichen auch keinen Zugriff auf das kostenlose W-LAN der 
Wohngruppe haben.

PETRA	 Also wir haben schon WLAN, (.) aber
SABINE	 Ja, also die Betreuer und drüben und an dem Computer, aber wir für unser Handy (.)
	 dürfen nicht (.) und müssen selber unsere Internet-Flat und so bezahlen.
?f	 Mh, da habe ich schon geschaut, aber die haben da (.) extra Passwort (um das nachzuschauen)
SABINE	 Micha ändert das auch regelmäßig. Micha ändert das Passwort regelmäßig, haben wir alles
	 schon versucht.

Ist also das eigene Datenvolumen auf dem Handy aufgebraucht, ist kein Internetzugang mehr über das eigene 
Handy in der Wohngruppe möglich. Versuche, sich trotzdem Zugang zum Internet zu schaffen, scheiterten stets 
(vgl. ebd., S. 73-74).   
Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse verwundert es nicht, dass die Jugendlichen in den Gruppendiskussionen 
einen starken Wunsch nach einer besseren Medienausstattung sowie auch Mediennutzung formulieren. Für die 
Jugendlichen haben digitale Medien eine zentrale Bedeutung in ihrem (Einrichtungs-)Alltag. Während die Fach-
kräfte v.a. die Gefahrenpotentiale sehen, heben die jungen Menschen insbesondere positive und ressourcen-
orientierte Aspekte der Mediennutzung (v.a. Kommunikationsmittel, soziale Teilhabe) hervor (vgl. ebd., S. 74-75).  
Als Fazit lässt sich also festhalten, dass aus der Perspektive der Jugendlichen die Nutzung von Computern, 
Handys und des Internets in den Wohngruppen stark eingeschränkt wird und sie sich mehr Zugang zu digitalen 
Medien wünschen. Diesen Wünschen und Bedürfnissen stehen jedoch sowohl die alltäglich praktizierten Re-
geln zur Mediennutzung als auch die tatsächlich vorhandene mediale Ausstattung in den Einrichtungen konträr 
gegenüber. 

Umgang mit Sexualität unter Jugendlichen und Mediennutzung 
in stationären Wohngruppen

Die in diesem Beitrag vorgestellten Ergebnisse des Projektes „Ich bin sicher!“ decken sich mit den Befunden 
anderer Studien aus dem Kontext der stationären Erziehungshilfen: So besteht in Einrich-tungen der stationären 
Erziehungshilfen bzgl. der Themen Paarbeziehungen, Sexualität und Medi-ennutzung oftmals ein sehr restrik-
tiver Umgang:
Es zeigt sich, dass weite Bereiche der Kinder- und Jugendhilfe eine „sexualpädagogikfreie Zone“ (Winter 2013, 
S. 623) darstellen: Dies offenbart sich in einer überwiegend negativen Haltung gegenüber jugendlichen Bezie-
hungen und in fehlenden sexualpädagogischen Konzepten, die eine enttabuisierende und unterstützende Sicht-
weise auf Sexualität und Paarbeziehungen beinhalten (vgl. Domann et al. 2015; Mantey 2015; Nordt/Kugler 
2012; Rusack 2017, S. 132). Je intimer die Sachverhalte sind, umso mehr scheinen begrenzende Regularien und 
Eingriffe durch die Fachkräfte erwartbar (vgl. Domann/Oppermann/Rusack 2019; Rusack 2017).
Ebenso zeigt sich ein restriktiver Umgang bzgl. der Mediennutzung: Bezogen auf stationäre Einrichtungen der 
Erziehungshilfe lässt sich festhalten, dass sie im besonderen Maße von Benachteiligung in Form eines „Digi-
tal Divide“ betroffen sind (vgl. Behnisch 2014; Bosse 2017; Witzel 2015;). So verfügen diese Einrichtungen in 
Deutschland oft über eine geringe technische Ausstattung. In vielen Wohngruppen teilen sich Mitarbeitende, 
Kinder und Jugendliche ein (Festnetz-) Telefon (vgl. Klepp 2017), ein WLAN-Zugang ist in den Einrichtungen 
häufig nicht vorhanden (vgl. Beh-nisch/Gerner 2014; Domann et al. 2015), der einzige vernetzte Computer steht 
mitunter im Büro der Fachkraft. Dies hat zur Folge, dass Jugendliche bevorzugt das Handy an Orten nutzen, an 
denen sie weniger kontrolliert kommunizieren oder das Gerät in anderer Form nutzen können und damit zu ris-
kanten Mediennutzungsverhalten tendieren können (vgl. Alfert 2015, S. 123f.; Klepp 2017; Witzel 2015, S. 126). 
Die Herausforderung für die Verantwortlichen in den Einrichtungen, in denen junge Menschen über Tag und 
Nacht betreut werden, besteht dabei darin, einen bestmöglichen Schutz der jungen Menschen vor jeglicher 
Form von Gewalt in Bezug auf diese Themen sicherzustellen, aber gleichzeitig die Jugendlichen nicht in ihren 

Bedürfnissen zu beschneiden bzw. durch abschottende, sanktionierende oder zu restriktive Praktiken ihre per-
sönlichen Rechten zu verletzen (vgl. auch Wolff/Kampert 2017). 

Persönliche Rechte von Kindern und Jugendlichen sicherstellen und stärken

Kinder und Jugendliche verfügen über persönliche Rechte, die sich an den allgemeinen Menschenrechten ori-
entieren und noch weiterreichende Rechte einschließen. Hierzu gehört auch die UN-Kinderrechtskonvention, 
eines der wichtigsten Menschrechtsinstrumentarien für junge Menschen zwischen 0-18 Jahren weltweit. Sie 
räumt Kindern und Jugendlichen Schutz-, Beteiligungs- und Förderrechte ein.
Diese persönlichen Rechte von Kindern und Jugendlichen in die Praxis umzusetzen, um so zu einem bestmög-
lichen Aufwachsen von jungen Menschen beizutragen, ist nicht nur Aufgabe des Staates, sondern auch vieler 
anderer Akteur*innen: Die Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention richten sich auch an z.B. Eltern, Betreu-
er*innen, Lehrer*innen, Pädagog*innen, Psycholog*innen (vgl. Quality4children 2007, S. 59). Leitungspersonen 
in Einrichtungen kommt hierbei eine besondere Aufgabe zu. Sie haben Sorge dafür zu tragen, dass Normen und 
gesetzliche Regelungen, die den Kinderschutz in stationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe betref-
fen, allen Organisati-onsangehörigen bekannt sind und auch eingehalten werden (vgl. Rusack/Kampert 2017, 
S. 218). Aber auch Fachkräfte stehen in der Pflicht, sich für die Sicherstellung der Rechte von Kindern und Ju-
gendlichen einzusetzen und zur Umsetzung dieser persönlichen Rechte beizutragen. Dies setzt voraus, dass die 
Fachkräfte über die persönlichen Rechte von Kindern und Jugendlichen informiert sind und die Gewährleistung 
dieser Rechte als ihren pädagogischen Auftrag begreifen. Damit Kinder und Jugendliche ihre Rechte geltend 
machen und ausüben können, ist aber nicht nur wichtig, dass Fachkräfte über die persönlichen Rechte Bescheid 
wissen, sondern auch, dass sie die Kinder und Jugendlichen über ihre Rechte informieren und ihnen diese im 
Einrichtungsalltag auch zugestehen (vgl. Oppermann et al. 2018). 
Die dargestellten Projektergebnisse in diesem Beitrag weisen hier auf ein Ausbaupotential hin: Eine rechtliche 
Aufklärung bzw. Weiterbildung scheint, besonders was die Themen Sexualität und Sexu-alpädagogik betrifft, 
substantiell. Zwar ist bei den Fachkräften insgesamt ein Bewusstsein über die sexuelle Entwicklung von Ju-
gendlichen vorhanden, jedoch gepaart mit einer großen Unsicherheit in Bezug auf rechtliche Regelungen und 
einem Tabu über Themen wie Sexualität und Paarbeziehungen offen mit den jungen Menschen zu sprechen (vgl. 
Rusack/Kampert 2017, S. 218 f.).
Große Verunsicherung zeigt sich auch in Bezug auf das Thema digitale Mediennutzung und möglichen damit 
verbundenen Grenzüberschreitungen wie z.B. Cybermobbing, was sich in einer starken Reglementierung durch 
die Fachkräfte niederschlägt. Wichtig erscheint hier vor allem eine Auseinandersetzung mit den Themen digi-
tale Medien sowie eine Stärkung von Medienkompetenz auf Seiten der Fachkräfte ebenso wie bei den jungen 
Menschen. So können Unsicherheiten reduziert und ein reflektierter Umgang mit der Thematik Digitalisierung 
in Einrichtungen ermöglicht werden. Themen für eine Auseinandersetzung und die Implementierung in ein me-
dienpädagogisches Konzept können beispielweise sein: Rechte und Gesetze zu Cybermobbing, Datenschutz, 
Informationen zu den Folgen von verschiedenen Formen von Gewalt in den digitalen Medien und auch straf-
rechtlichen Konsequenzen (vgl. Rusack/Kampert 2017, S. 217 f.)
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass, wenn es um die Ermöglichung eines geschützten Aufwachsens in 
Einrichtungen und um die Unterstützung nach Autonomiebestreben und Persön-lichkeitsentwicklung von jun-
gen Menschen in stationären Einrichtungen geht, eine kinder- und jugendrechtsbasierte Haltung und Arbeits-
weise der Leitungs- und Fachkräfte essentiell ist. 

Schutzkonzepte zur Sicherstellung der persönlichen Rechte 
von Jugendlichen in stationären Settings

Dass Jugendlichen ihre persönlichen Rechte gewährt und sie in der Wahrnehmung dieser unterstützt werden, 
ist keine Selbstverständlichkeit und kann auch vom Engagement bzw. Willen von Einzelpersonen abhängen. 
Um dem entgegen zu wirken, braucht es organisationale Maßnahmen bzw. Konzepte, die die Sicherstellung und 
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Stärkung der persönlichen Rechte jedes Kindes bzw. jedes*r Jugendlichen und einen nachhaltigen organisatio-
nalen Kinderschutz fokussieren (vgl. Fegert et al. 2017). In diesem Zusammenhang besteht in Deutschland seit 
fast 10 Jahren ein Diskurs um Schutzkonzepte in pädagogischen Organisationen. Dieser Diskurs entstand als 
Reaktion auf das Bekanntwerden von zahlreichen Fällen sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche 
in Einrichtungen der Bildung, Erziehung, Freizeit und Gesundheit und die dadurch ausgelöste gesellschaftli-
che, (fach-)politische und wissenschaftliche Debatte um einen verbesserten Kinderschutz in Organisationen. 
Die Zielsetzung eines Schutzkonzeptes ist es, durch Maßnahmen bzw. Prozesse der Analyse, der Prävention, 
der Intervention und der langfristigen Aufarbeitung Kinder und Jugendliche vor Machtmissbrauch und Gewalt 
durch erwachsene Personen und Peers besser zu schützen (vgl. Oppermann et al. 2017; Runder Tisch sexueller 
Kindesmissbrauch 2011).  
Im Fokus der Schutzkonzeptedebatte stand zunächst der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexualisier-
ter Gewalt. Inzwischen hat sich diese Diskussion kinder- und jugendrechtlich geöffnet. Mittlerweile stehen nicht 
mehr nur sexualisierte Gewaltformen sowie Kinder- und Jugendschutz-fälle im Kontext des § 8a SGB VIII zur 
Disposition, sondern auch die Gewährleistung der persönlichen Rechten von Kindern und Jugendlichen, wie z.B. 
das Recht auf körperliche Unversehrtheit, Partizipation und Beschwerde. Hauptanliegen eines Schutzkonzeptes 
ist es somit eine Kultur der Achtsamkeit zu etablieren, also die Achtsamkeit einer Organisation für die Men-
schen-, Kinder-, Jugend- und Sozialrechte ihrer Adressat*innen zu erhöhen. Um diese Rechte in Organisationen 
sicherzustellen und zu stärken, sind sämtliche Einrichtungen, in denen Kinder und Jugendliche betreut werden 
bzw. leben, aufgefordert, umfassende Schutzkonzepte zu entwickeln und zu implementieren (vgl. Wolff/Schrö-
er/Fegert 2017).  
Im November 2019 feierte die UN-Kinderrechtskonvention 30-jähriges Jubiläum und auch die Diskussionen 
um Schutzkonzepte in Deutschland bestehen 2020 bereits seit 10 Jahren. Trotzdem – dies zeigen auch das ak-
tuelle Monitoring des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) (vgl. 
Kappler et al. 2019) sowie der aktuelle Kinderrechtereport (vgl. National Coalition Deutschland 2019) – haben 
die Ergebnisse des Projekts „Ich bin sicher!“ leider keineswegs an Aktualität verloren: Denn Schutzkonzepte sind 
immer noch nicht flächendeckend umgesetzt, viele Schutzmaßnahmen erreichen nicht die jungen Menschen 
selbst und auch die Implementierung von pädagogischen Konzepten zu Digitalisierung und Sexualität stehen 
in vielen Einrichtungen noch am Anfang. Die Bearbeitung und Umsetzung dieser Themen wird in den nächsten 
Jahren eine wichtige Aufgabe der Sozialen Arbeit sein.
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Die Dienste des Gesundheitswesens, der psychosozialen Versorgung sowie der Kinder- und Jugendhilfe 
werden zunehmend von Familien in Anspruch genommen, die sich in Multiprob-lemlagen befinden. Bei 
den Eltern lassen sich dabei sehr häufig traumatische Erfahrungen in ihrer eigenen Kindheit wie zum 

Beispiel Vernachlässigung, emotionale Misshandlung, unverarbeitete Beziehungsverluste, Gewalt oder sexuel-
ler Missbrauch nachweisen. Meist wurden sie dadurch in ihrer Persönlichkeitsentwicklung nachhaltig beein-
trächtigt. Aufgrund ihrer Au-tonomiedefizite fällt es ihnen schwer, den Anforderungen in Beruf und Familie zu 
entspre-chen. Erwerbslosigkeit, Armut, Verschuldung, Konflikte mit den Behörden, Haushaltsdesor-ganisation 
sowie Trennung und Scheidung sind regelhaft zu beobachten. Immer ist auch die Fürsorge- und Erziehungs-
fähigkeit in Bezug auf die eigenen Kinder eingeschränkt. Die Thematisierung der zugrunde liegenden psychi-
schen Störung wird aufgrund der damit verbundenen Stigmatisierung und Entwertung häufig abgelehnt. Die 
betroffenen Eltern erwarten voraussetzungsfrei Entlastung und Schutz für sich selbst sowie Therapie für ihre 
Kinder, da-mit diese besser handhabbar werden. Die institutionellen Hilfsangebote erscheinen wenig attraktiv, 
da sie auf dem Prinzip „Hilfe zur Selbsthilfe“ basieren und daher eher als zusätzliche Belastung wahrgenommen 
werden. Diese Erwartungsdivergenzen führen zu Missverständnissen und Enttäuschungen. Im Spannungsfeld 
zwischen Hilfe und Kontrolle werden viele Kooperationsbeziehungen vorzeitig beendet. Eine kontinuierliche 
Förderung der Eltern-Kind-Beziehung ist in diesem Kontext der Instabilität nicht möglich. 
Zum kompetenten Umgang mit den desintegrierten Familiensystemen sind daher traumas-pezifische Kennt-
nisse der Fachkräfte auf allen Ebenen des psychosozialen Versorgungssystems und eine multiinstitutionelle 
Vernetzung zwingend erforderlich. Vor allem müssen aber Methoden eingesetzt werden, die anschlussfähig 
sind an die Vorstellungswelten der betroffenen Eltern und die eine wirksame Förderung der Eltern-Kind-Inter-
aktionen gewährleisten. Dabei haben sich besonders videogestützte Verfahren bewährt. Die Visualisierung des 
Fürsorgeverhaltens der Eltern ermöglicht eine Anschaulichkeit, die erst die Voraussetzung dafür bildet, dass 
Entwicklungsimpulse verstanden, angenommen und umgesetzt werden können. 

Die frühkindlichen Bindungsentwicklung

Das Gehirn des Neugeborenen, Säuglings und Kleinkindes entwickelt sich in Abhängigkeit von den frühen Inter-
aktionserfahrungen mit der Umwelt. Im Gegensatz zum Tierreich folgt die Reifung d.h. die Spezialisierung der 
noch undifferenzierten Nervenzellen nur geringen genetischen Vorgaben. Die damit implizierten ungeheuren 
Entwicklungschancen können jedoch nur genutzt werden, wenn die Kinder in diesem frühen Stadium angemes-
sen versorgt, reguliert und gesichert werden. Bereits in der Schwangerschaft wirken sich extreme Stresserfah-
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rungen der Mutter, manchmal in Verbindung mit Suchtmittelmissbrauch nachteilig auf die Entwicklung der 
fetalen Gehirnstrukturen aus. Und auch nach der Geburt beeinträchtigen Versorgungsmängel mit den damit 
verbundenen überhöhten neurotoxischen Cortisolblutspiegeln die Reifung des frühkindlichen Gehirns. 

In der Regel wird das Fürsorgesystem der Mutter bereits durch den Geburtsvorgang und das anschließende 
Stillen maximal stimuliert. Durch eine hohe Blutkonzentration des „Bindungs-hormons“ Oxytocin gelingt der 
unmittelbare Anschluss an das angeborene Bindungsverhaltenssystem des Neugeborenen. Dessen Notruf-und 
Kontaktsignale können aufmerksam wahrgenommen, intuitiv verstanden und feinfühlend beantwortet werden. 
Auf dieser „sicheren Basis“ fühlt sich der Säugling reguliert und geschützt. Sein Stress-System wird beruhigt, so 
dass seine Energiereserven in die notwendigen biopsychosozialen Wachstumsprozesse investiert werden kön-
nen. Die Mutter als Hauptbindungsperson delegiert sehr rasch ihre Fürsorgekompetenz an den Vater und andere 
„sekundäre“ Bindungspersonen im nahen Umfeld. In einer Atmosphäre der Berechenbarkeit und Geborgenheit 
entwickelt sich das Explorati-onssystem des Kleinkindes. In der neugierigen Interaktion mit der Umwelt erwirbt 
das Kind nicht nur neue sensomotorische und kognitive Kompetenzen. Es macht Selbstwirksamkeitserfahrun-
gen und lernt spielerisch, Stress und Frustrationen auszuhalten, ohne vorschnell aufzugeben. Im Prozess der 
Auseinandersetzung mit der Außenwelt reißt der Kontakt des Kleinkindes zu den Bindungspersonen niemals 
ab. Es ist bestrebt, jeden Entwicklungsfortschritt „anzuzeigen“, um ihn entsprechend bestätigen zu lassen. Hier 
entscheidet die Aufmerksamkeit der Bindungspersonen darüber, wie intensiv das Kind in seinen Explorationsbe-
mühungen ermutigt wird und wie nachhaltig die Lernerfahrungen strukturell im Gehirn abgebildet wer-den. Nur 
in einem „Flow“ emotionaler Verbundenheit entsteht jene Dynamik, die das Kind langfristig zur Autonomie des 
Erwachsenen führen kann. Der Heidelberger Psychoanalytiker und systemische Familientherapeut Helm Stierlin 
hat diesen Vorgang einmal mit dem Begriff der „bezogenen Individuation“ charakterisiert. Eine begrenzte Risiko-
förderung und Ermutigung zur Selbstständigkeit gehören somit ebenso zur sicheren Bindungsentwicklung wie 
bedingungslose Fürsorge und Schutz. Eltern geben ihren Kindern Wurzeln und Flügel. 

Schon nach einem Jahr haben sich bei den Kleinkindern sogenannte „innere Arbeitsmodelle von Bindung“ (John 
Bowlby) entwickelt. Diese kognitiven Schemata beinhalten ein Grundverständnis von sich selbst und der um-
gebenden Welt. Die Kinder verfügen über perfekt an die familiären Kontexte angepasste Überlebensstrategien, 
mit denen sie für sich selbst ein Mindestmaß an Versorgung und Schutz gewährleisten. 

Strategien, die mit geringem Energieeinsatz einhergehen, weil die Eltern die Bedürfnisse des Kindes unmittel-
bar verstehen und entsprechend beantworten können, werden als „sichere Bindung“ bezeichnet.  Es besteht 
eine ausgeglichene Balance zwischen dem Bindungssystem und dem Explorationssystem d.h. zwischen Ab-
hängigkeit und Autonomie. Die Kinder haben gelernt, sich selbst und anderen zu vertrauen. Die Nähe zu den 
Bezugspersonen garantiert verlässliche Sicherheit, so dass das Furcht-Sympathikussystem beruhigt und die 
Explorationssysteme aktiviert werden können. Die Voraussetzungen für die Entwicklung eines hohen Mentali-
sierungsniveaus mit den Fähigkeiten zu Selbstreflexion, Empathie und Perspektivenwechsel (Realitätsprüfung) 
sind gegeben. Mit zukünftigen neuen Bindungspersonen kann ei-ne vertrauensvolle Nähe hergestellt werden. 
Eine stabile autonome Stressregulationskompetenz erzeugt eine Resilienz gegenüber äußeren Belastungsfak-
toren. 

Unsicher vermeidend gebundene Kinder haben die Erfahrung gemacht, dass ihre Eltern auf ihre Bedürfnissig-
nale überfordert oder ablehnend reagieren. Sie müssen ihre Ängste und ihre Wünsche nach Nähe unterdrücken 
d.h. ihr Bindungssystem deaktivieren. Sie erscheinen überangepasst und autonom. Das Explorationsverhalten 
steht im Vordergrund. Emotionale Nähe wird ambivalent empfunden. Wegen der gleichzeitigen Aktivierung von 
parasympathischem Bindungssystems (Oxytocin)und sympathischen Bedrohungssystem (Adrenalin, Cortisol) 
werden enge Kontakte vermieden. Auch in Notsituationen wird keine Hilfe gesucht. Die Informationsverarbei-
tung ist auf kognitive Inhalte zentriert, so dass emotionale Erfahrungen nicht integriert oder nicht zugelassen 
werden. 

Unsicher ambivalent gebundene Kinder wissen, dass ihre emotional distanzierten Eltern nur dann zu Fürsorge 
und Schutz motiviert werden können, wenn Sie massiv auf ihre Bedürfnisse aufmerksam machen, ihr Bindungs-
system also hyperaktivieren. Da sie permanent um Nähe und Aufmerksamkeit kämpfen müssen, vernachlässi-
gen sie die Exploration und machen sich von den Bezugspersonen abhängig, die sie gleichzeitig aufgrund ihres 
Misstrauens kontrol-lieren wollen. Emotionale Aspekte des Erlebens dominieren über die kognitiven Verarbei-

tungsmodi. Aus Erfahrungen kann nur schwer gelernt werden. 

Die unsicheren Bindungsstile sind Ausdruck einer kreativen Anpassungsleistung der betroffe-nen Kinder gegen-
über Eltern, deren Fürsorgesysteme durch eigene unsichere Bindungser-fahrungen beeinträchtigt sind. Trotz 
hoher energetischer Kosten repräsentieren sie erfolgreiche Überlebensstrategien und keine Psychopathologien. 
In der frühen Adoleszenz gelingt es den meisten Jugendlichen, durch die Verbesserung ihrer Mentalisierungs-
fähigkeit zu einer funktionellen Neuorganisation der Bindungs- und Fürsorgeverhaltenssysteme zu kommen. 

Kinder psychisch kranker Eltern gelingt es häufig nicht, kohärente Selbstschutzstrategien zu entwickeln. In 
einer Atmosphäre der traumaassoziierten Notfallbereitschaft werden sie immer wieder mit erschrockenen, er-
schreckenden, abwesenden oder emotional nicht verfüg-baren Bindungspersonen konfrontiert. Das Bindungs-
verhalten der Kinder wirkt „desorgansiert“. Ein chronisch aktiviertes Furcht-Sympathikussystem (Hyperarousal) 
mit den dazu gehörenden Gefühlsäquivalenten wie Angst, Hilflosigkeit und Ohnmacht verweist auf eine Man-
gelversorgung („Wurzellosigkeit“). Sporadisch treten dissoziative Phänomene wie z.B. Erstarrung oder trance-
artige Zustände auf. Über das Bindungssystem kann keine Sicherheit hergestellt werden. Nähe bleibt hoch-
ambivalent als Quelle von Geborgenheit und Gefahr. Die Vertrauensfähigkeit in sich und andere ist nachhaltig 
zerstört. Die Kontakte werden situationsabhängig von einem raschen Wechsel konkurrierender Arbeitsmodelle 
zwischen Annäherung (unsicher ambivalent) und Distanzierung (unsicher vermeidend) bestimmt. Das vernach-
lässigte Kind ist dann so stark mit der eigenen existenziellen Regulation beschäftigt, dass es die Umwelt igno-
riert oder als bedrohlich wahrnimmt. Exploration wird zum gefährlichen „Luxus“, den sich das überforderte Kind 
nicht leisten kann. Die im Belohnungszentrum produzierten „Glückshormone“ wie z.B. Dopamin werden nicht 
ausreichend über das Explorationsverhalten generiert. Das damit assoziierte Defizit an Neugier und Motivation 
führt langfristig zu Lernunlust, Interesselosigkeit und dysfunktionalen Ersatzbefriedigungen. Frühsymptome 
sind umfassende Entwicklungsverzögerungen sowie Aufmerksamkeitsdefizitsyndrome. Ab dem Vorschulalter 
versuchen die Kinder, die unerträgliche Unsicherheit ihrer Lebensumstände durch aggressiv strafendes, bzw. 
oppositionell trotziges oder fürsorgliches Kontrollverhalten (Parentifizierung) zu kompensieren. 

Unverarbeitete Traumatisierungen als Belastung der Mutter-Kind-Beziehung

Unkontrollierte Überlebensreaktionen

Die Geburt ihres Kindes aktualisiert bei einer traumatisierten Mutter die eigene Bindungsgeschichte. Abge-
spaltene Erinnerungen an traumatische Erfahrungen wie Vernachlässigung, Gewalt oder sexueller Missbrauch 
drängen ins Bewusstsein und bedrohen die Identität. Das Bindungsverhalten des Kindes, das auf physische und 
emotionale Nähe, Versorgung und Schutz abzielt, wirkt als „Triggerreiz“ und destabilisiert die Grenze zur Ver-
gangenheit. In einer „Täterübertragung“ kann das Kind plötzlich als “böses Elternteil“ und somit als existenzielle 
Bedrohung erscheinen. In diesem Akt der Täter-Opfer-Reinszenierung wird die Mutter mit den eigenen Trauma-
gefühlen wie Todesangst, Hilflosigkeit, Ohnmacht, Scham- und Schuldgefühlen sowie Wut konfrontiert. Eine 
kritische Reflexion auf der Metaebene im Hier und Jetzt ist nicht mehr möglich. Im Rahmen sozialpädagogischer 
Hilfemaßnahmen erwor-bene Selbstberuhigungsstrategien können angesichts der flashbackartigen Wieder-
kehr der grausamen Vergangenheit nicht mehr erinnert werden. Eine Schaltung zu den reflexiven kortikalen 
Hirnzentren birgt angesichts der imaginierten Bedrohung die Gefahr eines heiklen Zeitverlustes. Das Alarmzen-
trum im limbischen System (Amygdala) blockiert das Broca Sprachzentrum („sprachlos vor Entsetzen!“) und ak-
tiviert unmittelbar die vegetativen Systeme. Im Sinne eines Kontrollverlustes laufen defensive Notfallprogram-
me ab zur Abwehr der Identitätsfragmentierung (Hofmann & Besser 2003). Gegenüber dem Kind entstehen 
unerträgliche Wutgefühle, die sich mit Schreien, Brüllen und eventuell Gewalt (z.B. Schütteltrauma) Ausdruck 
verschaffen können. Panikgefühle übersetzen sich in Fluchtimpulse. Es kann vorkommen, dass die Mutter das 
Kind sich selbst überlässt oder die Versorgungsver-antwortung wahllos an andere Menschen delegiert. Sind 
weder Kampf- noch Fluchtimpulse umsetzbar, tritt also eine Situation der Unentrinnbarkeit ein, kommt es zu 
einer „Notabschaltung“ des Furcht-Sympathikussystems. Die Stresshormone Adrenalin und Cortisol werden 
er-setzt durch die Endorphine, die als körpereigene Opiate wie bereits in der primären Trau-masituation das 
unerträgliche Erleben neutralisieren sollen. Die Folge sind dissoziative Zustände. Im Trancezustand bricht der 
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Kontakt zum Kind vollständig ab. Der Säugling wird in seinem Bewusstseinszustand nicht mehr gespiegelt, in 
seine Bedürftigkeit nicht mehr wahrgenommen und nicht mehr extern reguliert. Er verbleibt in negativ emo-
tionalen, dysfunktionalen und vital bedrohlichen Zuständen, auf die er selbst im Zustand der Unentrinnbarkeit, 
Hilflosigkeit und Ohnmacht nur mit Dissoziation reagieren kann. In dieser von Vernachlässigung geprägten Ver-
sorgungskonstellation wird die parasympathische Regulationsstrategie der Mutter in die Säugling- und Klein-
kindpersönlichkeit eingebaut (Sachsse 2004, S.43). Ein valider Prädiktor für das Risiko einer Entwicklungstrau-
matisierung beim Säugling ist das Vorliegen einer extremen Dissoziation der Mutter in der Schwangerschaft. In 
diesem Fall ist das Körpererleben der Mutter so stark abgespalten, dass sie die Schwangerschaft nicht oder nur 
sehr verspätet wahrnimmt und für das Neugeborene die sichere Basis mit den verlässlichen Regulations- und 
Versorgungsfunktionen nicht darstellen kann.

Überlastungsschutz durch Kontaktvermeidung

Die potentielle Bedrohung, die durch das Bindungsverhalten des eigenen Kindes ausgeht, überfordert die Ab-
wehr traumatisierter Mütter. Das Kind muss daher auf Distanz gehalten werden. Viele Mütter vermeiden das 
Stillen des Säuglings, da sie dies als Kontrollverlust empfinden. Dadurch verzichten sie auf einen Teil des bei 
der Laktation ausgeschütteten Oxytocin. Dieses in der Hypophyse produzierte „Bindungshormon“ verstärkt das 
Einfühlungsvermögen, erleichtert das unbewusste soziale Lernen und stimuliert die Selbstberuhigungssubs-
tanz Serotonin. (Strathearn 2011). Stillen über mehr als vier Monate hat daher einen protektiven Effekt gegen-
über einer emotionalen Kindesvernachlässigung.

Eine weitere Form der Vermeidung ist die Erhöhung der Wahrnehmungsschwelle gegenüber den kindlichen Be-
dürfnissignalen und Explorationsinitiativen. Die Mütter reagieren deutlich verzögert auf das Bindungsverhalten 
ihrer Kinder. Im Rahmen einer MRT Studie in Texas Children`s Hospital (Kim 2014) konnte nachgewiesen wer-
den, dass das Bedrohungs- und Bindungszentrum (Amygdala) im limbischen System dieser Mütter durch die 
traurigen Gesichter der eigenen Kinder weniger aktiviert wird als durch die traurigen Gesichter fremder Kinder. 
Der kindliche Stress wird geleugnet, sodass die notwendige emotionale Distanz eingehalten werden kann. Die 
Kinder geraten daher in starke Spannungszustände, bevor sie von ihren Müttern reguliert werden. Die dabei 
auftretenden hohen Stresshormonspiegel (Cortisol) belasten die Gehirnreifung und führen zu Fehleinstellungen 
der Stressbewältigungssysteme. 

Die Kontaktarmut betrifft alle Interaktionsbereiche. Die Kinder werden sprachlich, mimisch und taktil kaum ge-
spiegelt. Die Mütter benennen auch ihre Handlungen kaum und machen sich dadurch nicht vorhersehbar. Dies 
macht sich nachteilig bemerkbar in allen sogenannten Leitungssituationen wie zum Beispiel Essen, Körperhygi-
ene (Wickeln), Ortswechsel, Zubettgehen etc. Die Mütter schließen beim Start einer Leitungssequenz nicht an 
das Denken des Kindes an und erhalten dadurch auch nicht seine volle Aufmerksamkeit. Zielvorgaben wer-den 
nicht klar formuliert, auch Zwischenschritte werden weder definiert noch bestätigt. In einem solch struktur-
armen Handlungsprozess sind die Kinder desorientiert. Sie reagieren ängstlich ausweichend oder oppositionell 
ablehnend. So eskalieren Leitungsmomente sehr schnell zu Kampfszenen, in denen das Leitungsziel gegen den 
entschiedenen Widerstand des erregten Kindes durchgesetzt werden muss.

„Unmarkierte“ Spiegelungen der kindlichen Emotionen

Säuglinge und Kleinkinder sind davon abhängig, dass ihr eigener Affektzustand mit den dazu gehörenden aktu-
ellen Kontextbedingungen von ihren primären Bindungspersonen wahrgenommen, verdaut (mentalisiert) und 
zeitnah „markiert“ gespiegelt werden. Eine ausreichend gute „Markierung“ gelingt dann, wenn die Bindungsper-
son feinfühlig ist und ihre Resonanz nicht durch die eigene belastete Vergangenheit kontaminiert wird. Gerade 
bei traumatisierten Müttern führen die Bindungsaffekte ihrer Kinder wie Angst, Trostbedürfnis und Ärger zu 
einer Aktualisierung der eigenen belasteten Bindungserfahrungen. Sie reagieren daher entweder panisch und 
hilflos oder ärgerlich abwehrend. Manchmal erklären Sie die Gefühle des Kindes für ungültig (Invalidierung) und 
falsch, um den emotionalen Abstand aufrechterhalten zu können. Die Vergangenheit der Mutter wird somit zur 
Gegenwart des Kindes. Statt reguliert, getröstet und in seinem realen Zustand gespiegelt zu werden, wird das 
Kind beunruhigt, bestraft oder alleingelassen. Doch das Kind, das sich selbst d.h. seinen realen Zustand nicht in 

der Mutter findet, findet die Mutter d.h. deren traumatisierte Persönlichkeitsanteile (Fonagy 2012). In der Sym-
biose ohne eigene Persönlichkeitsgrenzen muss sich das Kind mit den Trauma-Anteilen der Mutter identifizieren 
und sie in die eigene Identitätsstruktur einbauen. So überträgt die Mutter die bedrohlichen Gefühlsäquivalente 
ihrer eigenen Traumaerfahrungen „sekundär“ auf das Kind, ohne dass dieses die gleichen Erfahrungen wie zum 
Beispiel physische Vernachlässigung, Gewalt und sexuellen Missbrauch ge-macht hat. 

Fabienne Becker-Stoll, Kathrin Beckh, Julia Berkic 2019: Bindung – eine sichere Basis fürs Leben. Das große Elternbuch für die ersten 6 Jahre. 2. Auflage

Aufhebung der Generationsgrenzen: Das Kind als kleiner Erwachsener

Traumatisierte Eltern sind Überlebende von „Beziehungskatastrophen“. Als solche sind sie bestrebt, eine „heile“ 
Familie zu gründen, um die bedrängende Vergangenheit hinter sich zu lassen und eine von Sicherheit und Ge-
borgenheit geprägte Zukunft zu gestalten. Vor allem den Kindern kommt dabei in der „Retterübertragung“ eine 
wichtige Symbolfunktion zu. Als „guter“ Elternteil sollen sie ihren von Einsamkeit und Angst gequälten Eltern 
in der Symbiose Liebe und Geborgenheit bieten. Sie sollen die soziale Bedeutung der Eltern erhöhen, Vater und 
Mutter verbinden und eine Brücke zur Großelterngeneration schlagen, in der das elterliche Trauma entstanden 
ist. Während sich in der Schwangerschaft die Rettungsillusion uneingeschränkt entwickelt, kann schon die Ge-
burt und die nachfolgenden Versorgungsverpflichtungen gegenüber dem Kind zu einer Ernüchterung, Enttäu-
schung oder gar Entfremdung führen. Spätestens ab dem sechsten Monat wird das Kind aufgrund seiner Explo-
rationsaktivitäten als eigenständiges Individuum mit abgegrenzten Bedürfnissen und Motivationen erkennbar. 
Wenn das Kleinkind dem Willen der Eltern ersten Widerstand entgegensetzt, reagieren diese mit Unverständ-
nis und Ablehnung. Der Annäherungs-Vermeidungskonflikt wird aktiviert, in die misstrauische Grundhaltung 
gegenüber der Welt wird nun auch das Kind einbezogen. Im Sinne einer „Double-Bind-Konstellation“ werden 
die Bindungsbedürfnisse des Kindes nach Nähe als Bedrängung, die Abstand generierenden Explorationsini-
tiativen als Ablehnung wahrgenommen. Da sie die mentalen und regulativen Fähigkeiten des „erwachsenen“ 
Kindes überschätzen und sich selbst als hilflos und ohnmächtig erleben, fühlen sich die Eltern durch die kind-
lichen Versorgungsansprüche provoziert, manipuliert und gedemütigt. Aus der „Retterübertragung“ wird die 
„Täterübertragung“. Das Kind ähnelt jetzt dem „bösen“ Elternteil, der die Eltern verraten und traumatisiert hat. 
Das „unkontrollierbare“ Kind aktiviert die „Täterintrojekte“ der Eltern, mit ihren toxischen, destruktiven Bot-
schaften („Ich bin schlecht!“). Zur Aufrechterhaltung der Selbstkohäsion müssen die Eltern ihre aggressiven 
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Impulse externalisieren. Das Kind wird zum „Blitzableiter“ der elterlichen Wut. Besonders gefährlich wird die 
Situation, wenn die Bedrohung personalisiert wird, die Mutter im Verhalten des Kindes eine konkrete Person 
in ihrer Vorgeschichte zum Beispiel den gewalttätigen Vater des Kindes wiederzuerkennen glaubt. Die Wege zu 
Vernachlässigung, emotionalen Misshandlungen oder gewalttätigen Übergriffen werden dadurch gebahnt. In 
einigen Fällen wird die Beziehung gleichermaßen traumatisierter Eltern durch die Dämonisierung des Kindes 
stabilisiert. Durch die Bändigung des “kleinen Monsters“ kann Solidarität erfahren und die Partnerschaft vom 
„Bösen“ befreit werden. 

Besonders bei Eltern mit der Diagnose einer Borderline-Persönlichkeitsstörung kann es zu einer Rollenauf-
spaltung der Kinder kommen. Dem ”schwarzen Schaf”, das häufig mit Diagnosen wie zum Beispiel Aufmerk-
samkeitsdefizitsyndrom, Störung des Sozialverhaltens etc. „versorgt“ wird, steht dann das ”weiße, gute Kind” 
gegenüber, das auffällig unauffällig und sehr angepasst wirkt. Es kann in einem von Feindseligkeit und Über-
forderung geprägten Familiensystem dadurch überleben, dass es seine eigene Bedürftigkeit verleugnet, seinen 
negativen Affekte kontrolliert und im Sinne eines „falschen Selbst“ eine Fassade der Freundlichkeit und Be-
schwichtigung aufbaut. Als „parentifiziertes“ Kind verbleibt es in der „Retter-Übertragung“, indem es sehr früh 
die emotionale Versorgung der bedürftigen Eltern über-nimmt. Auf der einen Seite wirkt es dabei frühreif und 
manchmal „altklug“, auf der anderen Seite verzichtet es in der nicht auflösbaren Symbiose zu den Eltern auf eine 
wirkliche Auto-nomieentwicklung. Im Erwachsenenalter wird seine Persönlichkeit häufig bestimmt durch hohe 
Leistungsmotivation, starke Anpassungsfähigkeit und „zwanghafte“ Fürsorglichkeit, d.h. die innere Notwendig-
keit gebraucht zu werden. Diese Eigenschaften können beruflich im psychosozialen Helfersystem und privat in 
der Rolle der co-abhängigen Versorgung eines un-sicheren (evtl. süchtigen oder psychisch kranken) Partners zur 
Geltung kommen.  

Komplexe Hilfen im multiinstitutionellen Kontext

Institutionelle Kooperationshindernisse

Um die Familien mit psychisch kranken Eltern ganzheitlich verstehen und unterstützen zu können, ist eine integ-
rierte, systemübergreifende Zusammenarbeit zwischen den Institutionen des Gesundheitswesens (inklusive der 
Erwachsenenpsychiatrie) und der Kinder- und Jugendhilfe unabdingbar. Aufgrund der Differenzierung und Spe-
zialisierung der Angebote sowie der unterschiedlichen Kostenträgerschaft ist jedoch eine Kultur der Abgrenzung 
entstan-den, in dem es kaum verbindliche Kooperationsstrukturen zwischen den Systemen gibt (Wa-genblass 
2001). Dabei stehen die unterschiedlichen Perspektiven unverbunden nebeneinan-der. Nicht selten polarisieren 
sich die Institutionen in einer falsch verstandenen Parteilichkeit zwischen Elternrecht und Kindeswohl. Die Ta-
buisierung der psychischen Erkrankungen und entsprechende Qualifizierungsdefizite der Fachkräfte belasten 
die Entwicklung eines gemeinsamen Fallverständnisses. So tritt das Paradox ein, dass gespaltene Hilfe- und 
Therapie-systeme eine Integration der gespaltenen traumatisierten Familiensysteme erreichen sollen.

Personenbezogene Kooperationshindernisse

Bei der Hilfeplanung sind die Kontaktbesonderheiten und die Lernbeeinträchtigungen der betroffenen Eltern 
zu berücksichtigen. Infolge ihres Misstrauens im Sinne einer biografisch begründeten Beziehungsvorsicht kön-
nen sich traumatisierte Menschen nur schwer auf verbindliche Beziehungen einlassen. Sie haben sich mit den 
entwertenden Botschaften ihrer eigenen Eltern identifiziert und können sich daher nicht vorstellen, dass man 
einem so „schlechten Menschen“ wie sie ehrliche Sympathie entgegenbringen könnte. Aufgrund ihrer Stressin-
tole-ranz nehmen sie die in den Hilfeplänen formulierten Ziele sehr schnell als Belastung wahr. Die Thematisie-
rung ihrer Defizite im Umgang mit ihren Kindern wirkt bedrohlich und verstärkt ihre Tendenz zur Selbstentwer-
tung. Im Kontext des daraus entstehenden Hilfe-Kontroll-Dilemmas kommt es zu intensiven Übertragungs- und 
Gegenübertragungsphänomenen. Während die Fachkräfte initial eher als potentieller Retter („guter Elternteil“) 
ideali-siert werden, erscheinen sie später als gefährliche Täter („ böser Elternteil“). Die Suche nach „symbioti-
scher“ Nähe wird abgelöst durch feindselige Ablehnung bis hin zum Kontaktabbruch. In der Folge kommt es 
gegenüber den Leistungsanbietern zu einer als „Hopping-Verhalten“ bekannt gewordenen Wechseldynamik. 

Die Ungleichzeitigkeit der Kontakte mit den Eltern in Bezug auf die Idealisierungs-Entwertungs-Rhythmen kann 
zu einer Spaltung des Helferfeldes mit unüberbrückbaren Perspektivdifferenzen bis hin zu einer Entscheidungs- 
und Handlungsparalyse führen.

Traumapädagogik als Grundlage der Beziehungsgestaltung

Traumatische Erfahrungen in der Kindheit zerstören bei Menschen die Überzeugung, sich selbst schützen zu 
können. Von ihrem sozialen Umfeld erwarten sie keine Hilfe und keine Sicherheit. Im Zustand der „Notfallbereit-
schaft“ fühlen sie sich auch in objektiv sicheren Situationen bedroht und zeigen reflexartig Verteidigungsreak-
tionen. In Abhängigkeit von den traumabezogenen Gefühlsäquivalenten wie zum Beispiel Angst, Hilflosigkeit, 
Ohnmacht, Wut, Leere etc. werden die Handlungsmuster von Flucht/Vermeidung, Angriff/Gewalt oder Disso-
ziation/Freezing bestimmt. Um der Reinszenierung der Vergangenheit vorzubeugen und den Kontakt zwischen 
den Eltern und ihren Kindern zu bewahren, wird jeder professionelle Helfer vornehmlich zu einem „Sicherheits-
beauftragten“ (Kühn 2008). Nur in einem sicheren äußeren Ort können bei den Eltern die katastrophischen 
Reflexmuster überwunden, das Mentalisierungsniveau stabilisiert und die Lernfähigkeit wiederhergestellt wer-
den. Erst im „sicheren Hafen“ einer schützenden Beziehung wird Entwicklung möglich. Dies impliziert, dass 
im Rahmen einer Langzeitstrategie kompensatorische Entlastungen gewährt und dadurch Überforderungen 
vermieden werden. Destruktive Beziehungsmuster in der Familie müssen identifiziert und beendet werden. In-
stitutionelle Bedrohungen wie zum Beispiel durch Sanktionen des Jobcenters wegen unzureichender Mitarbeit 
oder der vorschnelle Verlust der Wohnung aufgrund einer unpassenden Größe können durch die amtsärztliche 
Begutachtung der Erwerbsfähigkeit und/oder der Umzugsfähigkeit abgewendet werden. Die Rückgewinnung 
der Handlungsfähigkeit unter Stress gelingt durch die sichernde Begleitung einer Fachkraft bei der Bewälti-
gung aller Aufgaben. Hierdurch werden Misserfolgserlebnisse vermieden und Selbstwirksamkeitserfahrungen 
ermöglicht.
Ein großer Teil der Probleme der Eltern sind nicht auf deren Elternschaft sondern auf deren psychische Er-
krankung zurückzuführen. Die Fachkräfte der Jugendhilfe können daher ergänzt werden durch Fachkräfte aus 
dem Bereich des ambulant betreuten Wohnens für psychisch kranke Menschen. Um die Finanzierung durch 
den überörtlichen Sozialhilfeträger sicherzustellen, muss eine psychiatrische Diagnostik durchgeführt werden. 
Da psychisch kranke Menschen häufig keine Krankheitseinsicht zeigen und einer „Psychiatrisierung“ eher ab-
lehnend gegenüberstehen, muss ein niedrigschwelliger Zugang zum psychiatrischen System angestrebt wer-
den. Als Kooperationspartner kommen vornehmlich die auch ärztlich besetzten sozialpsychiatrischen Dienste 
infrage, die Hausbesuche anbieten können. Um Missverständnis-sen vorzubeugen ist das begrenzte Anliegen 
der Jugendhilfe im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung konkret zu formulieren. Das Tandemmodell der 
psychosozialen Versorgung hat mehrere Vorteile. Die Fachkräfte des ambulant betreuten Wohnens repräsen-
tieren den kompensatorischen und substituierenden Aspekt der Hilfeerbringung. Ihr Auftrag ist auf eine lange 
Dauer hin konzipiert, so dass belastende, höherfrequente Überprüfungen der Entwick-lungsfortschritte der El-
tern entfallen. Durch die spezifische Qualifikation der sozialpsychiatrischen Fachkräfte können die Eltern besser 
zur Durchführung einer Psychotherapie motiviert werden, in der sie am “inneren sicheren Ort“ arbeiten können. 
Doch auch im Falle eines Entzugs des Sorgerechtes behalten die Eltern den Anspruch auf das ambulant betreute 
Wohnen. Um Spaltungsprozessen entgegenzuwirken, sind regelmäßige Absprachen zwischen den Fachkräften 
der Jugendhilfe und des ambulant betreuten Wohnens erforderlich.

Videogestützte Förderung der Mutter-Kind-Interaktion

Mütter mit frühkindlichen Traumaerfahrungen sind in ihrer Mentalisierungsfähigkeit stark eingeschränkt. Sie 
können sich nur unzureichend aus der Meta-Position heraus selbst reflektieren oder in andere Menschen ein-
fühlen. Ihre intuitiven Fähigkeiten bei der Versorgung des Säuglings und des Kleinkindes sind dadurch einge-
schränkt. Eine Bindungsförderung, die sich auf sprachlich kognitive Beratungsangebote beschränkt, kann von 
diesen Müttern nicht angenommen werden. Sie verstehen die abstrakten Hinweise nur unvollständig, können 
diese nicht umsetzen oder empfinden diese als Kritik. Auch vorbildhafte Interaktionssequenzen zwischen der 
Familienhilfe und dem Kind im Sinne des Lernens am Modell können von den Müttern nur schwer angenommen 
werden. Es besteht zudem ein Risiko, dass das kooperative Verhalten des Kindes gegenüber der Fachkraft als Il-
loyalität gegenüber der Mutter verstanden wird und sich dadurch die Überzeugung des „bösen Kindes“ bestätigt. 
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(Trans?) Identität!   oder 
Wer bin ich und wen interessiert das?
Vom diversen Selbst in einer dichotomen Gesellschaft
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Einen direkten Weg zum limbischen System über eine Visualisierung der Mutter-Kind Interaktion ermöglichen 
die videogestützten Verfahren. Neben der entwicklungspsychologischen Beratung, dem Video Hometraining 
ist dies vor allem die Marte Meo-Methode, die von der Niederländerin Maria Aarts entwickelt worden ist. Hier 
werden meist im Wochenrhythmus Videosequenzen der Mutter-Kind Interaktionen im Kontext der freien Si-
tuation oder eines Leitungsmomentes aufgenommen. Die Videokamera wird dabei zum externen Beobachter, 
der zunächst den nur unzureichend ausgebildeten inneren Beobachter der Mutter substituiert. Die Mutter gerät 
dadurch in die Metaposition d.h. sie sieht ihr Verhalten erstmals von außen. Es werden dabei gegenüber der 
Mutter nur die gelungenen Interaktionssequenzen präsentiert. Sie kann dadurch an sich selbst lernen, ohne 
mit der Fachkraft rivalisieren zu müssen. Es werden dabei die dysfunktionalen Annahmen (z. B. „Ich bin eine 
schlechte Mutter!“ „Ich bin den Bedürfnissignalen und Aktivitäten meines Kindes hilflos ausgeliefert!“) wider-
legt. Die Mutter erlebt sich als selbstwirksam. Sie kommt immer besser in Kontakt ihrem Kind, hat also zuneh-
mend “Genussmomente“. Dadurch entsteht eine „Entwicklungsstimmung“ mit einer in die Zukunft weisenden 
Haltung der Zuversicht. Die Mutter erkennt, dass sie im Kontext der Hilfeerbringung nicht nur Aufträge sondern 
auch Geschenke erhält (Aarts 2002). Dadurch wird das Hilfe-Kontroll-Dilemma entschärft oder sogar über-
wunden. Die Mutter wird wieder neugierig auf sich selbst und ihr Kind. Das Explorationsverhalten als Grundlage 
jeder Lernentwicklung wird aktiviert.

Dr. Axel Iseke
Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin, Magister Public 
Health (MPH), Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen 
(LZG.NRW), Bochum
→ axel.iseke@lzg.nrw.de

Die Frage „Wer bin ich“ beschreibt menschheitsgeschichtlich den Übergang zwischen einer „sinnfreien“ 
Welt voller Pflanzen und Tiere und dem Auftreten des erkennenden Menschen auf unserem Planeten. 
Ohne den Menschen ist diese Frage nach dem ICH nicht vorstellbar und ohne diese Frage ist ein Mensch-

sein nicht vorstellbar. Dabei muss sich der/die Einzelne die Frage „Wer bin ich“ grundsätzlich gar nicht stellen. 
Das Erkennen „ICH bin!“  ist implizite Grundlage des eigenen Bewusstseins und der Erkenntnis „Ich bin!“.
Identität kann verstanden werden als die Summe aller Eigentümlichkeiten, die eine Person von jeder anderen 
Person unterscheidet. Dabei können diese Eigentümlichkeiten von außen, aber selbst von einer Person im eige-
nen Innern niemals in ihrer Gänze erfasst und beschrieben werden. Der „kleine Unterschied“ auf den die Eltern, 
die Hebamme und letztendlich die Personenstandsbehörde schauen, ist dabei nur eine dieser Eigentümlichkei-
ten. Die Bedeutung dieser „kleinen Eigentümlichkeit“ wird von Mensch zu Mensch höchst unterschiedlich wahr-
genommen. Sie entscheidet aber maßgeblich über unsere Stellung in einer nach wie vor überwiegend dichotom 
normierten Welt.

„Trans - Nicht-Trans“, die neue Dichotomie?

Nach den gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzungen um Homo- und Heterosexualität und die breite 
Genderdebatte der vergangenen Jahrzehnte beherrschen in den letzten Jahren zunehmend die Begriffe Trans-
Sexualität bzw. Trans-Identität die Diskussion. In unserer Zeit scheint die Selbstverortung innerhalb eines Span-
nungsfeldes zwischen Individualität und Konformität eine immer größere Rolle zu spielen. Bei einer scheinba-
ren (?) zunehmenden Auflösung klassischer Geschlechterrollen wirkt das „Trans-Sein“ manchmal wie ein neues 
Angebot individueller Identitätsfindung. Wissenschaftlich wird transidentes Empfinden jedoch nicht im Sinne 
einer Wahlmöglichkeit verstanden. Vielmehr geht man heute davon aus, dass das Empfinden des Junge-/Mann 
Seins bzw. des Mädchen-/Frau Seins ein angeborenes und weitgehend dem freien Willen unzugängliches Emp-
finden ist. Warum dieses Empfinden eines „Kopfgeschlechtes“ bei den allermeisten Menschen offenbar mit 
dem anatomischen „Körpergeschlecht“ übereinstimmt und nur wenige Menschen das Gefühl des „im falschen 
Körper Lebens“ krisenhaft erleben ist unklar.
Nimmt man zur Kenntnis an welchen gesellschaftlichen und Beratungs-Stellen das Thema Transidentität in 
den letzten Monaten an Bedeutung gewinnt, so stellt sich die Frage nach der Unterscheidung zwischen einem 
„identen“ und einem „transidenten“ Empfinden und den daraus erwachsenden Konsequenzen in Beratung und 
nachfolgenden Handlungen.
Es stellt sich in der Praxis daher nicht selten die Frage ist eine Trans-Fragestellung im Einzelfall Hinweis auf ein 
dauerhaftes und tiefes Trans-Empfinden oder handelt es sich „lediglich“ um eine Zwischenstufe zu einer als 
gelungen empfundenen Identitätsfindung. Die Frage ob transidentes Empfinden oder berichtetes transidentes 
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Erleben tatsächlich „Trans“ ist oder eben nicht, ist eine moderne Herausforderung der verschiedenen human-
wissenschaftlichen Beratungssettings.

Der Kleine Prinz und die Eigentümlichkeiten der großen Leute 

	 „Die großen Leute haben eine Vorliebe für Zahlen. Wenn ihr ihnen von einem neuen Freund  
	 erzählt, befragen sie euch nie über das Wesentliche. Sie fragen euch nie: Wie ist der Klang  
	 seiner Stimme? Welche Spiele liebt er am meisten? Sammelt er Schmetterlinge? Sie fragen  
	 euch: Wie alt ist er? Wie viele Brüder hat er? Wieviel wiegt er? Wieviel verdient sein Vater?  
	 Dann erst glauben sie, ihn zu kennen.“ 
	 (aus: Antoine de Saint-Exupéry, Der kleine Prinz)

Denkt man diese Erkenntnis von Antoine de Saint-Exupéry weiter, so weisen die großen Leute weitere Eigen-
tümlichkeiten auf. Sie fragen die Schwangere nicht, wie sich das neue Leben anfühlt, wie kräftig es strampelt 
oder ob es häufig einen Schluckauf hat. Sie fragen „Und, wisst Ihr schon was es wird???“. Sind ein gezielter Blick 
mit dem Ultraschall  oder „zwischen die Beine des neuen Menschen“ tatsächlich dazu geeignet festzustellen, ob 
ein Mensch glücklich aufwachsen wird, ob er „Schmetterlinge sammelt“ oder um festzustellen wie der „Klang 
seiner Stimme“ ist?
Vor diesem Hintergrund einer „Geschlechtszuweisung“ verwundert es nicht, dass die Frage der Identitätsfin-
dung seit der „Trans“-Debatte um mindestens eine Eigentümlichkeit erweitert ist.

Identität und Gesellschaft. Medizin oder Soziale Arbeit?

Erst in jüngerer Zeit wird im deutschsprachigen Raum zunehmend zwischen Transsexualität und Transidentität 
unterschieden und damit ein moralisch eher wertfreier Zugang zu einem Trans-Empfinden möglich. In einer Zeit, 
in der homosexuelle Handlungen unter Männern noch unter Strafe standen (der sogenannte „Homosexuellen-
paragraf 175 des Strafgesetzbuches, der erst 1994 aufgehoben wurde) wurde 1980 vom Deutschen Bundes-
tag das Transsexuellengesetz (TSG) erlassen. Dieses ermöglichte es erstmals, dass eine Person, die sich „auf 
Grund ihrer transsexuellen Prägung nicht mehr dem in ihrem Geburtseintrag angegebenen Geschlecht, sondern 
dem anderen Geschlecht als zugehörig empfindet und seit mindestens drei Jahren unter dem Zwang steht, 
ihren Vorstellungen entsprechend zu leben […]“ einen andersgeschlechtlichen Vornamen führen zu dürfen. Da-
rüber hinaus ermöglichte es das TSG einer Person auch den Wechsel der Geschlechtszugehörigkeit zum ande-
ren Geschlecht. Dafür war aber zuvor eine dauernde Fortpflanzungsunfähigkeit herzustellen und eine operative 
(optische) Angleichung an das angestrebte Geschlecht durchzuführen. Diese Regelungen des Abschnitts 2 des 
TSG sind verfassungsrechtlich mittlerweile als nichtig erklärt (siehe BMFSFJ 2016: Gutachten: Regelungs- und 
Reformbedarf für trans-geschlechtliche Menschen). In allen Belangen des TSG waren und sind psychologische 
bzw. psychiatrische Gutachten erforderlich.  Die Kenntnis dieser Rechtshistorie ist hilfreich, um die Entwicklung 
der „Trans“-Diskussion im Deutschland der letzten 40 Jahre verstehen zu können. In den Jahren seit 1980 haben 
sich nur wenige Menschen, meist mit maximal hohem Leidensdruck den Bedingungen des TSG unterworfen. 
Entsprechend hat sich eine psychologische und psychiatrische Beratungspraxis etabliert, die an den Bedarfen 
dieser hochbelasteten Menschen ausgerichtet war.
Mit der zunehmenden Liberalisierung des Standes- und des Eherechtes auch für gleichgeschlechtliche Paare 
geht eine erhebliche Entspannung auch für Menschen mit transidentem Empfinden einher. Dies hat zur Folge, 
dass auch das individuelle Verorten in einer dichotom normierten Geschlechterwelt für immer mehr Menschen 
zu einer Herausforderung aber auch einer Chance in der Identitätsfindung wird. Für diese Menschen wird in 
den meisten Fällen ein klassisches sozialwissenschaftliches Beratungssetting als Begleitung in der Identitäts-
findung zielführend sein. Diejenigen Menschen, die in einer offenen Gesellschaft mit einer hohen Akzeptanz 

für eine bunte Vielfalt von Identitäten leben werden vermutlich in vielen Fällen zu einer stimmigen Identität in 
der Fülle angeborener und erworbener körperlicher, seelischer und sozialer Eigentümlichkeiten finden. Vermut-
lich eine Minderzahl von sich heute in Beratung begebenden Menschen in Identitätskrisen werden letztendlich 
einen „inneren Drang“ verspüren, der ein dauerhaftes Leben in einem sozial oder körperlich anderen Geschlecht 
einschließlich psychologischer, psychiatrischer, endokrinologischer (Hormone) oder chirurgischer (Geschlechts-
angleichung) Unterstützung erforderlich macht. Je früher und je offener ein Mensch mit möglicherweise trans-
identem Empfinden den Weg zu einem sozialwissenschaftlichen Beratungssetting findet, um so mehr Zeit steht 
zur Verfügung zur Klärung, ob (zusätzlich) eine medizinisch/psychologische Beratung sinnvoll sein wird.
Eine zu frühe oder ausschließliche Konfrontation mit Beratungsangeboten aus der klassischen medizinisch-
psychologischen Denkweise des TSG ohne ein allgemeines Unterstützungsangebot zur Identitätsfindung kann 
daher im Einzelfall eher einen Schaden erzeugen, als zu einer Erhöhung des Wohlbefindens zu führen. Letztend-
lich muss jedes Beratungssetting ergebnisoffen das Ziel haben, den ratsuchenden Menschen in seiner Selbst-
findung zu unterstützen

Dichotom seid Ihr, ich bin ICH

Im Alter von etwa zwei Jahren erkennt das Kind im Spiegel sich selbst. Im dritten Lebensjahr beginnt es das 
Wort „ICH“ zu verwenden, wenn es von sich selber spricht. Es dauert aber bis zur Pubertät, bis das Kind/die 
Jugendlichen auch ein eigenes Identitätsempfinden entwickeln. In der Zwischenzeit zwischen dem ersten „Ich-
Empfinden“ und der individuellen Identitätsentwicklung fühlen sich die meisten Kinder mehr oder minder der 
Gruppe der Jungen oder der Gruppe der Mädchen zugehörig. Hierbei spielen ein angeborenes Empfinden, per-
sönliche Interessen aber auch familiär und gesellschaftlich vermittelte und erlebte Normen eine Rolle. In der 
Pubertät steht das Erleben der eigenen personalen Einmaligkeit durch das Empfinden der Vielfalt von indivi-
duellen Eigentümlichkeiten im Vordergrund. Die dichotome gesellschaftliche Norm tritt dabei häufig zeitweise 
oder dauerhaft in den Hintergrund. Die Ich-Entwicklung hat mit einer Rollenannahme in einem dichotomen 
Mann-Frau-Verständnis daher zunächst nichts zu tun. Die Unterstützung einer bestmöglichen Selbstfindung 
ist dabei immer schon ein Schwerpunkt in der Sozialen Arbeit gewesen. In einem zunehmend pluralen gesell-
schaftlichen Verständnis von Identität wird daher ein Wandel im Rollenverständnis auch in der sozialen Arbeit 
notwendig sein. Eine dichotome Jugendarbeit in Jungen- und in Mädchenarbeit wird zu überdenken sein. Für 
die Unterstützung des Erreichens eines bestmöglichen Wohlbefindens aller wenigstens zeitweise transident 
empfindenden Menschen ist die Entwicklung einer gemeinsamen Haltung und gemeinsamer Beratungskonzep-
te zwischen der Sozialen Arbeit und den „Medizinischen Fächern“ eine notwendige Voraussetzung. Eine umfas-
sende Selbstreflexion und die Entwicklung einer eigenen „weltoffenen“ Haltung ist dabei Auftrag an die einzelne 
im Beratungssetting aktive Fachperson.



Auch wenn Kinder sich das Sprechen und die Sprache nach eigenen Regeln aneignen und 
den Prozess in ihrem eigenen Tempo voranbringen, so benötigen sie dafür Zuwendung 
und intensiven Kontakt zu den Eltern oder anderen Bezugspersonen. 
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Das Sprechen mit Kindern, insbesondere mit denen die Gewalt erlebt haben und unter ungünstigen, gar 
gefährdenden Lebensumständen aufwachsen, stellt eine besondere Herausforderung für Fachkräfte dar. 
Aus unserer Erfahrung in der Arbeit mit gewaltbelasteten Kindern, Jugendlichen und deren Familien im 

Kinderschutz-Zentrum Bremen sowie aus dem Austausch mit anderen Fachkräften wissen wir, dass häufig Un-
sicherheiten in der Kommunikation auftreten. Unsicherheiten wie „Was darf ich fragen oder sagen?“, „Worüber 
kann ich gefahrlos sprechen?“, „Was passiert, wenn ich etwas Falsches sage und alles nur noch schlimmer ma-
che?“ oder auch „Was braucht es, damit Kinder sich wohlfühlen und mit mir sprechen möchten?“ schränken 
ein und führen womöglich dazu, dass Fachkräfte auf Gespräche mit Kindern verzichten oder dies an andere 
Stellen abgeben. Diese anderen Stellen kennen das Kind wiederum nicht und ein erneuter Vertrauensaufbau 
muss stattfinden. Das ist besonders in Hinblick auf die Einschätzung einer möglichen Kindeswohlgefährdung, 
welche manchmal zeitnah stattfinden muss, fatal und im Sinne der Partizipation von Kindern nicht angemessen. 
In der Literatur finden sich insbesondere zur Gesprächsführung mit gewaltbelasteten Kindern bislang nur wenig 
konkrete Handreichungen, die Fachkräften Sicherheit vermitteln können. Anhand der Beratungserfahrung im 
Kinderschutz-Zentrum Bremen, versucht folgender Artikel einen Transfer von der Gesprächsführung mit Kin-
dern zum Sprechen mit gewaltbelasteten Kindern herzustellen. Für die Veranschaulichung verwenden wir hier-
für ein Praxisbeispiel, welches in verschiedene Abschnitte unterteilt ist und nachfolgend jeweils theoretisch 
eingebettet wird.  
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Sprachentwicklung und Kindeswohlgefährdung

In kaum einem anderen Entwicklungsbereich zeigen sich so deutliche Unterschiede wie bei der Sprachentwick-
lung. Sprechen lernen ist ein langer Prozess und um die einzelnen Schritte bewältigen zu können, müssen die 
Kinder entsprechend herangereift und bereit dafür sein. Einige Kinder, zumeist Mädchen, sprechen bereits vor 
ihrem ersten Lebensjahr das erste Wort, bei anderen kann dies bis in das dritte Lebensjahr hinein dauern. Die 
Mehrheit beginnt zwischen dem 12. und 18. Lebensmonat zu sprechen. Bei einem 20 Monate alten Kind, das als 
„normal entwickelt“ bezeichnet wird, kann der Wortschatz innerhalb einer Spanne von 20 bis zu 450 Wörtern 
liegen. Die Unterschiede im Spracherwerb betreffen vor allem die sprachliche Ausdrucksweise und deutlich we-
niger das Verstehen des Gesagten. Einige Kinder sprechen bereits vor ihrem ersten Geburtstag erste Wörter wie 
„Mama“ oder „Papa“. Zwischen dem 20. und 24. Lebensmonat werden erste Zweiwortsätze wie „Mama spielen“ 
gesagt und die ersten Fragen gestellt „Is das?“. Mit dem dritten Geburtstag erfolgt in der Regel eine sprunghafte 
Zunahme des Wortschatzes und die Kinder können kurzen Geschichten gut folgen. Bis zum sechsten Geburts-
tag werden dann meist alle Laute korrekt ausgesprochen, Sätze werden richtig gebildet, wenn auch häufig noch 
mit falscher Zeitform, und kleine Geschichten können nacherzählt werden. Mit Beginn des Grundschulalters 
haben die Kinder dann bereits einen großen Wortschatz und können ihre Gedankengänge formulieren und von 
ihren Erlebnissen berichten (Vgl. BZgA, S. 67 f.). 

Um die sprachlichen Fähigkeiten auszubauen müssen Kinder Sprache hören, miterleben und anwenden können 
- sie brauchen einen ihnen zugewandten Gesprächspartner (Vgl. BZgA, S. 68 f.). Das soeben Dargestellte be-
zieht sich auf die Sprachentwicklung gesunder Kinder, die unter förderlichen Bedingungen aufwachsen. Deren 
Kindeswohl nicht gefährdet ist und somit unter anderem die Sprachentwicklung nicht behindert wird. Kinder, 
die jedoch unter wenig förderlichen oder gar schädigenden Bedingungen aufwachsen, können verschiedenste 
Entwicklungsverzögerungen sowohl auf körperlicher als auch auf geistiger Ebene aufzeigen. Mit Hinblick auf 
Sprache sind dies z.B. Wortverständnisschwierigkeiten, eingeschränkte sprachliche Ausdrucksfähigkeit, man-
gelndes Mitteilungsbedürfnis oder Kommunikationsfähigkeitsschwierigkeiten im Allgemeinen (Vgl. Schrader 
2013, S. 65 f.).
Unabhängig von der physischen spielt somit die psychische Entwicklung eine bedeutende Rolle. Vor allem Kin-
der aus gewaltbelasteten Familien, in denen ihnen vermittelt wird, dass das Sprechen mit Außenstehenden 
negative Folgen haben wird, brauchen eine besondere Ansprache durch Fachkräfte. Es besteht die Gefahr, dass 
Fachkräfte an ihre Grenzen stoßen, wenn sie nicht den passenden Zugang zur gemeinsamen Beratungsarbeit 
finden und über zu wenig Wissen um Sprachentwicklung, Systeme und Kindeswohlgefährdung verfügen (Vgl. 
Biesel; Urban-Stahl 2018, S. 265 f.)

Sprache als Hürde in der Zusammenarbeit 

In der praktischen Tätigkeit des Kinderschutz-Zentrums Bremen erleben wir in der Arbeit mit Kindern, die Ge-
walt erfahren haben, regelmäßig wie das Sprechen bzw. Sprache eine große Hürde für die Zusammenarbeit und 
somit die gelingende Unterstützung für das betroffene Kind zu sein kann.  Um Kindern eine Sprache zu geben 
ist es wichtig, dass nicht nur die inhaltliche Ebene (Was ist passiert? Was brauchst du? Etc.) sondern vor allem 
auch die emotionale Ebene und das Verständnis des Kindes dieser Berücksichtigung findet. Dies wird am Fall-
beispiel von Luisa deutlich. 
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	 Luisa, heute 10 Jahre, kam über 3 Jahre wöchentlich in Begleitung ihrer Pflegemutter ins  
	 Kinderschutz-Zentrum. Die Pflegemutter, so wie die leiblichen Eltern begrüßten eine  
	 Zusammenarbeit mit dem Kinderschutz-Zentrum, da diese das Kind, in der Schule sowie in  
	 den Kontakten mit Erwachsenen, als zurückgezogen und sehr ängstlich wahrnahmen.  
	 Hintergrund der Fremdplatzierung war ein zurückliegender Vorfall sexueller Gewalt innerhalb 
	 der Herkunftsfamilie. Durch die Herkunftsfamilie angeregten Gerichtsverfahren zum Verbleib 
	 des Kindes fanden regelmäßige Kontakte zu und Gespräche mit den Mitarbeiter*innen des  
	 Jugendamtes, sowie der Verfahrensbeiständin und etwaigen Gerichtsgutachter*innen statt.  
	 Das Beratungsanliegen der erwachsenen Bezugspersonen war, das Mädchen dabei zu unter- 
	 stützen, ihre Bedürfnisse wahrzunehmen und das Vertrauen zu entwickeln, diese zu äußern.

Eine unserer Arbeitsgrundsätze im Kinderschutz-Zentrum Bremen ist die Freiwilligkeit. Dies bedeutete für die 
zuständige Beraterin in der Arbeit mit Luisa, herauszufinden, ob und falls ja, welche Unterstützung sie wobei 
möchte. Die Herausforderung stellte dar, bei einem Kind, welches einem als zurückgezogen und ängstlich vor-
gestellt wird und welches ständig mit Erwachsenen sprechen muss/soll herauszufinden, ob und falls ja, welche 
Unterstützung es möchte. Im Grunde also das gleiche Ziel, wie alle anderen Erwachsenen in ihrem System. Eine 
Hypothese der Beraterin war relativ schnell, dass das Mädchen womöglich hierdurch erst zu diesem zurückge-
zogenen Kind geworden ist. Es bestand demnach für die Beraterin die Gefahr, das Mädchen weiter zu verängs-
tigen und den Druck, welcher durch Erwachsene die mit ihr „sprechen“ wollen ausgelöst wurde, zu erhöhen.

Gute Rahmenbedingungen und verlässliches Setting 

       „Die Frage ist nicht, ob Kinder eine Meinung haben oder über Informationen verfügen, sondern wie wir mit      
        Kindern kommunizieren können, um diese Meinung zu erfahren oder die Information erhalten.“ (Delfos 2015,  
        S. 43). „Grundsätzlich gilt an dieser Stelle für alle Gesprächsformen: Kreativität und Fantasie sowie ein hohes 
Maß an Flexibilität und Offenheit können ein wunderbarer Motor für die Gestaltung optimaler Rahmenbedin-
gungen sein.“ (Caby; Caby 2011, S. 49)

	 Luisa kam zu Beginn in Begleitung ihrer Pflegemutter, welche den Raum auf Wunsch des  
	 Kindes auch nicht verlassen durfte. In den ersten Sitzungen sprach sie kaum mit der Beraterin, 
	 schaute sie meist mit großen Augen an und wippte/schaukelte auf ihrem Stuhl hin und her.  
	 Sie wirkte auf die Beraterin stark verängstigt und hatte Tränen in den Augen sobald sie direkt  
	 angesprochen wurde. Hin und wieder blickte sie fragend ihre Pflegemutter an, welche sie 
	 ermutigte mit der Beraterin zu sprechen. Die Beziehung zu der Pflegemutter schien ihr Si- 
	 cherheit zu geben.

Da Kinder, die Gewalt erlebt haben, in Situationen waren, in denen sie handlungsunfähig gemacht wurden, war 
es der Beraterin ein Anliegen, Luisa in ihrer Handlungsfähigkeit zu stärken. Die Entscheidung, die Bezugsperson 
bei sich zu haben, sowie die Möglichkeit jederzeit eine Pause einlegen oder gar den Termin frühzeitig beenden 
zu können waren erste wichtige Schritte dazu. Gleichzeitig war ein fester Rahmen, um die nötige Sicherheit 
herzustellen, notwendig. Daher ist es bei Beratungen im Kinderschutz-Zentrum Bremen wichtig, in den ersten 
Kontakten mit den jungen Klient*innen, für ausreichend Transparenz zu sorgen. So haben sie die Möglichkeit die 
Berater*in und ihre Arbeit kennenzulernen, ohne etwas von sich preisgeben zu müssen. Im Fall von Luisa stellte 
die Beraterin visuell mit einem Schaubild an einem Whiteboard dar, was ihre Aufgaben sind und welche Mög-
lichkeiten sie als Beraterin hat, das Mädchen gegebenenfalls zu unterstützen. Hierzu brauchte es Kreativität, 
gab aber dem Kind die Möglichkeit die Beraterin zu beobachten und den Druck aus der Face-to-Face Situation 
rauszunehmen. Ebenso war ein verlässliches Setting notwendig, um Vertrauen aufzubauen. Dies begann mit 
einer gleichbleibenden Eingangssituation/Begrüßung. Darüber hinaus spielte der Raum und die darin vorhande-
nen Gegenstände sowie die Sitzposition eine wichtige Rolle.
Wie auch das Beispiel von Luisa zeigt, stellt für Kinder, die Gewalt erlebt haben, ein Erstgespräch, bzw. auch die 
folgenden Gespräche, meist eine große Herausforderung dar. Sie sind äußerst zurückhaltend, haben womög-
lich große Ängste und benötigen eventuell in der ersten Zeit eine vertraute Bezugsperson als Unterstützung in 

den Gesprächen. Wenn ein Kind z.B. im Warteraum bereits „etwas aufgetaut“ ist, kann es sinnvoll sein, sofern 
keine anderen Klient*innen sich dort befinden und keine Störungen zu erwarten sind, das Erstgespräch dort zu 
führen. „Der Fußboden ist in manchen Fällen besser als jede Sitzgelegenheit, insbesondere, wenn sich dort gut 
gemeinsam spielen oder reden lässt.“ (Caby; Caby 2011, S. 49) Es ist gut, wenn die Kinder sich ihre Sitzgelegen-
heit frei wählen können und verschiedene Möglichkeiten zur Auswahl stehen. So hat sich zum Beispiel ein Hän-
gestuhl bewährt, der sich drehen lässt und somit die Möglichkeit bietet den Augenkontakt zu unterbrechen oder 
auch mal mit der Wand zu reden. Insbesondere jüngere Kinder nutzen Gelegenheiten zum Verstecken in einem 
Kriechtunnel oder einer selbstgebauten Höhle (Vgl. Caby; Caby 2011, S. 49 f.). 
Generell sollte der Gesprächsraum einen freundlichen Eindruck machen, verschiedene Sitzmöglichkeiten bieten, 
eine ansprechende Wandgestaltung haben (weniger ist hierbei mehr) und möglichst frei von äußeren Störungen 
sein. Wie Caby und Caby 2011 anfänglich benannt haben, werden von der Fachkraft Kreativität, Fantasie und 
Flexibilität benötigt. Dies sollte sich auch in dem Gesprächsraum widerspiegeln. Es ist sinnvoll verschiedene 
Spiele für unterschiedliche Altersstufen, Stifte und Papier, Bastelmaterialien wie Karton und Tapetenrollen, Kne-
te, Holzklötze, Stoffpuppen sowie (Tier-) Figuren in Schränken vorhanden zu haben. Die Kinder haben somit die 
Möglichkeit auf verschiedene Materialien im Raum zurückzugreifen und ihren Ideen oder Gedanken Möglichkei-
ten zum Ausdruck zu geben. Auch gemeinsames Malen, Zeichnen oder Basteln kann einen niedrigschwelligen 
Zugang zur gemeinsamen Beratung darstellen. 
Besonders in den ersten Gesprächen sollte der Fokus darauf liegen „miteinander warm“ zu werden. Für die Qua-
lität des Gesprächs mit Kindern ist es von großer Bedeutung den Gesprächsrahmen zu beschreiben, die eigene 
Person und die Aufgaben vorzustellen. Dazu gehört ebenfalls auf den zeitlichen Rahmen sowie die Option des 
vorzeitigen Gesprächsendes (von Seiten des Kindes) hinzuweisen. Durch das klare Beschreiben des Gesprächs-
rahmens können Ängste abgebaut werden und die Kinder können zunehmend mehr Sicherheit gewinnen (Vgl. 
Caby; Caby 2011, S. 53 f.).
Insbesondere für gewaltbelastete Kinder ist eine transparente und offene Atmosphäre wichtig, denn in der Ver-
gangenheit haben sie zumeist mit Unsicherheiten, Druck und Unvorhersehbarem leben müssen. Es stärkt ihre 
Selbstwirksamkeit, wenn ihnen eine Beteiligung am Gespräch nach ihrem Wunsch entsprochen wird (Vgl. Bi-
esel; Urban-Stahl 2018, S. 265 f.)

Kommunikationsformen mit gewaltbelasteten Kindern

	 In den ersten Stunden kommunizierte die Beraterin viel mit der Pflegemutter und ließ Luisa  
	 zuhören. Die Beraterin betonte dabei, wie mutig das Kind sei, sich schon wieder einer fremden  
	 Person zu stellen und dass sie befürchte, dass dies etwas sei, was sie sehr gut kenne. Die Pfle- 
	 gemutter bestätigte dies und dem Mädchen war anzusehen, dass die Anerkennung ihrer  
	 Situation und die Bestätigung durch die Bezugsperson hilfreich war. Um mit dem Kind in den  
	 Kontakt zu kommen wählte die Beraterin nonverbale Methoden, in die sie die Pflegemutter  
	 einbezog. Sie malten Bilder, puzzelten oder bastelten. Um einen festen Rahmen vorzugeben  
	 wählte die Beraterin die Methoden aus, erzählte Luisa aber am Ende jeder Sitzung, was wir  
	 beim nächsten Mal machen würden, um ihr ein wenig die Angst vor dem nächsten Termin zu  
	 nehmen. Gleichzeitig wiederholte die Beraterin jedes Mal das Angebot, Wünsche äußern zu  
	 dürfen. Im Verlauf des Beratungsprozesses änderten sie dieses Vorgehen indem die Beraterin  
	 Luisa am Ende der Stunde zwei Möglichkeiten für die Folgende anbot und sie wählen ließ.

Wenn Kinder die Möglichkeit haben, die Vogelperspektive einzunehmen und Wertschätzung einfach nur durch 
Zuhören erfahren, kann dies ein Gefühl von Sicherheit geben. Viele Kinder können Lob oder Anerkennung ihrer 
Situation selten direkt annehmen, da sie es nicht gewohnt sind. Ungewohntes birgt im innerspsychischen Pro-
zess eine Gefahr. Aus der Vogelperspektive heraus besteht die Möglichkeit abzuschalten, sich nicht angespro-
chen zu fühlen oder auch ganz einfach nicht reagieren zu müssen. Viele gewaltbetroffene Kinder haben den 
Wunsch, den Erwartungen der Erwachsenen zu entsprechen, auch um sich selbst zu schützen bzw. erneute 
Gewalt zu verhindern.  Ebenso sind die nonverbalen Methoden in der Arbeit mit Kindern hervorragend, um diese 
kennenzulernen. In einem gewissen Alter denken Kinder, dass Erwachsene alles wissen. Dies kann dazu führen, 
dass Kinder häufig auch nicht wissen, was sie sagen sollen, da der/die Erwachsene ja eh schon Bescheid weiß. 
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Durch die Anwendung nonverbaler Methoden kann man sich über „ungefährliche“ Themen austauschen und 
dem Kind deutlich machen, dass es der/die Expertin für die eigenen Gedanken ist. 

     „Weil Kinder denken, dass Erwachsene allwissend sind, werden sie es für überflüssig erachten, einen Er- 
       wachsenen wissen zu lassen, dass sie von der Wirklichkeit zur Fantasie wechseln oder dass eine Geschichte  
           vollkommen der Fantasie entspricht. Sie sind dann auch sehr erstaunt, wenn der Erwachsene das nicht selbst- 
verständlich weiß.“ (Delfos 2015, S. 34)

Um zu vermeiden, dass Kinder sich den Erwachsenen unterlegen fühlen und unter Umständen ihre Gefühle, 
Gedanken oder Beobachtungen nicht äußern, ist es wichtig, dass die Fachkräfte mit den Kindern auf Augenhöhe 
kommunizieren. Dafür bedarf es einer offenen, wertschätzenden und neugierigen Haltung ihrer/m Gesprächs-
partner*in gegenüber. Wichtig ist, sich Zeit zu nehmen, damit das Kind sich selbst ausdrücken kann und nicht, 
wie so oft, eine Antwort von Erwachsenen vorgesagt zu bekommen. Um als Fachkraft ungewöhnliches Ver-
halten oder Gesprächsinhalte nachvollziehen zu können, ist ein Perspektivwechsel zur Sichtweise des Kindes 
sinnvoll (Vgl. Caby; Caby 2011, S. 52 f.). Passend dazu auch Delfos: „Je mehr ein Erwachsener davon ausgeht, 
dass es sich bei dem Kind nicht um einen vollwertigen Gesprächspartner handelt, desto schwieriger verläuft die 
Gesprächsführung zwischen Kindern und Erwachsenen.“ (Delfos 2015, S. 53)
Wie oben bereits benannt, kann gemeinsames Malen oder Spielen ein guter „Eisbrecher“ sein und den Einstieg 
in die gemeinsame Arbeit erleichtern. Auch auf der nonverbalen Ebene kann enorme Kommunikation stattfin-
den, die bei Kindern den Druck mindern kann, etwas sagen oder sich zum Grund des Kommens äußern zu müs-
sen. Ein Beharren auf verbaler Kommunikation kann im Einzelfall sogar das Gegenteil bewirken. So hat sich in 
der Praxis bewährt, gemeinsame Interessen zu entdecken und sich an Neuem auszuprobieren. Auch hierbei sind 
Kreativität und Flexibilität von Seiten der Fachkraft erforderlich, um auf die Bedürfnisse des Kindes eingehen 
zu können. Letztendlich sind der Kreativität keine Grenzen gesetzt. Jonglieren, Trommeln, in der Puppenküche 
kochen, kneten, auf dem Autoteppich spielen oder eine Pantomime versuchen. All dies ermöglicht eine nonver-
bale Kommunikation, bei derer die Fachkraft den Fokus weniger auf das gesprochene Wort und mehr auf Gestik, 
Mimik und weitere Beobachtungen legen sollte. 

	 Im Verlauf verabredeten Luisa und die Beraterin, dass die Pflegemutter, welche ab dem vierten 
	 Termin zum Ende der Stunde für 15 Minuten und ab der achten Beratungsstunde den Raum  
	 ganz verlassen durfte, der Beraterin mitteilen dürfe, falls es Dinge gäbe, über die sie sich Sorgen 
	 mache. Auch Luisa könne die Pflegemutter als Sprachrohr nutzen, falls sie sich nicht selbst  
	 traut, Themen anzusprechen. Zu Beginn jeder Stunde saßen sie zu Dritt zusammen und  
	 schauten, ob es Themen gäbe, die gemeinsam besprochen werden sollten, danach verließ  
	 die Pflegemutter den Raum. Um nicht zu Beginn jeder Stunde erklären zu müssen, wie es ihr  
	 geht, wurde eine „Wohlfühltreppe“ aus alten Holzklötzen gebaut und bemalt. So zeigte Luisa  
	 der Beraterin mit einem kleinen Steinchen, welches sie auf einer der Treppenstufen platzierte,  
	 wie es ihr an dem Tag oder in der Woche geht. Sie konnte dann erklärend ergänzen, wenn sie  
	 wollte. Wenn es ihr ganz schlecht ging, durfte die Beraterin nachfragen, so die Verabredung.  
	 Das Mädchen beschrieb der Beraterin über mehrere Stunden, dass es Situationen gab, zum  
	 Beispiel in der Schule, in denen sie plötzlich keine Luft mehr bekam. Zudem höre sie dann  
	 schlecht, als sei alles ganz weit weg. Sie könne sich nicht erklären, wo dies herkam und be- 
	 schrieb große Angst vor diesem Zustand. Parallel zu dieser Entwicklung fand ein Gerichtsgut- 
	 achten statt, welches feststellen sollte, ob das Kind zurück zur Herkunftsfamilie könne.

Es ist hilfreich im „Takt“ des Kindes zu Arbeiten und die eigenen Ziele und Wünsche für das Kind hinten an zu 
stellen, damit es sein eigenes Tempo finden und somit erfolgreiche Fortschritte machen kann. Die Skalierungs-
hilfe, in diesem Fall eine Treppe, ist zum einen eine Form der Beraterin nonverbal mitzuteilen, wie es ihr geht und 
zum anderen auch hilfreich für Kinder, welchen es schwerfällt, das eigene Wohlbefinden überhaupt wahrzu-
nehmen. Hierbei dient die Visualisierung als Stütze und kann an die Interessen des Kindes angepasst werden. 
Für die Arbeit mit Kindern ist Geduld unabdingbar. Wenn Kinder mit zu vielen Fragen auf einmal konfrontiert 
oder gar bedrängt werden, besteht die Gefahr, dass sie auf Fragen nicht mehr reagieren oder vorschnell ant-
worten, um weitere lästige Fragen zu vermeiden. Das Skalieren ist eine Methode der systemischen Gesprächs-
führung und ermöglicht den Kindern einen Ist-Zustand zu veranschaulichen. Für die Darstellung können ver-
schiedene Materialien verwendet werden, wie Stift und Zettel, ein Whiteboard, verschieden große Bauklötze 

oder wie in dem Fallbeispiel eine Holztreppe und ein Steinchen. Mit dieser Methode können große und kleine 
Fortschritte sichtbar gemacht werden und wenn die Fragen zirkulär gestellt werden, kann sogar sehr anschau-
lich die Fremd- und Selbstwahrnehmung dargestellt werden. Diese Methode eignet sich ebenfalls für die zwi-
schenzeitliche Evaluation der Beratung. Zum Beispiel: „Am Anfang der Beratung lag das Steinchen häufig auf 
der ersten oder zweiten Stufe, hast du eine Idee, wo es die letzten Stunden eher gelegen hat? Wenn wir fertig 
sind mit der Beratung, wo soll das Steinchen dann liegen?“
Die im Beispiel von Luisa beschriebenen „Symptome“, wie das Ausbleiben der Luft, können eine traumatische 
Situation als Ursprung haben. Um hier Sicherheit im Umgang mit dem Kind zu haben, ist in der Arbeit mit ge-
waltbelasteten Kindern und Jugendlichen ein Hintergrundwissen zu Traumata und deren Folgen hilfreich.

Traumatische Situationen und Psychoedukation

Traumatische Situationen, wie das Erleben von Gewalt, äußern sich auf unterschiedliche Art und Weise. Viele 
Kinder zeigen lange Zeit gar keine Anzeichen oder sie werden von Erwachsenen nicht als solche wahrgenom-
men. Alle Symptome dienen erstmal dem Überleben. Traumata gehen immer mit einer existentiellen Angst ein-
her, diese kann auch ausgelöst werden, wenn lebensverändernde Entscheidungen anstehen oder die Kinder sich 
handlungsunfähig fühlen. 

Das Wort „Trauma“ kommt aus dem Griechischen und bedeutet „Wunde“, „Verletzung“. Wenn wir also von einem 
psychischen Trauma sprechen reden wir über eine seelische Verletzung. Diese tritt in der Regel bei allen Men-
schen auf, welche eine existentiell bedrohliche Situation erleben. Dies kann eine Person selbstbetreffende Situ-
ation, wie eine Gewalterfahrung, ein Verkehrsunfall oder eine Naturkatastrophe sein oder das bedrohte Leben 
einer nahestehenden Person. Typisch für traumatische Ereignisse ist, dass das biologische Notfallsystems des 
Körpers aktiviert wird. Für die Heilung dieser seelischen Wunden spielen dem Ereignis nachfolgende Reaktionen 
der betroffenen Person aber auch des Umfeldes, das Alter der Person und die vorhandenen Ressourcen eine gro-
ße Rolle. So gilt es erstmal als normal, typische Symptome einer Traumatisierung zu zeigen. Zu den Symptomen 
gehören unter anderem Physiologische, wie dem Herzrasen, kaltem Schweiß, Symptome auf der kognitiven 
Ebene, wie Angst, Alpträume, Erinnerungslücken etc. und auf der behavioralen Ebene, wie dem Vermeidungs-
verhalten. Die existentiell bedrohliche Situation ist für die betroffene Person nicht sinnhaft und kann weder 
biografisch noch zeitlich eingeordnet werden, dies verhindert, die Speicherung des Ereignisses im Langzeit-
gedächtnis, weshalb die Verarbeitung traumatischer Situationen langwierig sein und es zu posttraumatischen 
Folgestörungen kommen kann. Kinder und Jugendliche, die Gewalt erleben, sind grundsätzlich traumatischen 
Situationen ausgesetzt, unabhängig davon ob sie eine posttraumatische Folgestörung entwickeln oder nicht. 
In der Arbeit mit diesen Kindern und Jugendlichen ist das Hintergrundwissen zu Symptomen von Traumata 
hilfreich, um zu verstehen weshalb Kinder bestimmte Dinge vielleicht sagen oder dies eben auch nicht tun. 
Da die Erinnerung an die Ereignisse, aufgrund der fragmentarischen Speicherung im Gehirn, unterschiedlich 
wiedergegeben werden können. Ebenso ist es hilfreich um Verhalten einordnen und verstehen zu können (Vgl. 
Reddemann; Dehner-Rau 2013).
In der Arbeit mit traumatisierten Kindern ist es wichtig zu vermitteln, dass das was die Kinder empfinden richtig 
ist. Sie erleben es als bedrohlich und dann ist es das auch. Es muss verdeutlicht werden, dass es normal ist, sich 
komisch oder “verrückt” zu fühlen. Im wörtlichen Sinne ist ja auch etwas “ver-rückt”, nämlich die Umstände/die 
Situation in denen sich diese Kinder befinden sind nicht normal. Es gilt dies wieder gerade/zurecht zu “rücken” 
und hierbei braucht es Unterstützung vom gesamten System. Dies zu verdeutlichen gelingt natürlich nur mit 
Kindern, ab einem gewissen Alter. Die kindgerechte Psychoedukation spielt hier also eine bedeutende Rolle, um 
Entlastung zu schaffen.
Mit der Psychoedukation wird der Versuch unternommen dem Kind bzw. seinen Angehörigen krankheits- oder 
störungsspezifisches Wissen zu vermitteln um somit die Krankheitsbewältigungsprozesse zu unterstützen. 
„Indem ein Krankheitsbild, seine Entstehungsbedingungen wie auch therapeutische Ansätze in allgemein ver-
ständlicher Form dargestellt werden, erhält der Patient die Chance, einen selbstverantwortlichen Umgang mit 
der Störung zu entwickeln.“ (Caby und Caby 2011, S. 150) Auch wenn sich die Vermittlung von störungsspezifi-
schem Wissen und die Anregung förderlicher Verhaltensweisen zumeist auf die Eltern konzentrieren, so hat sich 
doch in der Praxis gezeigt, dass Kinder immens davon profitieren wenn sie an den Störungswissen vermitteln-
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den und Fertigkeiten stärkenden Gesprächen teilhaben. Unter der Voraussetzung, dass die Gespräche anregend 
und altersangemessen gestaltet werden. Es gilt: nicht über das Kind reden, sondern mit ihm (Vgl. Caby; Caby 
2011, S. 150 f.). 

Fortschritte und Beratungsende

	 Nach drei Jahren regelmäßiger Beratung wurde die Arbeit mit Luisa durch die Beraterin been- 
	 det. Das Mädchen hatte aus Sicht der Beraterin große Fortschritte gemacht. Eine Fortfüh- 
	 rung der Beratung an dieser Stelle würde signalisieren, dass diese Erfolge nicht ausgereicht  
	 hätten. Unter anderem konnte Luisa nun im Konflikt mit ihren Bezugspersonen ihre Bedürf- 
	 nisse äußern. Zu Beginn benötigte sie dabei noch Unterstützung indem durch Skulpturen- 
	 stellen oder im Spiel mit Tieren versucht wurde  herauszufinden, welches ihre Bedürfnisse  
	 überhaupt sind und was passieren würde, wenn diese Raum bekämen. Durch das hypotheti- 
	 sche Spiel wurden diese Situationen nicht zu einer Gefahr für das Mädchen. Dies gelang, da  
	 sie in der Zwischenzeit einen (Schutz-)Raum für sich im Kinderschutz-Zentrum gefunden und  
	 Vertrauen gefasst hatte. Im nächsten Schritt war dann abzuwägen, welchen Weg das Kind  
	 gehen könne, diese Bedürfnisse mitzuteilen. Hin und wieder benötigte dieser Prozess mehrere 
	 Sitzungen, da Luisa sehr vorsichtig agierte. Nach erfolgreichen Erlebnissen, welche sie der  
	 Beraterin voller Stolz berichtete, zeigte sie sich mutiger und schneller im Finden eigener  
	 Lösungsansätze. Sie war in der Lage ihre Sorge in Bezug auf das Ende der Beratung mitzu- 
	 teilen, Traurigkeit und auch Stolz auf das Geschaffte hatten Raum. Eine Wiederaufnahme der  
	 Beratung bei erneutem Unterstützungsbedarf wäre jederzeit möglich. 
 
Das Ende und auch dessen Transparenz stellt einen wichtigen Baustein in der Arbeit mit Kindern dar. Gerade im 
sozialen Bereich und langen Arbeitsbeziehungen ist das Loslassen eine große Herausforderung. Das Zutrauen 
in die Menschen und deren Fähigkeiten spielt über den gesamten Beratungsprozess und für ein gelingendes 
Ende eine entscheidende Rolle. Eine Rückschau über den Zeitraum der Beratung mit Hilfe eines Zeitstrahls, auf 
dem man sich im Raum bewegt, hilft um das Erreichte auch körperlich zu verinnerlichen. Mögliche „Rückfälle“ 
können vorab thematisiert und Ideen zur Bewältigung besprochen werden (Vgl. Schlippe und Schweitzer 1999, 
S.214f.).

Fazit

In der Arbeit mit gewaltbelasteten Familien und den darin lebenden Kindern spielt das Sprechen und die Spra-
che eine entscheidende Rolle. Sprechen bedeutet „das Geheimnis der Gewalt“ zu brechen und den Kindern eine 
Stimme zu geben. Dies scheint gerade bei sprachlichen Barrieren schwierig, dennoch zeigt dieser Artikel, dass 
es auf unterschiedlichen Wegen möglich ist. Hierzu ist ein fundiertes fachliches Wissen von Bedeutung sowie 
die eigene Haltung den Klient*innen gegenüber. Geduld, Kreativität und Flexibilität helfen Hürden abzubauen 
und eine vertrauensvolle Arbeitsbeziehung aufzubauen. Anhand des Fallbeispiels wird deutlich, dass es wichtig 
ist, einen Prozess gestalten zu können, um die Möglichkeit zu haben, im Tempo des Kindes/Jugendlichen eine 
gemeinsame „Sprache“ zu finden.



Als noch einzulösende Vision sind die Menschenrechte oft als Realutopien zu verste-
hen, deren Umsetzung immer wieder neu konkretisiert und erkämpft werden muss (vgl. 
Staub-Bernasconi 2000: 628). 
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Dieser Beitrag gibt einen Überblick über das Konzept der menschenrechtsorientierten Sozialen Arbeit. Da-
rauf aufbauend werden sechs aktuelle Aufgaben, Spannungsfelder und Herausforderungen eines men-
schenrechtsbezogenen Ansatzes in der Kinderschutzarbeit dargelegt, die mit einem abschließenden Aus-

blick zusammengefasst werden. 

Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession: Ein Konzept und seine Grundlagen

Dieser Artikel verortet die Kinderschutzarbeit im Konzept einer als Menschenrechtsprofession definierten Sozia-
len Arbeit. Dieses Konzept hat sehr weitreichende Implikationen, die hier nur in Kürze dargestellt werden können 
aber an anderer Stelle ausführlicher dargelegt sind (vgl. für eine ausführlichere Darstellung der Grundprinzipien 
Staub-Bernasconi 2007; 2019; Spatscheck 2008; 2018; Spatscheck/Steckelberg 2018; Reichert 2011; Wronka 
2016). Im Folgenden können jedoch dessen zentrale Bezugspunkte im Überblick dargestellt werden. 
Eine definitorische Hauptreferenz des Konzeptes ist die 2014 in Melbourne verabschiedete „Global Definition 
of Social Work“ des internationalen Berufsverbandes der Sozialen Arbeit (IFSW – International Federation of 
Social Workers) und des internationalen Verbandes der Hochschulen für Soziale Arbeit (IASSW – International 
Association of Schools of Social Work). In dieser Definition werden die Menschenrechte gleichrangig mit den 
Prinzipien sozialer Gerechtigkeit, der kollektiv geteilten Verantwortung für das Soziale sowie der Achtung von 
Vielfalt als die zentralen normativen Bezugspunkte der Sozialen Arbeit identifiziert (vgl. DBSH/FBTS 2016; Ori-
ginal und Kommentare unter IFSW 2014; ergänzend zur Genese auch UNO/IFSW 1997).
Über diese berufspolitische Grundlegung hinaus können theoretische Begründungen zum Verhältnis von Men-
schenrechten und Sozialer Arbeit herangezogen werden. Vor allem in dem von Silvia Staub-Bernasconi, Werner 
Obrecht, Kaspar Geiser u.a. vertretenen Systemtheoretischen Paradigma der Sozialen Arbeit ist ein menschen-
rechtsbezogenes und bedürfnistheoretisch fundiertes Theoriemodell der Sozialen Arbeit formuliert, das auf dem 
Ansatz einer „systemischen Ethik“ basiert (vgl. insbes. Staub-Bernasconi 2007; 2019). Menschenrechte werden 
hier als nötige Schutzinstanz zur Wahrung der Menschenwürde und der Befriedigung legitimer menschlicher 
Bedürfnisse betrachtet (vgl. Obrecht 1998), die in sozialen Kontexten oft missachtet oder verletzt werden. 

Soziale Arbeit wird hierbei als eine Menschenrechtsprofession verstanden, auch alle anderen Professionen sind 
den Menschenrechten ethisch verpflichtet. Zentral ist hierbei die Idee der Menschenwürde, diese wird Men-
schen qua Menschsein zugestanden, diese müssen für das Erlangen der Menschenrechte keine Bedingungen 
erfüllen oder sich diese erst erarbeiten oder verdienen (Fritzsche 2004: 16-19; Joas 2011). Gleichwohl muss for-
muliert werden, dass ein auf Gegenseitigkeit, Werten und ethischen Grundsätzen basiertes Handeln der Men-
schen die Voraussetzung für die Umsetzung der Menschenrechte ist. Somit ist ein Einhalten moralischer Pflich-
ten der Menschenrechte letztlich keine Bedingung, jedoch eine zentrale Voraussetzung für die Realisierung der 
Menschenrechte.
Die Menschenrechte wurden in verschiedensten internationalen Erklärungen und Dokumenten ratifiziert und 
haben dann ihren Eingang in die nationalen (Sozial-)Gesetzgebungen erhalten (vgl. hierzu ausführlicher Spat-
scheck 2018 oder in Bezug auf die Kinderrechte Engelhardt 2016). Historisch konnte der Kanon der Menschen-
rechte vor allem seit dem 18. Jahrhundert sukzessive und besonders im ausgehenden 20. Jahrhundert weiter 
etabliert werden. Nach und nach gelang es, dass jene Personengruppen eine Teilhabe an den Menschenrechten 
erhalten, die bisher im Menschenrechtsdiskurs noch übersehen wurden (Rommelspacher 2003: 80). 

Eine als Menschenrechtsprofession verstandene Soziale Arbeit muss sich an humanitären, demokratischen oder 
religiösen Idealen orientieren, die weit über den aktuellen Stand der Gesellschaft hinausreichen. Die Menschen-
rechte können dabei als unhintergehbare Kriterien und Maßstäbe für die Förderung und Entwicklung positiver 
individueller Lebenssituationen und gesellschaftlicher Strukturen herangezogen werden. 
Blickt man auf die Umsetzung der Menschenrechte, lassen sich im historischen Verlauf verschiedene Gene-
rationen der Verwirklichung erkennen, die jedoch nicht immer als lineare Entwicklungen eines stetigen Fort-
schritts zu beschreiben sind (vgl. Fritsche 2004: 24-27; Ife 2001: 24-42). Auch in der Sozialen Arbeit werden 
Menschenrechte weder als statischer fest gefügter Kodex von zu erreichenden Standards noch als andauernde 
Progression betrachtet. Vielmehr werden sie auch dort als Ausdruck einer andauernden Auseinandersetzung 
über ethische Ansprüche innerhalb sich wandelnder sozialer Kontexte betrachtet (vgl. Fritzsche 2004: 92-110; 
Mührel/Birgmeier 2012; Mührel/Röh 2007: 294ff.; Staub-Bernasconi 1995: 417). Dementsprechend soll im Fol-
genden auch die Kinderschutzarbeit und ihr Bezug zur Realisierung der Kinderrechte als ein widersprüchliches 
und ambivalentes Handlungsfeld der Sozialen Arbeit und seinen aktuellen Aufgaben, Spannungsfeldern und 
Herausforderungen in Bezug auf den Menschenrechtsdiskurs weiter betrachtet werden. 

Aufgaben, Spannungsfelder und Herausforderungen für die Kinderschutzarbeit

Blickt man auf die Umsetzung der Ansprüche einer menschenrechtsbezogenen Sozialen Arbeit, so zeigen sich 
in Bezug auf die Kinderschutzarbeit die im Folgenden diskutierten Aufgaben, Spannungsfelder und Herausfor-
derungen. Eine an den Menschenrechten orientierte Kinderschutzarbeit wird aus meiner Sicht aktuell mit den 
folgenden sechs fachlichen Herausforderungen konfrontiert. 

Geltung, Reichweite, Rechtsgeltung des Menschenrechtsmandates

In Bezug auf eine menschenrechtliche Positionierung der Kinderschutzarbeit stellt sich zunächst die grundle-
gende Frage, wie weit das fachlich gebotene Menschenrechtsmandat an dieser Stelle reicht und wie verpflich-
tend und umfangreich dieses zu verstehen ist. 
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Zu dieser Frage macht Silvia Staub-Bernasconi (2019: 9) deutlich, dass das professionelle Mandat der Sozialen 
Arbeit deutlich weiter reicht, als nur den Stand der Umsetzung der Menschenrechte im real Gegebenen zu ver-
walten. Vielmehr arbeitet Sie drei Dimensionen des fachlichen Mandates der Sozialen Arbeit heraus. Zunächst 
beschreibt sie die legale Dimension, die durch die Kodifizierung und Geltung der Menschenrechte im Völkerrecht 
und in den nationalen Gesetzen begründet sind und der die Sozialarbeiter*innen qua Gesetz verpflichtet sind. 
Über diesen legal bestimmten Rahmen hinaus sieht sie jedoch auch eine ethische Dimension, die Fachkräfte 
anhält, die Menschenwürde in jenen Situationen inhaltlich einzufordern, die zwar legal, aber nach eingehender 
fachlicher Prüfung nicht als legitim eingeschätzt werden. Beispiele hierfür könnte die Arbeit mit Menschen ohne 
Papieren oder mit unklarem Rechtsstatus sein oder der Umgang mit illegitimer sozialer Diskriminierung. Dar-
über hinaus sieht Staub-Bernasconi ein weiterreichendes professionspolitisches und handlungstheoretisches 
Mandat, dass Fachkräften gebietet, bei Menschenrechtsverletzungen proaktiv, solidarisch und anwaltschaftlich 
die Instanzen des demokratischen Rechtsstaates und seiner Institutionen anzurufen und, wo dies zu wenig weit-
reichend wäre, auch solidarische professionelle Basisarbeit mit Individuen, Familien, Gruppen, Gemeinwesen 
und Organisationen zu leisten und damit auch an einer Demokratisierung der Gesellschaft und ihrer Institutio-
nen aktiv mitzuarbeiten. 
Damit argumentiert sie auch im Einklang mit den oft als die vier Grundprinzipien der UN Kinderrechtskonven-
tion (UN KRK) identifizierten Anforderungen (UNICEF 2014: 2; Save the Children 2007: 6). In diesem Menschen-
rechtsdokument sind die vier Grundprinzipien a) der Nichtdiskriminierung und des Rechts auf Gleichbehandlung 
(Art. 2), b) der Wahrung der besten Interessen des jungen Menschen und der Vorrang des Kindeswohls (Art. 3 
Abs.1), c) dem Recht gehört und beteiligt zu werden und in seiner Meinung und seinem Willen geachtet zu sein 
(Art. 12) sowie d) dem Recht auf Leben und persönliche Entwicklung (Art. 6) als zentrales Koordinatensystem 
verankert. Diese Prinzipien werden in der Rechtslogik der UN KRK als ein miteinander verbundener Gestaltungs-
auftrag verstanden, bei dem die ersten drei Prinzipien ein gemeinsames Fundament bilden, auf dem dann das 
vierte Prinzip in den gesellschaftlichen Institutionen demokratisch eingelöst werden muss. 
Um diesem erweiterten Gesamtauftrag gerecht zu werden würde es nicht ausreichen, nur die aktuell erreich-
te Menschenrechtslage als statischen Rahmen zu verstehen. Vielmehr beschreibt das Menschenrechtsmandat 
einen proaktiven, emanzipatorischen und sozialräumlichen Gestaltungsauftrag, der eine aktive Haltung und 
passende methodische Zugänge der solidarischen und anwaltschaftlichen Arbeit impliziert und gegebene Ver-
hältnisse und Standards immer wieder kritisch und neu hinterfragt.

Subjektstatus und Kinderschutz

Ausgehend von dieser engagierten und gesellschafts- und institutionenbezogenen Ausrichtung des fachlichen 
Arbeitens leitet sich die Grundperspektive ab, junge Menschen nicht mehr länger als Objekte, sondern vielmehr 
als Subjekte in der Kinder- und Jugendhilfe zu betrachten (Biesel et al. 2019; Ackermann 2017). Die Geschichte 
der Kinder- und Jugendhilfe war sehr lange vom paternalistisch-technokratischen Verständnis geprägt, junge 
Menschen und Familien eher als gefährdete Objekte und als passive Empfänger*innen von Schutz und Hilfen zu 
betrachten. Dabei wird ein dualistisches Denken impliziert, welches junge Menschen entweder nur als schutz-
bedürftig oder nur als autonom betrachtet, aber eine dialektische Gleichzeitigkeit dieser beiden Zustände aus-
blendet. 
Mit dem Perspektivwechsel der Subjektorientierung kann der trennende Dualismus des Denkens überwunden 
werden. Nur so wird denkbar, dass junge Menschen gleichzeitig schutzbedürftig sind, aber dennoch auch Rech-
te, Interessen und Fähigkeiten zur Partizipation haben und damit auch die (Subjekt-)Bildung zur Kinderschutz-
aufgabe wird. Mit diesem Perspektivwechsel werden junge Menschen und deren Familien zu Subjekten in der 
Kinderschutzarbeit, mit denen auch trotz vorliegender Probleme und Herausforderungen auf Augenhöhe ge-
arbeitet werden kann und muss. 
Dieser Perspektivwechsel führt zu einer Erneuerung und Bekräftigung des Plädoyers für eine dialogische und 
demokratische Kinderschutzarbeit (vgl. a.a.O., oder auch die Beiträge in Böwer/Kotthaus 2018), jedoch hier 
zusätzlich gestärkt durch eine menschenrechtsbezogene Argumentation. Ein dialogischer Ansatz der Kinder-
schutzarbeit plädiert dafür, den Risiken für das Kindeswohl entschlossen aber dialogisch zu begegnen und dabei 
der Stimme von Kindern und Jugendlichen in Prozessen und Institutionen mehr Gewicht zu geben. Eine solche 
Kinderschutzarbeit müsste mit Ambivalenzen und Prozesshaftigkeiten dialogisch umgehen und Kinderschutz-

arbeit als trotz aller Risiken offenes und veränderliches „Grenzobjekt“ (Hörster et al. 2013) verstehen. Sie kann 
erst dann in vollem Umfang dazu beitragen, die Kinderrechte hier voll auszubauchen und umzusetzen. 

Konflikte und das Tripelmandat der Sozialen Arbeit

Ein engagierter und gesellschaftsbezogener Ansatz der Kinderschutzarbeit führt zu Interessenkonflikten um 
Rechte, Pflichten und Verteilungsfragen. Dies bildet letztlich das Spannungsfeld von professioneller Hilfe und 
Kontrolle ab. Silvia Staub-Bernasconi verweist zur fachlichen Ausgestaltung dieses Spannungsfeldes auf das 
Tripelmandat der Profession (Staub-Bernasconi 2007: 139; 2008: 22; 2019). In diesem Modell erweitert sie das 
fachliche Doppelmandat von Hilfe und Kontrolle (vgl. etwa Böhnisch/Lösch 1973) zu einem dreifachen Mandat. 
Neben den Anliegen der Adressat*innen (Hilfe) und dem Wunsch nach Einflussnahme staatlicher und weiterer 
Instanzen (Kontrolle) formuliert sie einen dritten Einflussfaktor (professionelles Mandat), aus dem eine eigene 
fachliche Argumentationsbasis der Sozialen Arbeit gewonnen wird. 

Das professionelle Mandat der Sozialen Arbeit begründet sich zum einen in der Auseinandersetzung mit den 
fachlich-wissenschaftlichen Erkenntnissen zum jeweiligen Gegenstand und Kontext der Situation, sowie zum 
anderen in einer Reflexion der relevanten Positionen der Ethikcodizes der Profession (vgl. für die Soziale Arbeit 
IFSW 2012 bzw. DBSH 2014). So können fachliche Einschätzungen reflektiert und in relativer fachlicher Auto-
nomie getroffen und vertreten werden.
Das Modell des Tripelmandates formuliert einen fachlichen Anspruch, der auch in der Praxis von vielen Sozial-
arbeiter*innen handlungsleitend angestrebt wird. Gleichzeitig ist die Umsetzung dieses Leitmodells in der all-
täglichen Praxis noch wenig erforscht und handlungsmethodisch bislang noch wenig konkretisiert. 
Vor diesem Hintergrund wäre es in Bezug auf die Kinderschutzarbeit von großem Interesse, die fachliche Aus-
gestaltung des Tripelmandates in Bezug auf typische Herausforderungen noch umfangreicher zu erforschen. 
Dabei müsste vor allem die Ausgestaltung des Spannungsfeldes zwischen Kinderrechten und Elternrechten, 
die Frage, wie ein normativer Anspruch im Kontext von Diversity und Intersektionalität begründet und gestaltet 
werden kann sowie die Frage, wie das Tripelmandat in der Arbeitsbeziehung in seinen Ambivalenzen und Wi-
dersprüchen methodisch gestaltet werden kann, erforscht werden. Jenseits der inhaltlichen Begründung des 
fachlichen Mandates wäre es noch ein weiteres Forschungsinteresse, wie fachlich ermittelte Ansprüche in der 
konkreten Fallarbeit strategisch durchgesetzt werden können und welche Verfahren hier geeignet und wirksam 
sind.

Menschenrechte weiter denken: Environmental Justice und Green Social Work

HILFE KONTROLLE

PROFESSIONELLES 
MANDAT
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Neuere Diskussionen um „Green Social Work“ und „Environmental Justice“ (vgl. Dominelli 2012; Erickson 2018) 
machen deutlich, dass im Kontext endlicher Ressourcen, den Grenzen des Wachstums und den irreversiblen 
Schädigungen durch die bisherige imperial geprägte westliche Lebens- und Wirtschaftsweise die Soziale Frage 
und die Ökologische Frage nicht mehr länger getrennt voneinander bearbeitet werden können. Vielmehr wird 
eine gemeinsame Betrachtung dieser Fragen zu einer existenziellen Thematik für aktuelle und kommende Ge-
nerationen. 
Einhergehend mit diesem Paradigmenwechsel müssten auch die Konzepte der Menschenrechte erweitert ge-
dacht und in ihren Bezügen zu den Tier-, Pflanzen- und Ökosystemrechten reflektiert werden. Hier ist die Soziale 
Arbeit gefordert, Konzepte zu nachhaltigen Wohlfahrtssystemen und zu Modellen der Postwachstumsgesell-
schaften (vgl. zu beiden etwa Koch/Büchs 2017) konzeptionell in ihre Theorien zu integrieren. 
Autor*innen wie Christina Erickson (2018) machen in ihren Arbeiten zum sozial-ökologischen Denken und Han-
deln in der Sozialen Arbeit deutlich, wie die Ziele von Partizipation und Solidarität sowie von Nachhaltigkeit und 
Suffizienz im konkreten fachlich-methodischen Handeln auf der Mikro-, Meso- und Makroebene systematisch 
zusammengeführt werden können. Modelle dieser Art machen deutlich, wie sozial-ökologische Ansätze auch 
in der Kinderschutzarbeit mit Einzelnen, Familien und im Gemeinwesen noch stärker reflektiert werden können 
und verweisen auf nötige fachliche Weiterentwicklungen auch in diesem Bereich. 

Realisierung von Rechten messen: Menschenrechtsmonitoring

Ein Weg, die Umsetzung der Menschenrechte in Institutionen und alltäglichen Lebensbereichen noch klarer 
zu thematisieren liegen in den Verfahren des Menschenrechtsmonitorings begründet, die die Umsetzung von 
Rechten an Indikatoren festmachen und deren Entwicklung in regelmäßigen Erhebungen vergleichend erheben 
und betrachten. 
Ein mögliches Modell hierzu könnten die vom UN Hochkommissariat für Menschenrechte entwickelten Indika-
toren sein (vgl. UN Office of the High Commissioner Human Rights 2012). Diese messen a) die Availability – die 
Verfügbarkeit von Angeboten, Einrichtungen und Ressourcen, b) deren Accessability – die physische und wirt-
schaftliche Zugängigkeit und die formale und faktische Nicht-Diskriminierung der Zugänge, c) deren Acceptabi-
lity – die Annehmbarkeit in Abstimmung mit Bedürfnissen und Lebenslagen der Adressat*innen sowie d) deren 
Adaptability – die Anpassungsfähigkeit und Flexibilität in Bezug auf gesellschaftlichen Wandel, Bedürfnisse, 
soziale und kulturelle Bezüge sowie auf individuelle Belange und Bedürfnisse. 
Mit Messinstrumenten dieser Art können lokale Entwicklungen im überregionalen und internationalen Vergleich 
klarer beschrieben und ermittelt werden. Dies kann helfen, die beteiligten Akteur*innen mit Informationen über 
die aktuelle Lage und nötige nächste Entwicklungen in Kenntnis zu setzen und von politisch und gesellschaftlich 
Verantwortlichen die nächsten nötigen Schritte und Handlungen klarer begründet einzufordern. 

Kinderrechte ins Grundgesetz verankern

Ein weiteres und bereits länger diskutiertes Mittel zur umfassenderen Umsetzung der Kinderrechte ist deren 
Verankerung im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (vgl. dazu etwa AGJ 2015; Maywald 2018: 988). 
Mit diesem Schritt wird angestrebt, die Umsetzung der UN KRK in Deutschland zu konkretisieren und weiter vo-
ranzutreiben. Damit soll das Kindeswohl bei allen staatlichen Entscheidungen die junge Menschen betreffen als 
„vorrangiger Gesichtspunkt“ berücksichtigt werden und junge Menschen als Rechtssubjekte statt als Anhang 
ihrer Eltern betrachtet werden um deren Rechtsansprüche in Hilfeangeboten, etwa den Hilfen zur Erziehung, 
genauer zu konkretisieren.
Für die Umsetzung dieser Ziele waren in den letzten 30 Jahren verschiedene Initiativen aktiv. Erste Schritte wa-
ren die Verankerung der Rechte auf eine gewaltfreie Erziehung, auf Frühe Hilfen sowie auf Kindertagesbetreu-
ung in der Gesetzgebung. Eine volle Umsetzung der Verankerung der Kinderrechte in der Verfassung wurde im 
aktuellen Koalitionsvertrag beschlossen. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe wurde beauftragt, einen Vorschlag 

zu erarbeiten. Somit steht aktuell eine weitere Umsetzung dieses Vorhabens an, das eine sehr hohe Relevanz für 
die Kinderschutzarbeit hätte und neue Möglichkeiten schaffen würde, die in ihrer weiteren Ausgestaltung dann 
in den Gremien und Institutionen weiter diskutiert werden müsste. 

Fazit und Ausblick

Die hier formulierten Aufgaben, Spannungsfelder und Herausforderungen münden in einem Gesamtkonzept 
einer menschenrechtsbezogenen Kinderschutzarbeit (vgl. Maywald 2018). Dieses reicht in seinen relationalen 
und emanzipatorischen Ansprüchen weiter als das bloße Arbeiten mit einzelnen „Fällen“ und ihren familiären 
Bezugsgruppen. Vielmehr geht es um aktive fachliche Positionierungen, die Kinderschutz als ganzheitliche und 
sozialräumliche Fragestellung betrachten und die Umsetzung der Subjektorientierung und der Demokratisie-
rung der Institutionen des Kinderschutzes, der Bildung und Erziehung und des Gesundheitswesens voranbringt. 
Leider sind Menschenrechte hier nicht immer jene machtvollen „Trumpfkarten“, die bei konfliktreichen Ausein-
andersetzungen zum automatischen Schutz und zur Förderung vulnerabler Gruppen führen (vgl. Ignatieff 2002: 
45). In rechtsphilosophischer Hinsicht sind sie zwar die objektivsten und höchsten Grundlagen zur Regelung 
unseres Zusammenlebens (vgl. Dworkin 2007), aber die Alltagserfahrung zeigt, dass ein Bezug auf die Men-
schenrechte nicht immer hilft, die für sie hinderlichen politischen, institutionellen und familiären Bedingungen 
außer Kraft zu setzen und den Menschenrechten jene innere Durchsetzungskraft zu geben, die sie aus fachlicher 
Sicht haben sollten. Diese Entwicklungen werden durch das Aufkommen von illiberalen und antidemokrati-
schen Strömungen in unseren Gesellschaften aktuell noch weiter verstärkt (vgl. Ife 2018). 
Dennoch sind die Menschenrechte längst nicht wirkungslos. Trotz aller Einwände sind sie weiterhin klare und 
schlüssige ethische Argumente, deren Geltung und Realisierung in sich ändernden Kontexten immer wieder 
diskutiert und auch im Einklang mit sozialen Bewegungen und institutionellen Akteur*innen immer wieder neu 
eingefordert werden muss (vgl. a.a.O.). Damit können auch im Kinderschutz wichtige Machtmittel erschlossen 
werden und entlang des professionellen Mandates der Sozialen Arbeit eingesetzt werden. Gerade in den sich 
aktuell sehr schnell wandelnden gesellschaftlichen Kontexten müssen diese als Legitimationsbasis jedoch im-
mer wieder neu „vom Kopf auf die Füße gestellt“ (Kappeler 2008) werden indem sie neu erstritten, eingefordert, 
verhandelt und ausgestaltet werden.
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